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Vorwort
Die Subventionierung des Niedriglohnsektors wird in der öffentlichen Diskussion als Möglichkeit zur Ausweitung dieses Beschäftigungsbereiches gesehen. Grundlage dafür ist zum einen die Annahme, dass Beschäftigungsbedarf bestünde, wenn die Sektoren mit niedrigen Einkommen weiter ausgedehnt werden können. Zum anderen wird auf internationale Erfahrungen verwiesen, mit denen eine solche Strategie als erfolgreich beweisbar sei.
Aus diesen Gründen und vor dem Hintergrund dringenden Handlungsbedarfs zum Abbau von Arbeitslosigkeit fließen die Diskussionen zur Subventionierung geringer Einkommen auch in die Gespräche zum ‘Bündnis für Arbeit’ ein.
Wie sind also die Beschäftigungsperspektiven im Zusammenhang mit einer solcher Strategie einzuschätzen?
Welche Schlussfolgerungen sind aus internationalen Erfahrungen zu diesem Thema zu ziehen?
Welche gesellschaftspolitischen Konzepte sind mit einer Ausweitung der Niedriglohnbeschäftigung verbunden?
Wie ist die tarifpolitische Einschätzung und Schlussfolgerung der Gewerkschaften in Verbindung mit dieser Diskussion?
Zur Beantwortung dieser und weiterer Fragestellungen des Themenkomplexes ‘Subventionen im Niedriglohnsektor’ fand am 19.5.00 in den Räumen der Carl von Ossietzky Universität eine Tagung statt, die im Rahmen dieser Broschüre dokumentiert wird.
In einem ersten Teil ordneten Claus Schäfer vom ‚Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut‘ des DGB und Klaus Schüler von der Universität Oldenburg das Thema in eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung insbesondere in Bezug auf die volkswirtschaftliche Logik der Argumente der Befürworter einer solchen Strategie ein. Claus Schäfer bezieht in seine Betrachtungen insbesondere Vergleiche mit den USA ein. Schon aus diesen Beiträgen wird deutlich, dass die gesamtwirtschaftlichen Annahmen eines positiven Zusammenhangs zwischen Beschäftigungsdynamik und Ausweitung von Niedriglohnbereichen empirisch nicht belegbar ist.
Lars Czommer vergleicht die Diskussion zum Thema in Deutschland mit den Entwicklungen in den USA als einem der ‚Musterbeispiele‘ für eine angenommene positive Wirkung von Niedriglohnsektoren zur Generierung neuer Arbeitsplätze.
Die Verknüpfung der tarifpolitischen Diskussion zum Niedriglohn mit sozialpolitischen Fragestellungen, insbesondere vor dem Hintergrund des Kombilohnmodells des ‚Bundesverbandes der Deutschen Arbeitgeberverbände‘ übernimmt Gerhard Bäcker in seinem Beitrag.
In dem letzten Beitrag verweist Jörg Wiedemut auf die gewerkschaftlichen Positionen zum Thema, insbesondere mit dem Hinweis auf die Strategie der Forderung nach einem gesetzlichen Mindestlohn. Wiedemut untermauert seine Argumentation mit dem Verweis auf Niedriglohnsektoren im Organisationsbereich der Gewerkschaft HBV.
Mit dieser Tagung leistet die Kooperationsstelle Hochschule – Gewerkschaften einen Beitrag zur Verknüpfung aktueller gewerkschaftlicher und hier insbesondere auch tarifpolitischer  Diskussionen mit wissenschaftlicher Forschung und entsprechenden Forschungsergebnissen. Die besondere Brisanz und Aktualität des Themas ergibt sich nicht nur aus der Einbeziehung der Thematik in die Gespräche zum ‚Bündnis für Arbeit‘, sondern – wie in der Diskussion auf der Tagung deutlich wurde – durch vielfältige betriebliche Versuche zur Umsetzung einer ‚Niedriglohn-Strategie‘. 
Das Ziel einer Einbindung der von der Kooperationsstelle organisierten Tagungen in gewerkschaftliche Strategiebildung und Handlungskonzepte von Betriebsräten konnte mit dieser Tagung erreicht werden.
Für die Kooperationsstelle
Harald Büsing
Claus Schäfer / WSI







Niedrige Löhne = mehr Beschäftigung?
Ein verhängnisvoller Irrtum!
1. These und Gegenthese, Schein und Wirklichkeit
Seit vielen Jahren lautet ein gängiges Argument zur Erklärung der hohen Arbeitslosigkeit in Deutschland, dass die Unternehmen zu vielen Belastungen nationaler Art ausgesetzt sind, d.h. zu vielen staatlichen Regulierungen und auch zu hohen Steuern bzw. Abgaben sowie ebenfalls zu hohen Löhnen. Aus beschäftigungspolitischen Gründen wird also eine Entlastung der Unternehmen gefordert; die Adressaten der Forderung sind Staat und Gewerkschaften. Im Kontext der Lohnkosten wird insbesondere beklagt, daß (hohe) Löhne nicht im Einklang mit der (geringen) Produktivität vieler Beschäftigten stehen. Diese Diskrepanz habe zum Abbau von einfachen Arbeitsplätzen mit Stelleninhabern geringer Qualifikation geführt und zum Anstieg entsprechender Arbeitslosigkeit, die einen Großteil der gesamten Arbeitslosigkeit ausmacht. Deshalb sei das lohnpolitische Gebot der Stunde neben einer allgemeinen Lohnzurückhaltung der gewerkschaftlichen Tarifpolitik eine größere Differenzierung der Lohnpyramide, um an deren unteren Ende das Gleichgewicht mit niedrigen Produktivitäten wieder herzustellen. 
Das Verlangen nach »Lohndifferenzierung« oder auch »Lohnspreizung« meint also in erster Linie relative und sogar absolute Lohnsenkung im unteren Bereich – schließt allerdings zumindest implizit auch die stärkere Anhebung im oberen, auf sogenannte Leistungsträger bezogenen Lohn- und Gehaltsbereich ein. Als allgemeiner verteilungspolitischer Hintergrund solcher Forderungen spielt vielfach auch die These eine Rolle, dass es einen quasi natürlichen Konflikt gebe zwischen einerseits Verteilungsgerechtigkeit, die in einer flachen Einkommenspyramide zum Ausdruck kommt, sowie andererseits ökonomischer Effizienz, die Leistungsanreize und Produktivitäten bzw. Arbeitspotential nur bei einer steilen Einkommenspyramide ausschöpft. Zusammengefasst werden solche Argumente häufig in Formeln wie »Niedriglöhne eröffnen bessere Einkommenschancen für alle« – so die Überschrift des Handelsblatts über eine Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW), in der zugleich, wie häufig in solchen Argumentationszusammenhängen, internationale Belege für die Richtigkeit und Wirksamkeit dieser Aussage angeführt werden.1 
Doch diese Belege und die genannten verteilungspolitischen Argumente werden fragwürdig, je genauer man in die nationale und internationale Empirie einsteigt. Denn in Deutschland hat schon lange, weitgehend unbeachtet von der Öffentlichkeit, eine Senkung der Lohnkosten sowie eine Spreizung der Lohneinkommen in erheblichem Ausmaß stattgefunden; gleichzeitig sind Gewinn- und Vermögenseinkommen in ihrer volkswirtschaftlichen Bedeutung erheblich gestiegen und haben – verstärkt durch die staatliche Umverteilungspolitik zugunsten von Unternehmen und Selbständigen – zu einer Polarisierung der Einkommensentwicklung auch auf der Ebene der privaten Haushalte zu Lasten von Arbeitnehmern geführt.2  
Doch trotz der immer besser gefüllten Kassen von Unternehmen und Selbständigen sind die versprochenen beschäftigungspolitischen Erfolge zur Entlastung des Arbeitsmarkts nicht eingetreten. Statt dessen sind aber inzwischen mehr ökonomische – und nicht nur soziale – Schäden angerichtet worden, welche ohne Korrektur dieser Vergangenheitspolitik mittelfristig tatsächlich jene Wettbewerbskrise erzeugen können, die heute angesichts der noch anhaltenden deutschen Exporterfolge eine reine Interessenbehauptung ist.3 Die Kosten-Nutzen-Bilanz einer solchen Verteilungspolitik stimmt aber auch für andere Länder nicht; selbst für die USA ist sie trotz ihres sogenannten Beschäftigungswunders– siehe unten – negativ. Demnach muss die Ausgangsthese als Handlungsanregung der Wissenschaft an die Politik eher umgedreht werden: Ausreichend hohe Löhne und eine relativ flache Einkommenshierarchie stehen in einem komplementären Verhältnis zu ökonomischer Effizienz, Wettbewerbsfähigkeit und anderen ökonomischen Charakteristika eines Landes. Für diese Gegenbehauptung werden im folgenden einige Fakten aufgeführt.
2. Bisherige Lohnspreizung in Deutschland
In Deutschland ist die geforderte Spreizung von Löhnen und Lohnkosten faktisch und erheblich antizipiert worden – und zwar in mehreren Formen auf unterschiedlichen Ebenen:
-
Zwar ist seit vielen Jahren die absolute Zahl der Vollzeitstellen (in Westdeutschland) nahezu konstant geblieben; aber der Zuwachs an neuen Stellen besteht fast ausschließlich in "prekären" Jobs. Durch sie ist eine zunehmende "reale" Spreizung eingetreten zwischen den Arbeitsbedingungen von Teilzeit, geringfügiger Beschäftigung usw., die fast immer ein gegenwärtig und zukünftig geringes sowie häufig auch instabiles Arbeitseinkommen bedeuten, und zu den sogenannten Normalarbeitsverhältnissen, die im wesentlichen durch eine sozialversicherungspflichtige Vollzeitbeschäftigung mit entsprechenden Absicherungen und relativ ausreichendem Einkommen charakterisiert sind. Auch sozialversicherungspflichtige Teilzeit ist prekär, wenn sie viele Jahre oder sogar »arbeitslebenlang« praktiziert wird, weil davon meist mehr als eine Person kaum ernährt und auch diese Person nicht fürs Alter gesichert werden kann. Solche prekären Jobs machen heute rund ein Drittel aller abhängigen Beschäftigungsverhältnisse aus, nachdem sie vor 20 Jahren gerade einen Anteil von 15% stellten. Die Nachteile der in solchen Beschäftigungsverhältnissen befindlichen Arbeitnehmer sind jedoch meist die Vorteile ihrer Arbeitgeber, also vor allem geringe Arbeitskosten und höhere Arbeitsflexibilität – zumal die allermeisten dieser Jobs von der regulierenden Tarifpolitik der Gewerkschaften nicht erreicht werden und häufig auch gesetzlich wenig reguliert sind.
-
Daneben haben sich mehrere Formen der »monetären« Spreizung von Arbeitseinkommen entwickelt, die im wesentlichen die Normalarbeitsverhältnisse und damit auch den Bereich der intensiv tarifpolitisch und gesetzlich regulierten Jobs betreffen:
(1) Zunächst hat seit den 90er Jahren die gewerkschaftliche Tarifpolitik den sogenannten Verteilungsspielraum – definiert durch Inflations- und Produktivitätswachstum – nicht ausgeschöpft. Diese Lohnzurückhaltung in einem Ausmaß von fast 10% (siehe Tabelle 1) ist umgekehrt der Ertragssituation der Unternehmen zugute gekommen – und kann daher als Lohn-Gewinn-Spreizung bezeichnet werden.
(2) Aber auch innerhalb der Arbeitseinkommen im Normalarbeitsverhältnis hat sich eine beträchtliche »allgemeine« Spreizung entwickelt, wie eine Auswertung der Beschäftigtenstatistik des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesanstalt für Arbeit im Auftrag des WSI zeigt. Diese ist die bislang beste Datenbasis für die Analyse von Arbeitseinkommen im Vollzeitverhältnis, weil sie auf die obligatorischen monatlichen Meldungen jedes Arbeitgebers in allen Wirtschaftsbereichen über die individuellen und effektiven Arbeitseinkommen jedes einzelnen Beschäftigten an die Sozialversicherung zurückgreift – und damit auch die in anderen Einkommensstatistiken nicht enthaltenen Dienstleistungsbereiche vollständig miterfasst. 
In Tabelle 2 sind die Vollzeiteinkommen nach Vielfachen bzw. Bruchteilen des durchschnittlichen Arbeitseinkommens aller Vollzeitbeschäftigten für den Zeitraum 1975 bis 1998 in Westdeutschland geschichtet. Abzulesen ist dort für die drei Hauptgruppen von Vollzeitbeschäftigten und ihre Arbeitseinkommen ein zwischenzeitlicher Umbau der Einkommenspyramide: Die Gruppe der Vollzeitbeschäftigten mit einem Arbeitseinkommen bis zu 75% des Durchschnitts, die 1975 noch einen Anteil von rund 30% an allen Vollzeitbeschäftigten ausmachte, stellt zuletzt schon knapp 36%. Die Gruppenstärke des sogenannten Arbeitsmittelstands mit individuellen Einkommen zwischen 75 und 125% des Durchschnitts ist von gut 56% auf etwa 48% gesunken. Und die Besetzung der Gruppe mit »oberen Arbeitseinkommen« über 125% des Durchschnitts hat spürbar von 14% auf 16% zugenommen – wobei die Beitragsbemessungsgrenze zur gesetzlichen Rentenversicherung in der Vergangenheit zwischen 125 und 130% lag. Mit anderen Worten: die Einkommensmitte ist ausgedünnt, während die Einkommensränder »unten« und »oben« gestärkt und so Polarisierungen erzeugt wurden. 
Besonders problematisch ist die feststellbare Spreizung im unteren Bereich, weil sie eine für Deutschland früher kaum für möglich gehaltene Erscheinung belegt: Armut in der Arbeit (working poor) bzw. noch treffender: Armut trotz Vollzeitarbeit, wenn man den in Wissenschaft und Politik inzwischen vielfach üblichen relativen Einkommensbegriff übernimmt, nach dem ein Unterschreiten des Arbeitseinkommens von 50% des durchschnittlichen Einkommens Armut signalisiert. Danach hat es in Deutschland 1975 schon 10,5% oder fast 2,0 Millionen working poor im Normalarbeitsverhältnis gegeben, 1995 waren es fast 11 vH bzw. gut 2 Millionen Personen. Zudem ballen sich die Einkommen dieser Gruppe nicht etwa knapp unterhalb der 50%-Grenze, sondern verteilen sich darunter auf einen relativ weiten Bereich bis hin zu unter 20% des Durchschnittseinkommens, wo einige zehntausend Personen mit ihrem Arbeitseinkommen trotz regulärer Vollzeitarbeit angesiedelt sind. Im übrigen entstammen fast zwei Drittel dieser working poor den verschiedenen Dienstleistungssektoren und lassen deshalb auch fragen, weshalb es trotz der dort offenbar besonders gespreizten Löhne kein entsprechendes »Beschäftigungs-Wunder« gegeben hat.4 
(3) Die oben genannten Spreizungen sind weitgehend Auswirkungen der Tarifpolitik und der betrieblichen Einstufungspolitik. Doch es hat auch unmittelbare Versuche des Staates zur Lohn(kosten)senkung gegeben, die man als »spezielle monetäre Spreizung« bezeichnen kann. Gemeint sind im wesentlichen die an potentielle Arbeitgeber gerichteten Zuschüsse der Bundesanstalt für Arbeit zur Eingliederung bzw. Wiedereingliederung von Arbeitslosen und besonders Langzeitarbeitslosen sowie das steuerliche Dienstmädchen-Privileg. Bekanntlich aber werden diese staatlichen Angebote von den Arbeitgebern seit vielen Jahren faktisch nicht ausgeschöpft bzw. kaum angenommen, so dass auch hier beschäftigungspolitische Hoffnungen in Verbindung mit diesen und anderen staatlichen Maßnahmen sich nicht erfüllt haben. 
Als Zwischenfazit für die deutschen Verhältnisse kann man konstatieren, dass die Forderungen nach Spreizung der Arbeitseinkommen obsolet sind, weil ihre antizipatorische Erfüllung in der Vergangenheit insgesamt keine messbare positive beschäftigungspolitische Wirkung gehabt hat, ja die Arbeitslosigkeit gleichzeitig sogar gestiegen ist. Aber es hat messbare negative Wirkungen dieser Spreizung gegeben, die das unternommene verteilungspolitische Experiment der Vergangenheit erst recht als gescheitert kennzeichnen: Die Stärkung der Gewinne und Vermögenseinkommen, die netto durch viele Steuerentlastungsmaßnahmen noch deutlicher ausfällt als durch Lohnzurückhaltung und Lohnspreizung auf der Bruttoebene, hat die Binnennachfrage in Deutschland ausgezehrt und dadurch die Arbeitsmarktprobleme im wesentlichen verursacht – während der »weltmeisterliche« Exporterfolg Deutschlands selbst in Billiglohnländern die Behauptung einer Standortgefährdung im internationalen Wettbewerb widerlegt. Die Arbeitslosigkeit ist im wesentlichen hausgemacht, weil öffentliche Nachfrage und private Nachfrage in Deutschland zu kurz kommen. Arbeitslosigkeit und falsch verstandene Steuerentlastung der Unternehmen zur vermeintlichen Bekämpfung dieser Arbeitslosigkeit haben durch Mindereinnahmen und Mehrausgaben des Staates die öffentlichen Haushalte zu einem überzogenen Sparkurs gezwungen, der die aktuelle Arbeitsmarktmisere verschlimmert hat und mehr noch wegen der vernachlässigten Bildungs- und Forschungsaktivitäten der öffentlichen Hand zukünftig auch gerade die Exportfähigkeit gefährden kann. Und die im Rahmen des privaten Volkseinkommens seit 1980 um 10% gesunkene Nettolohnquote schließlich schwächt die heutige Massenkaufkraft erheblich, stürzt nicht nur Arbeitnehmer zunehmend in Verschuldung und teils Überschuldung, gefährdet auf Dauer angesichts schlechter Aussichten auf Erwerbschancen und stabile Erwerbseinkommen auch die Bildungs- und Leistungsbereitschaft und anderes mehr.
Dieses Zwischenfazit wird von anderer Seite gern als ungerechtfertigte Dramatisierung der deutschen Situation gekennzeichnet – zumal wir aus sozialer Sicht noch weit etwa von US-Verhältnissen entfernt seien. Und aus beschäftigungspolitischer Sicht würde man noch lange davon – also insbesondere vom US-Beschäftigungswunder – entfernt bleiben müssen, solange man in Deutschland nicht genug Mut habe, die Spreizung von Arbeitseinkommen ebenso wie die Entlastung von Unternehmenssteuern nur energisch genug weiterzutreiben; denn nur mit solchem Mut werde man ab einem bestimmten Punkt wie in den USA den beschäftigungspolitischen »Lohn« ernten können. Der soziale »Preis« dafür in Form von mehr sozialer Polarisierung könne im übrigen, anders als in den USA, von Europa und speziell von Deutschland durch geeignete staatliche Maßnahmen wie etwa Lohnsubventionen abgefedert und erträglich gemacht werden. Privater Preis und staatlicher Aufwand lohnten angesichts der zu erwartenden Beschäftigungseffekte. Tatsächlich gelten die Einkommensverhältnisse in den USA als etwa doppelt so ungleich wie in Deutschland, aber die Beschäftigungsverhältnisse als ungefähr doppelt so gut. 
3. Die US-Empirie: Hoher sozialer Preis bei geringem ökonomischen Erfolg
Doch auch das von den USA behauptete Bild hält der empirischen Überprüfung nicht stand: Das »Beschäftigungswunder« ist ein Mythos, die ökonomische Effizienz des »US-Modells« eher gering, der dafür gezahlte soziale Preis dagegen sehr hoch. Ja, es gibt sogar Hinweise darauf, dass die ökonomische »Performance« der USA deshalb so schlecht ist, weil sie die sozialen Probleme und darunter die extrem ungleiche Einkommensverteilung hat, genauer: weil sie glaubt, diese aus ökonomischen Gründen hinnehmen zu müssen. Das ist übrigens das Urteil vieler amerikanischer Wissenschaftler, die ihr eigenes Land seit Jahren viel kritischer betrachten, als wir es in Europa bisher gewohnt sind – und deren Fakten und Argumente hier im folgenden teilweise herangezogen werden.
-
Das Beschäftigungswunder in den USA – die Zunahme der Jobs um die vielzitierten 30 Millionen – soll hier als absolute Größe nicht in Frage gestellt werden. Aber ein Wunder ist es nicht, wenn diese Zahl angesichts der Größe der US-Bevölkerung und im Vergleich zu ausländischen Entwicklungen relativiert wird. Dann beträgt der US-Beschäftigungszuwachs seit 1989 jährlich nur noch 1,1% (siehe Tabelle 3). Dieser Wert wird aber auch von Australien mit gänzlich anderen Rahmenbedingungen und fast auch von Japan erreicht. Zwar weist Deutschland nur ein Beschäftigungswachstum im selben Zeitraum von 0,1% auf; aber ein anderes und mit dem deutschen viel näher verwandtes »Modell« wie die Niederlande liegt mit jährlich 1,9 vH sogar an der Spitze der internationalen Rangskala.
-
Der Beschäftigungszuwachs in den USA ist auch nicht von Niedriglöhnen verursacht. Wäre das so, müsste z.B. die Beschäftigungsquote von Geringqualifizierten bzw. Niedriglöhnern in den USA höher sein als insbesondere in Deutschland – und müsste auch die Arbeitslosenquote von solchen Personen niedriger sein als hierzulande. Beides ist laut Aussagen der OECD nicht der Fall bzw. in Deutschland sind die entsprechenden Beschäftigungsquoten höher und die Arbeitslosenquote niedriger trotz des insgesamt höheren Lohnniveaus (siehe Tabelle 4). Die OECD, die für internationale Vergleiche immer noch die zuverlässigsten Zahlen bereitstellt, hat übrigens in ihren Untersuchungen auf breiter internationaler Basis über die USA und Deutschland hinaus keinen eindeutigen Zusammenhang zwischen Lohnhöhe bzw. Lohnentwicklung und Beschäftigungsniveau festgestellt.5  
-
Der amerikanische Beschäftigungszuwachs ist, nach vielen Stimmen zu urteilen, durch andere Faktoren begründet, z.B. durch die US-Besonderheit eines von hohen Geburtenraten und starken Zuwanderungen getragenen ausgeprägten Bevölkerungswachstums, aber auch durch eine expansive Wirtschaftspolitik, die niedrige Zinsen und hohe Staatsausgaben entgegen einer neoliberalen Sichtweise kombiniert hat.6 
-
Noch viel wichtiger aber ist, dass die Überbetonung der absoluten Jobzunahme in den USA um 30 Millionen und seine Identifikation mit einer »Wunderwirkung« neo-liberaler Wirtschaftspolitik viele ökonomische Probleme der USA überdeckt: 
(1) Als erstes dieser Probleme ist der Beschäftigungsstand in den USA zu nennen, der als Erfolgskriterium langjähriger Praxis eines »Modells« viel wichtiger ist als der Zuwachs in einem relativ kurzen Zeitraum. Aber dieser Stand ist gekennzeichnet durch eine auch in den USA hohe Arbeitslosigkeit. Zwar hat die offiziell registrierte US-Arbeitslosigkeit das für Europa nachweisbare offizielle Arbeitslosenniveau unterschritten – wenn auch erst nach 1994. Aber die offizielle Definition der Arbeitslosigkeit in den USA ist trotz der Bemühungen etwa der OECD zur Herstellung von Vergleichbarkeit mit anderen Definitionen außerordentlich problematisch. Und vor allem gibt es in den USA ein hohes Maß an versteckter Arbeitslosigkeit, also von Leuten, die zwar Arbeit suchen, aber sich aus unterschiedlichen Gründen nicht registrieren lassen, z.B. deshalb nicht, weil sie nicht als Arbeitslose stigmatisiert werden möchten. Lester Thurow z.B. weist seit Jahren auf viele Millionen US-Bürger hin, die zwar in der amerikanischen Bevölkerungsstatistik auftauchen, aber nicht in der US-Arbeitsmarktstatistik.7
(2)
Das Wachstum der US-Produktion ist, erst recht pro Kopf der Bevölkerung, im internationalen Vergleich seit 1989 nicht besonders hoch. Hier liegen die USA mit jährlich 1,1% fast gleich auf mit Frankreich, Italien und England. Aber Japan und auch Deutschland weisen mit 1,7 bzw. 1,8% eine fast doppelt so hohe Rate aus; und Holland, Dänemark und Norwegen liegen noch darüber (siehe Tabelle 5).
(3)
Noch mehr ins Hintertreffen geraten die USA beim Vergleich von Produktivitätswachstum und Produktivitätsniveau (siehe Tabelle 6). Das Produktivitätswachstum der USA ist seit Ende der 80er Jahre eines der international niedrigsten, das in Westdeutschland eines der höchsten. Wegen dieser Wachstumsunterschiede ist das US-Produktivitätsniveau, das 1960 noch rund doppelt so hoch war wie das in Europa, 1995 vom deutschen und französischen übertroffen worden – und andere EU-Länder standen 1995 kurz davor oder haben inzwischen sogar gleichgezogen. 
(4)
Die Wettbewerbsfähigkeit von US-Produkten auf dem Weltmarkt lässt angesichts des hohen Handelsbilanzdefizits seit Jahrzehnten zu wünschen übrig. Ausnahmen wie Flugzeuge oder Computer bestätigen die Regel und sind auch teilweise auf immer noch anhaltende oder frühere staatliche bzw. militärisch begründete Subventionierung zurückzuführen. Das Handelsbilanzdefizit ist jedenfalls nur zum Teil mit internationalen Dumpingpraktiken oder phasenweise unterbewerteten Währungen von Konkurrenzländern, etwa Japan, zu erklären.
-
Bei der Suche nach möglichen Gründen für den relativ geringen ökonomischen Erfolg des US-Modells setzen immer mehr Wissenschaftler ausgerechnet bei den sozialen Problemen der USA an. So dürfte die weitverbreitete Armut in den USA – die laut einer jüngsten Armutsuntersuchung des US-Handelsministeriums nach offiziellen Kriterien 30% aller US-Bürger und damit fast jeden dritten trifft 8  – eine wesentliche Ursache für fehlende Bildungs- und Leistungsbereitschaft sein. Angesichts von hoher offener und versteckter Arbeitslosigkeit sowie von weit verbreiteten niedrigen Löhnen in der Arbeit, die zur Annahme häufig mehrerer Jobs zwingen - also wegen generell schlechter Erwerbsaussichten -, fehlt bei den Arbeitnehmern die Motivation für jahrelange Qualifizierung und damit die Voraussetzung für hohe Arbeitsproduktivität. Und wegen der niedrigen Löhne und des großen Arbeitskräftereservoirs, das zudem ständig durch relativ gut ausgebildete Einwanderer erhöht wird (rund 10% der US-Arbeitnehmer sind nicht im Land geboren), fehlt auch in den US-Betrieben die Bereitschaft zur Ausbildung mit denselben negativen Folgen. Deshalb setzt z.B. auch die gegenwärtige Clinton-Administration Hoffnungen in eine zukünftig verbesserte Bildung; doch selbst vermehrte staatliche Bildungsausgaben würden zukünftig verpuffen, solange man die Situation der Einkommensverteilung bzw. der Armut als Hemmschuh der Bildungsbereitschaft nicht erkennt und nicht ebenfalls ändert.
Noch stärker wird in den USA das Verhältnis von Armut und Arbeitsmarkt in Zusammenhang mit der US-Kriminalität diskutiert, die früher durchaus ein Europa vergleichbares Niveau aufwies, aber in den letzten Jahren sprunghaft gestiegen ist, so dass der Bau und der Unterhalt von Gefängnissen sowie der Absatz von Sicherheitsvorkehrungen bzw. der Einsatz von Wachkräften zu den wenigen ausgeprägten Wachstumsbranchen in den USA gehören. Freeman z.B. vertritt schon lange die These, dass der Anstieg der US-Kriminalität, genauer: des kriminalisierten Verhaltens, in der verbreiteten Armut begründet liegt, weil sie insbesondere die US-Männer zwingt, für den Lebensunterhalt kriminell zu werden.9 Aber es sind auch die Strafen in den USA verschärft bzw. sozial abweichendes Verhalten stärker kriminalisiert worden. Beide Effekte sind bei der Gegenüberstellung der Gefängnisinsassen der USA mit denen in Europa zu bedenken, die Wacquant vorgenommen hat (siehe Tabelle 7) – und die er ironisch mit »Die Verspätung Europas« überschreibt, weil er die einseitige Debatte in Europa über das vermeintlich vorbildliche US-Modell kennt.10 Freeman macht darauf aufmerksam, dass neben den US-Gefängnisinsassen (2% der männlichen Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter) noch die unter gerichtlichen Auflagen vom Gefängnis Bewahrten oder aus dem Gefängnis Entlassenen (5% der entsprechenden Bevölkerung) berücksichtigt werden müssen, um das personelle Ausmaß der Kriminalität zu verdeutlichen. (Für die letztgenannte Gruppe liegen für Europa keine Vergleichszahlen vor; doch dürften auch diese wie die Gefängnisinsassen wesentlich niedriger liegen als in den USA.) 
Diese Kriminalität und ihre »Bewältigung« hat aus der Sicht von Western/Beckett Dimensionen und Wirkungen auf den US-Arbeitsmarkt, die diesen wesentlich stärker regulieren als europäische Arbeitsschutzgesetze und Gewerkschaftsaktivitäten die Arbeitsmärkte in Europa – womit diese Autoren gleichzeitig eine Kritik an der einseitigen neoliberalen Regulierungsdebatte verbinden.11 Zwar hat die US-Kriminalität nach Western/Beckett für den US-Arbeitsmarkt zunächst entlastende Wirkung, d.h. die relativ positive Beschäftigungsentwicklung der USA im Spiegel amtlicher Kriterien wie etwa der Arbeitslosenquote ist zum großen Teil auf das »Wegschließen« und »Ausschließen« von Kriminellen bzw. Kriminalisierten zurückzuführen. Aber langfristig wird die Kriminalität den Arbeitsmarkt belasten bzw. die Arbeitslosenquote erhöhen, weil die steigende Zahl der Kriminellen mit dem Stigma der Kriminalität immer weniger Beschäftigungschancen bekommen werden – es sei denn, so Western/Beckett, die Politik der Kriminalisierung verschärft sich ständig bzw. die Zahl der Weg- und Ausgeschlossenen wird immer weiter erhöht. Genau dies aber war die Entwicklung der letzten Jahre in den USA; und es ist kaum vorstellbar, dass sie immer weiter eskalieren könnte. Freeman liefert Hinweise auf die heutige Belastung der US-Gesellschaft durch diese Politik, aber auch gleichzeitig auf einen möglichen Ausweg: Für entstandene Schäden der Kriminalität wie für vermiedene Schäden durch Sicherheitsmaßnahmen geben die USA jeweils 2% ihres BSP aus, also insgesamt 4% für Symptombekämpfung, während sie für Bekämpfung der häufigsten Ursache, nämlich die Arbeitslosigkeit, durch Arbeitsmarktpolitik nur 0,55% des BSP verausgaben. Für Europa dürften diese Relationen ungefähr umgekehrt Gültigkeit haben.12 
Für den Vergleich mit Deutschland speziell ist auch noch die von Western/Beckett vorgenommene Unterscheidung zwischen offizieller und tatsächlicher US-Arbeitslosenquote in Verbindung mit Kriminalität von Interesse (siehe Tabelle 8, die sich nur auf US-Männer bezieht, weil diese rund 85% aller kriminellen Handlungen in den USA begehen). Zunächst fällt auf (siehe Spalte 2 von Tabelle 8), dass die Einbeziehung der männlichen Gefängnisinsassen in die offizielle Arbeitslosenquote letztere im Zeitverlauf immer stärker erhöht, zunächst nur um 1% und zuletzt um fast 2%. 
Noch bedeutender aber ist die Botschaft der »tatsächlichen Arbeitslosenquote«, die von Western/Beckett als Relation der tatsächlich nicht beschäftigten männlichen Erwerbsbevölkerung zur insgesamt vorhandenen männlichen Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter definiert wird; aus deutscher Sicht wird diese Relation Nicht-Erwerbsquote genannt. Danach ist die US-Nicht-Erwerbsquote von Männern unabhängig vom Mitzählen der Gefängnisinsassen im internationalen Vergleich überraschend hoch; in Deutschland beträgt diese Quote heute (ohne Gefängnisinsassen) etwa 18%, also rund 10 Prozentpunkte weniger als das zuletzt ausgewiesene US-Niveau, das offenbar durch das »US-Beschäftigungs-Wunder« seit 1983 nur etwas verbessert wurde. Zumindest in der 10-Punkte-Differenz zum deutschen Niveau stecken also die von Thurow als »verschwunden« gekennzeichneten Arbeitslosen. Und vor allem gilt: Um diese 10 Punkte ist die Beschäftigungs-Performance des US-Modells schlechter als die deutsche.
4. Fazit und wirtschaftspolitische Konsequenzen
Das US-Beschäftigungs-Wunder ist entzaubert: Insgesamt ist das vielbemühte US-Vorbild in Wirklichkeit sogar ein ziemlich abschreckendes Beispiel, das im falschen Glauben an einen vermeintlichen Konflikt zwischen sozialer Gerechtigkeit und ökonomischer Effizienz auf Dauer nicht nur die Leistungsfähigkeit seiner Wirtschaft gefährdet, sondern auch die soziale und politische Stabilität seiner Gesellschaft. Dieses Fazit nun hat weitreichende Konsequenzen für die praktische Wirtschafts- und Verteilungspolitik in Europa und Deutschland, gerade auch für die hier zur Diskussion stehende Politik gegen Arbeitslosigkeit, speziell der von Niedrigqualifizierten:
-
Mehr Verteilungsungleichheit und darunter niedrigere Löhne bzw. Lohnkosten schaffen nicht mehr Beschäftigung. Weit verbreitete Niedriglöhne höhlen vielmehr wegen geringer Steuereinnahmen und niedriger privater Kaufkraft die Binnennachfrage aus und erzeugen so gerade das Gegenteil von mehr Beschäftigung. Man sollte deshalb die beschäftigungspolitischen Hoffnungen auf eine breite Lohnkostenentlastung endlich aufgeben. Das bezieht auch Hoffnungen auf die Wirkungen von staatlichen Lohnkostensubventionen ein, die selbst nach deutscher Erfahrung vergeblich sind – siehe z.B. den fast wirkungslosen Dienstleistungsscheck oder die von Arbeitgebern kaum abgerufenen Zuschüsse der Bundesanstalt für Arbeit zur Arbeitsmarktintegration von Langzeitarbeitslosen.
-
Ohnehin wird die Bedeutung von Kosten der Beschäftigung überschätzt, während andere Faktoren vernachlässigt werden. Denn wenn z.B. ein Teil von Arbeitslosigkeit wirklich von zu niedriger Qualifikation abhängt, sollte man nicht symptomorientiert die Kosten senken wollen, sondern ursachengemäß die Qualifikation erhöhen. Und große Gruppen von Nicht-Qualifizierbaren dürfte es bei entsprechender Anstrengung und Ausstattung von Qualifizierungsmaßnahmen gar nicht geben. Stattdessen reduzieren Staat und Wirtschaft seit Jahren ihre Anstrengungen für die allgemeine wie für die berufliche Bildung, schöpfen Arbeitgeber Qualifizierungsangebote der Arbeitsämter nicht aus, klagen aber lieber untätig über einen Mangel an Fachleuten.
-
Eher droht eine Erfolgsbegrenzung von Qualifizierung durch zu wenig Arbeitsplatzangebote insgesamt, so dass die Gefahr der bloßen Verdrängung von schlecht Qualifizierten durch besser Aus- und Weitergebildete besteht. Mehr Jobs anzubieten kann heute jedoch im wesentlichen nur gelingen durch Ausweitung des Arbeitsvolumens – also durch steigende Produktion, für die angesichts von weltweiten Krisentendenzen die Stärkung der Binnennachfrage immer wichtiger wird, oder die Verteilung des vorhandenen Arbeitsvolumens auf mehr Köpfe, also durch Arbeitszeitverkürzung in der verschiedensten Form.
-
Mehr Beschäftigung und auch bessere Qualifizierung bedeuten jedoch nicht automatisch auch weniger Niedriglöhne. Wenn aber Kostenaspekte ohnehin überschätzt und Qualifikations- wie Nachfragegesichtspunkte unterschätzt werden, dann können und müssen Niedriglöhne und ihre Bezieher mehr als bisher unter Gerechtigkeitsaspekten beurteilt werden. Das gilt umso mehr, als ein niedriger Lohn allzu häufig gar nicht an der ohnehin kaum zurechenbaren faktischen Produktivität festgemacht wird, sondern an Formalien wie Bildung, Berufsjahren, Status, Geschlecht und oft auch lediglich an gesellschaftlichen Konventionen, wofür viele Berufs- und Entgeltbeispiele herangezogen werden können. Deshalb genügt z.B. eine allgemeine Aufgabe der bisherigen zurückhaltenden Lohnpolitik nicht, um diese Problematik im Interesse der Niedriglohnempfänger bzw. »ungerecht« Bezahlter wie auch im Sinn einer stärkeren Massenkaufkraft zu beheben; es bedarf schon besonderer Maßnahmen. In Frage kommen hier verschiedene staatliche und tarifpolitische Instrumente, die teilweise neu und ungewohnt erscheinen.
Zu denkbaren Hilfsmaßnahmen des Staates gehört z.B. ein noch deutlich höheres Kindergeld als jetzt schon beschlossen.13 Dazu zählt auch die Erhöhung des seit vielen Jahren konstanten Wohngelds, um gerade in Ballungsgebieten mit hohen Mieten auch für mittlere Einkommen die »Armutsfalle« zu vermeiden. Aus tarifpolitischer Sicht sind die in der Vergangenheit gar nicht so häufig praktizierte Sockelpolitik zugunsten unserer Einkommen zu erwägen und mehr noch – weil zielgenauer und akzeptanzfähiger – die Höherbewertung einzelner jetzt per Konvention bezahlter Berufe und Tätigkeiten, die insbesondere vielen Frauen und Dienstleistungsbeschäftigten bzw. deren Einkommen zugute käme. Selbst ein kollektiv vereinbarter oder alternativ gesetzlich festgelegter nationaler Mindestlohn zum Verhindern vieler Niedriglöhne ist nicht mehr auszuschließen, wie er im Prinzip in Deutschland mit dem alten und erst recht mit dem neuen Entsendegesetz für den Baubereich schon besteht.14 
Das erreichbare Ziel all dieser Maßnahmen wären eine komprimiertere – keine gleiche – Lohnstruktur und zusätzlich mit Hilfe der staatlichen Steuer- und Transferpolitik auch eine komprimiertere Einkommensverteilung der privaten Haushalte, die nicht nur soziale Gerechtigkeit versprechen, sondern auch Massenkaufkraft, staatliche Handlungsspielräume, Bildungsbereitschaft und Bildungsinfrastruktur, hohe Produktivität, anhaltende Wettbewerbsfähigkeit und nicht zuletzt eine stabile Gesellschaft. Es gibt eben nicht die behauptete Wahl zwischen entweder (mehr) Beschäftigung oder (zunehmender) Gleichheit, wie sie z.B. Paul Krugman und andere vertreten. Realistisch und erprobt ist vielmehr die bessere Politikwahl für gleichzeitig mehr Gerechtigkeit, Beschäftigung und Effizienz. Empirische Belege dafür sind: als negatives Beispiel die USA und als positive Beispiele bis vor einigen Jahren das deutsche Beispiel selbst sowie neuerdings mit erheblichem Erfolg das dänische Modell – mit weit mehr beispielhaften Maßnahmen als etwa Holland. Ein Blick in die eigene Geschichte und in die angrenzende Gegenwart hilft also viel weiter als der ohnehin von inszenierten Mythen verstellte Blick über den »großen Teich«. Insofern wäre ein Ende der Bescheidenheit von gewerkschaftlicher Tarifpolitik wie staatlicher Steuerpolitik kein verteilungsmoralisierender Trotz, sondern der Anfang von ökonomischer Vernunft.
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Tabelle 1: Produktivitäts-, Preis- und Einkommensentwicklung 1991-1998
Jahr
Produktivität
Preise
Produktivität 
Bruttoeinkommen
Differenz



und Preise
je beschäftigten




Arbeitnehmer
Spalte
Spalte

Index**
%***
Index**
%***
Index**
%***
Index**
%***
(7) zu (5)
(8) zu (6)

(1)
(2)
(3)
(4)
(5)
(6)
(7)
(8)
(9)
(10)
1991
100,0
  –
100,0
  –
100,0
  –
100,0
–
  0,0
  –
1992
104,1
4,1
105,1
5,1
109,2
9,2
110,5
10,5
  1,3
+1,3
1993
104,7
0,6
109,8
4,5
114,5
5,1
115,3
4,3
  0,8
–0,8
1994
108,3
3,4
112,8
2,7
121,1
6,1
119,4
3,6
–1,7
–2,5
1995
110,0
1,6
114,8
1,8
124,8
3,4
124,1
3,9
–0,7
+0,5
1996
112,9
2,6
116,6
1,5
129,5
4,1
127,2
2,5
–2,3
–1,6
1997
117,0
3,6
118,7
1,8
135,7
5,4
129,5
1,8
–6,2
–3,6
1998*
119,3
2,0
119,9
1,0
139,2
3,0
131,4
1,5
–7,8
–1,5
1991-1998
+19,3
  –
+19,9
  –
+39,2
  –
+31,4
  –
–7,8
  –
* geschätzt; ** 1991=100; ***  Veränderung zum Vorjahr
Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat, DIW, eigene Berechnungen

Tabelle 2: 
Verteilung von Vollzeitbeschäftigten auf relative Einkommenspositionen* 1975, 1986 und 1995 ( Effektive Bruttoarbeitseinkommen in % des durchschnittlichen Arbeitseinkommens aller Vollzeitbeschäftigten)
	Einkommenposition 
von ... bis unter ...  1)
	1975
	1986
	1996

	
	Anteile 2)
in vH in der jeweiligen Klasse
	Anteile 2) kumuliert
	Anteile zusammen-gefaßt 3)
	Anteile 
in vH in der jeweiligen Klasse
	Anteile kumuliert 


	Anteile zusammen-gefaßt 

	Anteile 
in VH in der jeweiligen Klasse
	Anteile kumuliert 


	Anteile zusammen-gefaßt 


	0 – 20
	0,3
	0,3
	29,7
	1,0
	1,0
	34,8
	0,9
	0,9
	35,9

	20 – 25
	0,8
	1,1
	
	0,8
	1,8
	
	0,9
	1,8
	

	25 – 50
	9,4
	10,5
	
	9,7
	11,5
	
	9,1
	10,8
	

	50 – 68
	11,8
	22,3
	
	14,3
	25,8
	
	16,0
	26,9
	

	68 – 75
	7,4
	29,7
	
	9,0
	34,8
	
	9,0
	35,9
	

	75 – 100
	34,0
	63,7
	56,1
	31,7
	66,5
	49,1
	31,8
	67,6
	47,8

	100 – 125
	22,1
	85,8
	
	17,5
	83,9
	
	16,0
	83,7
	

	125 – 130
	3,3
	89,1
	14,2
	2,0
	85,9
	16,1
	1,8
	85,5
	16,3

	130 und mehr
	10,9
	100,0
	
	14,1
	100,0
	
	14,6
	100,0
	


1) Die Einkommenspositionen sind definiert als vH-Anteile vom sozialversicherungspflichtigen Vollzeit-Durchschnittseinkommen; letzteres ist berechnet von allen in sozialversicherungspflichtiger Vollzeit beschäftigten Deutschen (Männer und Frauen zusammen). - 2) Anzahl der Beschäftigten in der jeweiligen Einkommensposition bzw. in den angegebenen Einkommensgrößenklassen in vH aller Vollzeitbeschäftigten. - 3) Einkommen zwischen der Position 0 und 75 vH des Einkommensdurchschnitts: „prekäre“ Einkommen; zwischen 75 und 125 vH: „Mittelstands“-Einkommen; über 125 vH: „höhere“ Einkommen einschließlich solcher über der Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung.

Quelle: Beschäftigtenstichprobe des IAB; Berechnungen des WSI

Tabelle 3:
Beschäftigungsquoten von gering Qualifizierten*
Land

           Männer



    Frauen

1989
1994
Differenz
1989
1994
Differenz
Deutschland
68,7
73,0 (1992)
+4,3
33,1
42,0 (1992)
+8,9
Großbritannien
71,7
61,0
–10,7
55,2
52,0
–3,2
USA
68,9
62,4
–6,5
41,9
39,2
–2,7
* Die Einstufung nach dem Qualifikationsniveau erfolgte nach dem International Standard Classification for Education (ISCED). Niedrig qualifiziert umfasst die Kategorien 0 bis 2 und entspricht einem Niveau unterhalb der Sekundarstufe II.
Quelle: OECD, Employment Outlook, Paris 1997
Arbeitslosenquoten nach Qualifikationsniveau

USA
Deutschland

1989
1994
1989
1992
Männer gering
9,4
12,8
13,8

9,0
Frauen gering
8,1
12,4
13,7

8,9
Männer hoch
2,3
2,8
3,3

3,3
Frauen hoch
2,0
2,9
7,5

4,6
Quelle: OECD, Employment Outlook, Paris 1997
Tabelle 4:
Zivile Beschäftigung in zehn Ländern, 1959-1996, Niveau (an das US-Konzept angenähert) 
und Wachstum

(a) Zahl der Arbeit-
1959
1969
1979
1989
1996
nehmer (in Tausend)

USA
64.630
77.902
98.824
117.342
126.708
Japan
42.430
49.570
54.040
60.500
64.200
Deutschland-West
25.340
25.790
26.080
27.200
27.470
Frankreich
18.190
19.990
21.390
21.850
21.920
Italien
20.020
18.940
19.930
20.770
20.050
GB
23.220
24.390
24.940
26.350
26.280
Kanada
5.936
7.832
10.761
13.086
13.676
Australien
---
5.188
6.111
7.720
8.344
Niederlande
---
---
5.350
5.990
6.850
Schweden
3.549
3.778
4.174
4.480
4.019
b) Wachstum proJahr
1959-69
1969-70
1979-89
1989-96
(in %)
USA
1,9
2,4
1,7
1,1
Japan
1,6
0,9
1,1
0,9
Deutschland-West
0,2
0,1
0,4
0,1
Frankreich
0,9
0,7
0,2
0,0
Italien
–0,6
0,5
0,4
–0,5
GB
0,5
0,2
0,6
0,0
Kanada
2,8
3,2
2,0
0,6
Australien
---
1,7
2,4
1,1
Niederlande
---
---
1,1
1,9
Schweden
0,6
1,1
0,7
–1,5
Quelle: Analyse von Daten des Bureau of Labor Statistics; aus: J. Schmitt, L. Mishel, J. Bernstein, Unterschätzte soziale Kosten, überbewertete ökonomische Vorteile des »US-Modells«, in: WSI-Mitteilungen 4/1998
Tabelle 5:
Reales Bruttoinlandsprodukt 1973-1997*, Wachstumsraten im Jahresdurchschnitt 


1973-1979
1979-1898
1989-1997*

BIP
BIP 
BIP
BIP 
BIP
BIP 


pro Kopf

pro Kopf

pro Kopf
USA
3,5
2,5
2,7
1,8
2,2
1,1
Japan
4,6
3,5
3,8
3,2
2,0
1,7
Deutschland
2,9
3,1
1,8
1,7
2,5
1,8
Frankreich
3,5
3,0
2,3
1,8
1,5
1,0
Italien
3,6
3,1
2,4
2,3
1,2
1,0
GB
2,4
2,4
2,4
2,2
1,6
1,2
Kanada
4,9
3,7
3,1
1,9
1,5
0,2
Australien
3,5
2,3
3,3
1,8
2,7
1,5
Österreich
3,7
3,8
2,1
2,0
2,3
1,2
Belgien
3,2
3,0
1,9
1,8
1,6
1,2
Dänemark
2,5
2,2
1,8
1,8
2,3
2,0
Finnland
3,3
2,9
3,7
3,3
0,6
0,1
Irland
4,9
3,4
3,1
2,7
6,0
5,7
Niederlande
3,1
2,4
1,9
1,3
2,6
1,9
Neuseeland
1,7
0,8
2,4
1,8
2,0
0,8
Norwegen
4,8
4,3
2,6
2,2
3,7
3,2
Portugal
4,8
2,9
2,9
2,6
2,2
2,3
Spanien
3,8
2,7
2,8
2,3
2,0
1,8
Schweden
2,0
1,7
2,0
1,8
0,9
0,2
Schweiz
1,1
1,3
2,1
1,6
0,5
–0,5
* Bei den Zahlen für 1997 handelt es sich um OECD-Projektionen. 
Quelle: Analyse von Daten der OECD; aus: J. Schmitt, L. Mishel, J. Bernstein, Unterschätzte soziale Kosten, überbewertete ökonomische Vorteile des »US-Modells«, in: WSI-Mitteilungen 4/1998
Tabelle 6: 
Reales Bruttoinlandsprodukt pro Beschäftigtenstunde 1960-1995, Niveau und Wachstum



           USA=100



     jährliche Veränderung in %

1960
1973
1987
1995
1960-73
1973-87
1987-95
USA
100
100
100
100
2,9
1,2
0,9
Japan
21
45
58
68
9,3
3,2
2,9
Deutschland-W
52
69
84
101
5,2
2,7
3,3
Frankreich
54
73
96
102
5,3
3,3
1,7
Italien
40
64
78
90
6,7
2,7
2,8
GB
58
66
79
84
3,9
2,6
1,8
Kanada
79
79
86
85
2,8
1,9
0,7
Australien
73
70
77
76
2,5
1,9
0,8
Österreich
44
64
79
83
5,9
2,9
1,5
Belgien
49
68
89
97
5,5
3,3
2,1
Dänemark
48
63
68
74
5,0
1,8
2,0
Finnland
37
55
64
74
6,1
2,4
2,8
Irland
31
42
59
84
5,5
3,9
5,4
Niederlande
58
77
95
98
5,3
2,8
1,4
Norwegen
48
56
76
88
4,2
3,6
2,7
Portugal
22
37
40
38
7,2
1,8
0,5
Spanien
23
44
57
70
8,1
3,1
3,7
Schweden
58
73
78
79
4,7
1,7
1,1
Schweiz
71
76
76
86
3,4
1,3
2,4
Quelle: Conference Board (1997); aus: J. Schmitt, L. Mishel, J. Bernstein, Unterschätzte soziale Kosten, überbewertete ökonomische Vorteile des »US-Modells«, in: WSI-Mitteilungen 4/1998
Tabelle 7:
Die »Verspätung« der Länder Europas
Zahl der Gefängnisinsassen 1993 in den USA und Europa (auf 100 000 Einwohner)
USA
546

Georgia
730

Texas 
700

Kalifornien
607

Florida
636

Michigan 
550

New York
519
Italien 
89
Großbritannien 
86
Frankreich
84
Deutschland 
80
Niederlande
51
Quelle: Bureau of Justice Statistics, »Correctional Populations of the United States«, Washington, 1996, und Europarat, »Penological Information Bulletin«, Nr. 19-20, Dezember 1995; L. Wacquant, In den USA wird die Armut bekämpft, indem man sie kriminalisiert, in: Le Monde Diplomatique, 8.7.1998
Tabelle 8:
Erhobene und korrigierte offizielle und tatsächliche Arbeitslosenquote für US-amerikanische Männer im erwerbsfähigen Alter 1983-1995

Männer insgesamt
Schwarze Männer
Weiße Männer
Jahr
u
u*
u
u*
u
u*
Offizielle Arbeitslosenquote

1983
9,7
10,6
19,1
23,0
8,6
9,2
1985-1989
5,5
6,7
11,6
16,9
4,7
5,5
1990-1995
5,9
7,7
11,3
18,8
5,2
6,3
Tatsächliche Arbeitslosenquote

1983
29,4
29,9
39,5
41,7
28,3
28,6
1985-1989
26,2
27,0
34,0
37,0
25,3
25,7
1990-1995
27,0
28,1
34,3
38,5
26,2
26,8
* Offizielle Arbeitslosenquote plus Gefängnisinsassen.
Die Arbeitskräftedaten stammen vom Bureau of Labor Statistics; die Inhaftierungsdaten stammen aus unveröffentlichten Unterlagen des Bureau of Justice Statistics
Quelle: Bruce Western/Katherine Beckett, Der Mythos des freien Marktes – Das Strafrecht als Institution des US-amerikanischen Arbeitsmarktes, in: Berliner Journal für Soziologie 2/1998, S. 159ff.
Prof. Dr. Klaus W. Schüler, Carl von Ossietzky Universität Oldenburg
Lohnzurückhaltung und wirtschaftliche Entwicklung
Einführung
Die Diskussion um die Zusammenhänge zwischen Lohnzurückhaltung und wirtschaftlicher Entwicklung werden – nicht nur in Deutschland – sehr kontrovers geführt. 
Zwei Positionen, die zu genau einander entgegengesetzten Ergebnissen kommen, sollen hier kurz skizziert und bewertet werden. Beide Positionen finden sich derzeit vertreten im "Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung", den die Bundesregierung zu ihrer Beratung in wirtschaftspolitischen Fragen heranzieht. 
Auf Vorschlag der jeweiligen Bundesregierung wird jährlich je ein neues Mitglied dieses Fünfergremiums vorgeschlagen, das dann vom Bundespräsidenten ernannt wird. Nach fünf Jahren scheidet dieses Mitglied normalerweise aus. Derzeit besteht der Sachverständigenrat aus vier Mitgliedern, die aus Zeiten einer CDU-geführten Regierung stammen, das fünfte  Mitglied aus der Regierungszeit der neuen rot-grünen Koalition. Und genau gemäß dieser politisch unterschiedlichen Berufungsvoraussetzungen der Sachverständigenratsmitglieder verläuft die Grenze der Beurteilung der gesamtwirtschaftlichen Folgen von Lohnzurückhaltung.
Die Mehrheitsposition im Sachverständigenrat, die von den Mitgliedern vertreten wird, die noch aus CDU - FDP Zeiten stammen, empfiehlt zum Zwecke der Förderung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung – insbesondere zum Zwecke der Verbesserung der Beschäftigungssituation vier Maßnahmen:
Tariflohnsteigerungen unterhalb der Zuwachsrate der Arbeitsproduktivität (1% Nominallohnerhöhung jährlich) werden für geeignet gehalten, um innerhalb der nächsten 4 Jahre die meisten der vier Millionen Arbeitslosen in Deutschland wieder in die Beschäftigung zurückzuführen.
Daneben plädiert diese Mehrheit für stärkere Lohndifferenzierung, deutliche Verminderung der Sozialleistungen für Arbeitslose (beim Arbeitslosengeld, bei der Arbeitslosen- und Sozialhilfe). Lohnsubventionen lehnt diese Mehrheit  als marktwirtschaftswidrig ab.
Aushöhlung der Errungenschaften des Regelwerks für Arbeit (insbesondere Abbau von Kündigungsschutz und tarifvertraglichen Verbindlichkeiten), um Arbeitslosen mehr Möglichkeiten einzuräumen, mit Arbeitsplatzinhabern zu konkurrieren.
Demgegenüber vertritt das seit 1999 neue Mitglied des Sachverständigenrats (Jürgen Kromphardt) die Meinung, daß die Lohnpolitik keinen Beitrag zur Erhöhung der Beschäftigung durch Lohnverzicht leisten kann. Er argumentiert, daß wenn die Reallöhne weniger als die Produktivität steigen, dies zu einem Nachfrageausfall auf den Gütermärkten und damit zu einer Gefährdung der Beschäftigung führt und nicht, wie die Mehrheit meint, zu einer Stärkung der Beschäftigung. Auch hinsichtlich der Eignung der Minderung der Sozialleistungen und der Veränderung des Regelwerks für Arbeit ist Kromphardt im Widerspruch zur Mehrheit des Sachverständigenrats.
In seiner Position wird insgesamt der Nachfrageaspekt der Löhne, die ja Kaufkraft darstellen, im Vordergrund gesehen. Demgegenüber argumentiert die Mehrheit des Sachverständigenrats vorwiegend auf der Basis des Kostenarguments der Unternehmer: je höher die Lohnsätze, desto höher sind bei einem gegebenen Stand der Produktivität die Lohnstückkosten und desto weniger Arbeitsplätze können dann bei bestimmten Verkaufspreisen der Produkte rentabel besetzt werden.
Im Weiteren möchte ich mich, meinem Thema gemäß, auf diesen Teil der Auseinandersetzung beschränken: Welche Wirkungen haben Lohnsatzveränderungen auf die Beschäftigung und den Abbau der Massenarbeitslosigkeit?
2. Lohnzurückhaltung und Produktivitätsgefälle
An welcher Meßlatte mißt die Mehrheit des Sachverständigenrats "Lohnzurückhaltung", die sie für eine günstige Beeinflussung der wirtschaftlichen Entwicklung für notwendig erachtet? Im Ergebnis meint sie sicher das Durchschnittseinkommen der einzelnen Arbeitnehmer, also den sogenannten
nominalen Bruttoeffektivlohnsatz, der sich letztlich auf dem Arbeitsmarkt als das Durchschnittseinkommen der Arbeitnehmer in DM je Zeiteinheit ergibt, einschließlich aller Lohnnebenkosten wie Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträgen zur Sozialversicherung, Lohnsteuer usw. Gleichzeitig meint sie aber auch mit der von ihr geforderten Lohnzurückhaltung die
tariflichen Lohnforderungen der Gewerkschaften und die Tariflohnangebote der Arbeitgeber (dieser Forderung kommen die Arbeitgeber sicherlich recht gerne nach). Nach diesen Forderungen und Angeboten muß es aber erst einmal zu einem
tariflichen Lohnabschluß kommen. Wodurch wird bestimmt, ob dieser näher oder weiter von der Gewerkschaftsforderung entfernt ist? Und selbst wenn der Tarif-abschluß mäßig ist, kann die sogenannte
"Lohndrift" dafür sorgen, daß der Effektivlohnsatz sich ganz anders entwickelt; je nach den Angebots- und Nachfrageverhältnissen auf dem Arbeitsmarkt.
So käme es nicht darauf an, Lohnzurückhaltung (als selbstlose oder auch egoistische Tat) der Tarifvertragsparteien zu fordern, sondern die Marktgesetze zu analysieren, nach denen Effektivlohnsätze sich entwickeln. 
Letztlich hält der Sachverständigenrat in seinem letzten Jahresgutachten aus dem Jahr 1999 Effektivlohnsatzsteigerungen von nicht mehr als 1% für erforderlich, um den größten Teil der Arbeitslosigkeit in Deutschland in den nächsten Jahren abzubauen.
Dieser in Aussicht gestellte Erfolg ist jedoch theoretisch kaum begründbar. Nicht der nominale Effektivlohnsatz ist für die Arbeitsnachfrage der Unternehmen entscheidend, sondern der (preisbereinigte) Reallohnsatz. Die positive Wirkung einer einprozentigen Nominallohnsatzerhöhung auf die Arbeitsnachfrage ist bei stabilem Preisniveau wesentlich geringer als bei einer höheren Preissteigerungsrate. Insofern ist die Beschäftigungswirkung zu entscheidenden Teilen unabhängig von den Geldlohnsatzsteigerungen; soweit nämlich Preisentwicklungen auf dem Gütermarkt den Reallohnsatz mindern. Die Preisentwicklung hängt aber sehr komplex von der Entwicklung von Angebot und Nachfrage auf den Gütermärkten mit all ihren Bestimmungsgründen ab, und davon sind die Lohnsätze nur ein kleiner Teil. 
Nur die Differenz zwischen der Wachstumsrate der Geldlöhne und der Inflationsrate (also die Wachstumsrate der Reallohnsätze) kann überhaupt gemäß der Wirtschafttheorie arbeitsnachfragebestimmend sein. 
In der Regel ist jedoch bei Arbeitslosigkeit die Güternachfrage der ausschlaggebende Bestimmungsgrund dafür, wieviel Arbeitskräfte beschäftigt werden. Dieser Zusammenhang kann anhand eines Produktivitätsgefällediagramms veranschaulicht werden: 


Mindesproduktivität


In diesem Diagramm werden die in der Wirtschaft besetzten Arbeitsplätze auf der horizontalen Achse gemäß der an ihnen üblicherweise erzielbaren Arbeitsproduktivität sortiert und nebeneinander „aufgelistet“. Die mit der niedrigsten Produktivität kommen nach links, die mit der höchsten nach rechts. Die Folge ist die Sichtbarwerdung eines Produktivitätsgefälles in der Wirtschaft, das in dem Diagramm als fette Gerade skizziert ist. Es gibt nämlich in Deutschland völlig verschieden produktive Arbeitsplätze, verteilt über die verschiedensten Branchen.
Stellt man diesem Produktivitätsgefälle den Lohnsatz gegenüber, der üblicherweise für eine durchschnittlich effiziente Arbeitskraft gezahlt wird, so muß in einer Marktwirtschaft auf jeden Fall gewährleistet sein, daß dieser Lohnsatz nicht höher als die Produktivität ist, da sonst jeder Arbeitgeber den Arbeitsplatz sofort stilllegen würde. Ist der Lohnsatz genau so hoch wie die Produktivität führen Reallohnsatzsteigerungen also unverzüglich zu Entlassungen. 
Dieser Zusammenhang gilt strenggenommen zunächst nur für einheitlich qualifizierte Arbeitskräfte. Verallgemeinert gilt er aber auch, wenn man die Arbeitkräfte in Effizienzeinheiten mißt, und damit ihre Löhne und Produktivitäten vergleichbar macht.
In jedem Fall, also auch bei Vorliegen von Vollbeschäftigung wie in den 60-er–Jahren in Deutschland, ist der Lohnsatz höchstens gleich der Arbeitsproduktivität am unproduktivsten Arbeitsplatz in der Wirtschaft, die im Diagramm als Mindestproduktivität bezeichnet wurde. Die entscheidende Frage, von der abhängt, ob mit Reallohnsatzsteigerungen notwendigerweise Entlassungen verbunden sein müssen, ist die, ob die Lohnsätze gleich oder kleiner als die Mindestproduktivität sind?
In dieser Hinsicht nimmt die Mehrheit des Sachverständigenrats in der Tradition neoklassischer Analyse ungeprüft an, daß auch bei Arbeitslosigkeit die Reallohnsätze und die Mindestproduktivität übereinstimmen, so daß in der Gesamtwirtschaft eine Lohnerhöhung postwendend eine Stilllegung von Arbeitplätzen zur Folge haben muß, weil kein Unternehmer Plätze besetzt, die ihm weniger bringen als sie ihn kosten.
Die Annahme der Gleichheit von Reallöhnen und Mindestproduktivität in der Wirtschaft gilt allenfalls in Situationen der Vollbeschäftigung, wie zum Beispiel in der Bundesrepublik in den 60er-Jahren, weil dann Arbeitgeber um Beschäftigte konkurrieren, nicht aber ihren Bedarf – wie bei der heute herrschenden Massenarbeitslosigkeit – aus einem Arbeitslosenheer decken können, ohne die Löhne auf das Niveau der Mindestproduktivität hochzutreiben. So werden bei der neoklassischen Argumentation unerlaubt richtige Zusammenhänge aus einer vollbeschäftigten Wirtschaft, die sich im Gleichgewicht befindet, auf eine ungleichgewichtige mit Arbeitslosigkeit übertragen, in der ein völlig anderes Szenario herrscht, weil die Arbeitslosigkeit die Lohnsätze schon längst weit unter die Mindestproduktivität gedrückt hat.
Bei Arbeitslosigkeit sind die Löhne nämlich - wie empirisch nachgewiesen werden kann - im Gegensatz zur Vollbeschäftigung in der Regel unter die Mindestproduktivitätsgrenze gedrückt, so daß Reallohnerhöhungen nicht notwendig zu Arbeitsplatzstillegungen führen. Sie haben im Gegenteil dann höhere Konsumgüterausgaben der Arbeitnehmer zur Folge, wenn diesen die Bruttoreallohnsatzerhöhungen nicht durch höhere Abgaben an den Staat wieder weggenommen werden. Arbeitnehmer geben in der Regel ihre Lohnerhöhungen zum überwiegenden Teil postwendend wieder für zusätzliche Konsumgüter aus; dies verstärkt die effektive Güternachfrage und führt zu erhöhter Produktion und Beschäftigung.
3. Was bleibt als Kaufkraft?
In der Abbildung 1 wird einander gegenübergestellt, wie sich die unterschiedlichen Arbeitnehmereinkommensarten in den 90er Jahren in Deutschland entwickelt haben.
Da ist zunächst das jährliche Bruttoeinkommen eines durchschnittlichen Arbeitnehmers. Dieses ist (einschl. aller öffentlichen Abgaben) von DM 48.229 in 1991 auf DM 63.814 im Jahr 1999 gewachsen; das entspricht einer jahresdurchschnittlichen Wachstumsrate von 3,6%. Demgegenüber hat das Nettoeinkommen (nach Abzug aller öffentlichen Abgaben) 1991 nur DM 27.390 betragen und ist auf DM 32.463 im Jahr 1999 gestiegen. Das heißt, daß ein wachsender Anteil der Arbeitnehmereinkommen an den Staat abgeführt werden mußte. Dieser betrug 1991 durchschnittlich schon 43,2% und 1999 stolze 49,1%. Die durchschnittliche Wachstumsrate der Nettoeinkommen in den 90er Jahren war deutlich geringer als die der Bruttoeinkommen. Sie betrug nur 2,1%. Die Differenz zu 3,6% ist u.a. auf gestiegene Sozialversicherungssätze, vor allem aber auf die implizite Steuerprogression der Lohnsteuertarife zurückzuführen.
Abbildung 1: Arbeitnehmereinkommen

Da im gleichen Zeitraum das Preisniveau um jahresdurchschnittlich 2,3% gestiegen ist, sind die Nettorealeinkommen pro Arbeitnehmer in den 90er Jahren sogar leicht gesunken: d.h. am Ende des Jahrzehnts konnte sich ein Arbeitnehmer für sein Einkommen weniger kaufen als zu seinem Beginn, weil die Nettogeldlöhne prozentual weniger anstiegen als die Preise.
Die Entwicklung zeigt im Ergebnis eine sich immer weiter öffnende Schere auf: Während die kostenwirksamen Bruttoeinkommen der Arbeitnehmer nominal um jährlich 3,6% stiegen, gingen in den 90er Jahren die güternachfragerelevanten Nettorealeinkommen um 0,2% jahresdurchschnittlich zurück.
4. Gesamtwirtschaftliche Entwicklung und Interessenkonflikte
Bevor man die Frage beantworten kann, wie die Arbeitnehmereinkommen die gesamtwirtschaftliche Entwicklung beeinflussen, muß man klären, was man unter gesamtwirtschaftlicher Entwicklung verstehen will. 
Ich habe schon oben implizit
die Beschäftigungsentwicklung als ausschlaggebende Meßlatte angesehen. Aber es gibt verschiedene Möglichkeiten, auch von anderen Maßstäben auszugehen. So wird von vielen
das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential als Maß der Entwicklung betrachtet. Auch
die Einkommensentwicklung (das Volkseinkommen) oder
die Vermögensentwicklung der Finanz- und Realkapitaleigentümer wird manchmal als Maßstab herangezogen.
Es könnte ja z. B. sein, daß die Vermögen prächtig wachsen und gleichzeitig Massenarbeitslosigkeit entsteht. Genau dies ist ja in den letzten 20 Jahren passiert. Und dann mögen manche der Meinung sein, die gesamtwirtschaftliche Entwicklung war sehr dynamisch, andere aber sehen primär ihre Defizite. Dieser Blickwinkel ist durchaus nicht unabhängig vom interessengebundenen Standpunkt des Beobachters. Wer "für das Kapital" forscht, wird dessen Entwicklung für maßgeblich für die Gesamtwirtschaft erachten, auch wenn er dies ungern nach außen zugibt oder selber meint, daß, wenn es mit den Vermögen aufwärts geht,  auch die Gesamtwirtschaft wegen des "attraktiven" Standorts automatisch nachfolgt. Allerdings hat sich diese Folgewirkung für den Arbeitsmarkt trotz häufiger Beteuerungen in Deutschland in den 90er Jahren nicht eingestellt.
So kann man den Verdacht haben, daß mit der Vorstellung von den positiven gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen, die von Lohnzurückhaltung erwartet werden, gar nicht die Beschäftigungswirkungen gemeint sind, sondern die positiven Auswirkungen auf die großen Vermögen. 
Desungeachtet möchte ich bei meinen weiteren Überlegungen von der Beschäftigungshöhe als entscheidender Meßlatte der wirtschaftlichen Entwicklung ausgehen. Und diese Entwicklung wird in Abb. 2 gezeigt. 
Abbildung 2: Beschäftigungsrückgang in Deutschland


1991 betrug die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer in Deutschland noch 34,2 Millionen. 1999 waren es nur noch 32,0 Millionen. Diesem Rückgang von 2,2 Millionen entsprach eine Vergrößerung der Arbeitslosigkeit von 2,6 auf 4,1Millionen. 
So sank die Beschäftigung stärker als die Arbeitslosigkeit stieg. Die Differenz entschwand überwiegend in der sogenannten "stillen Reserve", die zwar keine Arbeit mehr hat, sich aber aus den verschiedensten Gründen nicht mehr bei den Arbeitsämtern als arbeitslos meldet.
Der Rückgang der Beschäftigung ging mit einem Bruttoreallohnsatzanstieg einher, der geringer  war (seit 1992) als der Anstieg der Arbeitsproduktivität der Arbeitnehmer. Man sieht in Abb. 3, daß die durchschnittliche Produktivität in den 90er Jahren stärker anstieg als die kostenrelevanten Bruttoreallohnsätze.
Abbildung 3: Reallohnsätze bleiben hinter der Produktivität zurück


Das bedeutet, daß das Verhältnis von Reallohnsatz und Produktivität (also die Lohnquote) sank; besonders seit 1993: von 74% auf 71%.
Diese Zusammenhänge entsprechen dem Analyseergebnis des "Minderheitssachverständigen" Kromphardt, der im letzten Gutachten schrieb: "Faßt man ... zusammen, so ergibt sich, daß bei Lohnzurückhaltung die Gefahr eines Rückgangs der Beschäftigung besteht; eine steigende Beschäftigung ist nicht zu erwarten."
Beschäftigungsanstieg hätte die Mehrheit des Sachverständigenrats bei Lohnzurückhaltung erwartet, allerdings hat diese aber auch die überzogene Definition von Lohnzurückhaltung, die ihrer Meinung nach erst dann vorliegt, wenn die Nominallohnsätze weniger ansteigen als die Arbeitsproduktivität. Und dieser Sachverhalt lag ja nicht vor: die Nominallohnsätze (brutto) stiegen im Durchschnitt der 90er Jahre um jährlich 3,5%, während die Arbeitsproduktivität nur entsprechend um 1,4% anstieg. So ist Kromphardt der Meinung, daß die "zu niedrigen" Reallohnsatzsteigerungen den Beschäftigungsrückgang verursachten, während die Mehrheit den "zu hohen" Nominallohnsatzanstieg dafür verantwortlich machen. 
Allerdings gibt es in der Wirtschaftstheorie kaum einen Anhaltspunkt dafür, die Entwicklung der realen Arbeitsproduktivität zur Meßlatte der nominalen Bruttolöhne zu machen. Dies ist, als vergliche man Äpfel mit Birnen (Geldbeträge mit Gütermengen). Aber nur so kann die Mehrheit ihre ideologisch verfestigte Meinung von der Ursache des Beschäftigungsrückgangs rechtfertigen und zu dem Schluß kommen, daß die Lohnsatzentwicklung an der Verschlechterung der Beschäftigungslage schuld sei.
Abbildung 4: Korrelieren Lohnquote und Arbeitslosigkeit?

Was man an der Zahl der Beschäftigten zeigen kann, kann ähnlich für die Entwicklung der Arbeitslosen in den 90er Jahren nachgewiesen werden. In Abb. 4 ist ein Streudiagramm zwischen Arbeitslosen und Lohnquote abgebildet, und man kann sehen, während in den 90er-Jahren im Ganzen die Arbeitslosenzahl gestiegen ist, die Lohnquote, der Anteil der Arbeitnehmer am Volkseinkommen, tendenziell gesunken ist. Es zeigt sich eine deutlich negative Korrelation zwischen beiden: mit sinkender Lohnquote – also Lohnzurückhaltung – ging trendmäßig zunehmende Arbeitslosigkeit einher.
5.Fazit
Die Mehrheit des Sachverständigenrats hat aus dieser aktuellen Situation in Deutschland kaum die erforderlichen notwendigen Schlüsse gezogen. Mit einem weiteren Rückgang der Lohnquote wäre mit höchster Wahrscheinlichkeit ein weiterer Anstieg der Arbeitslosigkeit verbunden, wenn nicht andere Komponenten der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage die fehlende Konsumnachfrage der Arbeitnehmer ersetzten. Eigentlich muß umgekehrt argumentiert werden: die hohe Arbeitslosigkeit führt zu einer derartigen Schwächung der Verhandlungspositionen der Arbeitnehmer bei den Löhnen, daß ein weiterer Rückgang der Lohnquote und der Konsumkaufkraft resultieren.
Andere Nachfrageaggregate müssen sich so entwickeln oder müssen so gesteuert werden, daß insgesamt positive Anreize für Produktions- und Beschäftigungsmehrung entstehen. Möglicherweise bewirken jetzt die enormen Abwertungen des Euro seit anderthalb Jahren eine derartige Verbesserung der Konkurrenzfähigkeit der inländischen Güter im außereuropäischen Ausland, daß vom Export diese notwendige Zusatznachfrage generiert wird. Dies könnte dominoeffektmäßig ergänzende Investitionen auslösen, die auch ihrerseits weiter beschäftigungsfördernd wirken. Springt die Exportnachfrage tatsächlich an, so würde dies die Beschäftigungsprobleme in Deutschland entschärfen. 
Dies hätte dann allerdings nichts zu tun mit der Lohnzurückhaltung der Gewerkschaften, und auch erst recht nichts mit einer bewußten konjunkturpolitischen Steuerung durch die Bundesregierung, die bisher zur Stärkung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage wenig getan hat, und der das Anspringen des Exports wie ein unverdientes Geschenk in den Schoß fällt.
Diese Entwicklung entspräche aber eher der Position von Kromphardt, der die ausschlaggebende Bedeutung der Nachfrage nach Gütern für die Entwicklung der Beschäftigung in Phasen der Unterbeschäftigung zu recht herausstellt, und der in dieser Situation die positiven Wirkungen von Lohnerhöhungen – via mehr Massenkaufkraft – für die Beschäftigung erkennt.
Solange solche Lohnerhöhungen in Situationen erfolgen, in denen die Lohnsätze unter der Mindestproduktivität liegen, wie es momentan wegen der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit der Fall ist, sind von ihnen auch keine destabilisierenden Inflationsfolgen zu erwarten.
Mittelfristig dient die lohninduziert bessere Beschäftigungslage selbst den Unternehmen und ihrer Rentabilität, aber das können diejenigen kaum erkennen, die dazu neigen, einzelwirtschaftliche Zusammenhänge auf die Gesamtwirtschaft zu übertragen; denn für den einzelnen Unternehmer führen natürlich höhere Löhne zu einer Minderung seiner Profite, weil für ihn die Rückwirkung gestiegener Kaufkraft der Arbeitnehmer auf seinen Absatz anders als im gesamtwirtschaftlichen Kreislauf kaum spürbar wird. Durch die Brille des einzelnen Unternehmers gesehen, führen partielle Lohnerhöhungen für seine Arbeitnehmer natürlich zu einer Minderung seiner Rentabilität und damit zu einer Verschlechterung dessen, was für ihn das wichtigste ist an der wirtschaftlichen Entwicklung: das Wachstum seines eigenen Kapitals.
Lars Czommer / Institut Arbeit und Technik
Arbeitsplätze durch Regelungsabbau und niedrige Einkommen - – 

Internationale Vergleiche
Einleitung
Die aktuelle politische, aber auch wissenschaftliche Debatte um Möglichkeiten zur Verbesserung der Beschäftigungschancen gering qualifizierter ArbeitnehmerInnen verläuft kontrovers. Einige AutorInnen halten den Ausbau eines Niedriglohnsektors in diesem Bereich für die vordringlichste beschäftigungspolitische Aufgabe. Andere sprechen dagegen vom Übergang in eine Wissensgesellschaft (vgl. Bosch 1998a), in der Produktivität und Wohlstand in zunehmenden Maß vom Einsatz qualifizierter Beschäftigter abhängen. Im Mittelpunkt aller Entwürfe steht dabei die Diskussion um Löhne und Qualifikation der Beschäftigten. Wer für einen Niedriglohnsektor wirbt, sieht im Preis der Arbeit den wichtigsten Indikator zu mehr Beschäftigung. Wer hingegen eine Wissensgesellschaft anstrebt, setzt den Akzent auf Qualifikation, Forschung und Entwicklung. 
Ziel dieses Beitrags ist es
, einen Überblick über die derzeit am häufigsten diskutierten Argumentationsstränge zu geben, die von den BefürworterInnen eines Niedriglohnsektors vorgebracht werden. Weiterhin wird anhand internationaler Vergleiche gezeigt, dass durch die Schaffung eines Niedriglohnsektors weder die Wettbewerbsfähigkeit noch das Beschäftigungsniveau für geringqualifizierte Arbeitskräfte wesentlich erhöht werden kann.
Die derzeitige Debatte stützt sich im wesentlichen auf drei Argumentationslinien. Der erste Ansatz bezieht sich vorrangig auf das amerikanische Beschäftigungswunder der ausgehenden 90er Jahre, das hauptsächlich auf die zunehmende Lohndifferenzierung zurückgeführt wird. Mit dem Argument “der beschäftigungspolitischen Vorbildfunktion der USA ” soll dieses Rezept auf Deutschland übertragen werden. In einem zweiten Ansatz geht es um “Hilfe für auf dem Arbeitsmarkt benachteiligte Personengruppen”, also um die Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten für Geringqualifizierte in einem Niedriglohnsektor. Die deutsche „Dienstleistungslücke schließen” ist der dritte Ansatz, wobei die Ursache für den Entwicklungsrückstand Deutschlands überwiegend in zu hohen Löhnen innerhalb des Bereiches der persönlichen und sozialen Dienstleistungen gesehen wird. 
Vorbildfunktion der USA
Anhand internationaler Vergleiche wird deutlich, dass sich viele Länder zunehmend für eine Polarisierung des Arbeitsmarktes entschieden haben. So hat die Deregulierung des Arbeitsmarktes etwa in den USA und Großbritannien tiefe Einschnitte in den Einkommensstrukturen der Beschäftigten hinterlassen. „In den USA verdienten beispielsweise 1995 die obersten 10 % in der Einkommenshierarchie der Männer ungefähr 4,4 mal so viel wie die untersten 10 %, 1979 waren es erst 3,2 mal so viel.“ (Bosch 1999: 862) Überdies blieb in den meisten Ländern der EU – mit Ausnahme Großbritanniens –, wo dieser Weg bislang nicht eingeschlagen wurde, diese Relation nahezu unverändert (vgl. Schaubild 1).
Schaubild 1
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In diesem Kontext stellt sich die Frage, ob eine solche Entwicklung tatsächlich auch mit positiven Arbeitsmarkteffekten einhergeht. Eine international vergleichende Studie der OECD (1996) belegt genau das Gegenteil. Demnach konnte für den Zeitraum von 1990 bis 1994 kein statistischer Zusammenhang zwischen der Beschäftigungsentwicklung sowie den Arbeitslosenquoten auf der einen und der Entwicklung der Einkommensverteilung auf der anderen Seite nachgewiesen werden. In den USA hat zudem gerade die Beschäftigung höher qualifizierter Arbeitskräfte zugenommen; weiterhin hat sich die Beschäftigung insbesondere von Frauen erhöht, obwohl deren Löhne in Relation zu den Löhnen der Männer in den vergangenen Jahren gestiegen sind. Wenn aber gerade die Beschäftigungsquoten derer steigen, deren Löhne zunehmen, kann nicht die Schlussfolgerung gezogen werden, der amerikanische Beschäftigungszuwachs sei allein auf die Deregulierung des Arbeitsmarktes sowie sinkende Löhne zurückzuführen. Vielmehr müssen auch makroökonomische Variablen wie bspw. die zielgenaue Fiskal-, Zins-, Innovations- und Arbeitsmarktpolitik der USA in die Betrachtung einfließen (vgl. Weinkopf 1999: 26). 
Darüber hinaus argumentieren die BefürworterInnen einer Niedriglohnstrategie, dass ein Niedriglohnsektor erforderlich sei, um neue Beschäftigungsmöglichkeiten für Geringqualifizierte zu schaffen.
Unbestritten ist, dass sich die Beschäftigungssituation Geringqualifizierter – nicht nur in Deutschland – in den letzten Jahren zunehmend verschlechtert hat. Die Arbeitslosenquote Geringqualifizierter liegt in allen Industrieländern deutlich höher als die der besser Qualifizierten. Als Ursache wird immer wieder auf die zu geringe Produktivität dieser Personengruppe hingewiesen. Aus diesem Grund plädieren die BefürworterInnen eines Niedriglohnsektors dafür, durch Lohnsenkungen die Löhne dieses Personenkreises ihrer Produktivität anzupassen und damit die Arbeitslosenquote der Geringqualifizierten der allgemeinen Arbeitslosenquote anzunähern. Empirisch lässt sich diese Annahme nicht bestätigen: Nach Untersuchungen der ILO (1997) gestaltet sich in den USA und Großbritannien die Spanne zwischen der Arbeitslosenquote der höher Qualifizierten und den Geringqualifizierten größer als in Ländern mit geringerer Einkommensstreuung. Vieles spricht demnach dafür, dass sich die Ungleichheit der Arbeitsmarktchancen in polarisierten Arbeitsmärkten sogar noch erhöht (vgl. Tabelle 1). 
Tabelle 1

Arbeitslosenquoten nach Qualifikationsniveau*

	
	späte 70er bis frühe 80er Jahre
	Relation der Arbeitslosen-

Quoten
	späte 80er bis frühe 90er Jahre
	Relation der Arbeitslosen-
Quoten

	Westdeutschland

	unterstes Quartil
	3,6
	2,1 : 1
	11,0
	2,6 : 1

	oberstes Quartil
	1,7
	
	4,2
	

	Großbritannien

	unterstes Quartil
	5,9
	3,1 : 1
	11,6
	5,3 : 1

	oberstes Quartil
	1,9
	
	2,2
	

	USA

	unterstes Quartil 
	6,4
	3,6 : 1
	8,1
	3,5 : 1

	oberstes Quartil
	1,8
	
	2,3
	


*
Verglichen werden die Arbeitslosenquoten der oberen 25 % in der Qualifikationshierarchie mit den unteren 25 %
Quelle: Bosch 1998b: 17 (nach ILO 1997)
Die Gründe für diese Entwicklung sind eindeutig: Durch Lohnsenkungen sinkt die Arbeitsmotivation der Beschäftigten, was sich wiederum auf deren Produktivität auswirkt. Sinkt diese schneller als die Löhne, besteht auf Seiten des Unternehmens kein Anreiz niedrig entlohnte Arbeitskräfte zu beschäftigen. 
Darüber hinaus sind in den vergangenen Jahren viele Länder der EU wie Schweden, Dänemark, Niederlande und Deutschland dazu übergegangen, ihre Bildungs- und Ausbildungssysteme auszubauen. In diesen EU-Mitgliedsstaaten nahm also nicht nur die Nachfrage nach, sondern auch das Angebot an einfacher Arbeit ab. In den USA hat es dagegen eine solche Angebotsbegrenzung einfacher bzw. geringqualifizierter Tätigkeiten nicht gegeben. Heute sind dort 45 % der Arbeitskräfte ohne eine berufliche Ausbildung. In Deutschland beträgt deren Anteil demgegenüber nur 10 %. Obgleich in polarisierten Arbeitsmärkten wie den USA die Lohn- und Gehaltssteigerungen bei wachsendem Bildungsniveau deutlich höher sind als in Ländern mit weniger differenzierter Lohnstruktur, wird dort weniger aus- und weitergebildet (vgl. Bosch 1999: 864). 
Hilfe für auf dem Arbeitsmarkt benachteiligte Personengruppen
Die vielfach vertretene Auffassung, die Arbeitsmarktsituation von Geringqualifizierten durch eine stärkere Lohnspreizung zu verbessern, läßt sich anhand internationaler Vergleiche nicht nachweisen. Auch die Annahme, daß Tätigkeiten im Niedriglohnbereich den Einstieg in höhergruppierte Beschäftigungsverhältnisse erleichtern, bleibt fraglich. Internationale Vergleiche zeigen, daß die Wahrscheinlichkeit, arm zu bleiben bzw. weiterhin auf monetäre Transferleistungen angewiesen zu sein, in Ländern mit großen Einkommensdifferenzen höher ist als in Ländern mit einer geringeren Einkommensspreizung (vgl. Bosch 1998b: 18). In Deutschland – einem Land, dessen arbeitsmarktpolitische Zielrichtung im wesentlichen auf Aus- und Weiterbildung ausgerichtet ist – scheint ein Anteil von 10 % Unqualifizierten kaum unterschritten werden zu können. 
Die Bemühungen sollten sich daher darauf konzentrieren, das Maßnahmespektrum zur Integration geringqualifizierter Arbeitsloser, die den Einstieg ins Erwerbsleben nicht schaffen, auszuweiten. Hier sind arbeitsmarktpolitische Maßnahmen wirksamer als der Einsatz von Gießkannen wie etwa die Subventionierung der Sozialversicherungsbeiträge bei Einkommen von bis zu 3000 DM, wie sie z.B. von der Benchmarking-Gruppe diskutiert werden (vgl. Weinkopf 1999). 
Wichtige Merkmale dieser (Integrations-)Programme, wie sie derzeit z.B. innerhalb der Modellprojekte zur Förderung der Beschäftigung von Geringqualifizierten im Rahmen des „Bündnis für Arbeit NRW“ erprobt werden, sind Betriebsnähe, die Kombination von Fördern und Fordern, der individuelle Zuschnitt der Qualifizierung, dezentrale Umsetzung sowie die Einhaltung tariflicher bzw. ortsüblicher Entlohnung. Es wäre verheerend für die Gruppe der Un- bzw. Geringqualifizierten, wenn solche und andere arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zugunsten einer allgemeinen Subventionierung eines Niedriglohnsektors geopfert würden.
Schließung der Dienstleistungslücke 
Darüber hinaus findet derzeit eine Auseinandersetzung mit der These, in Deutschland bestehe im Vergleich zu anderen Ländern eine sogenannte „Dienstleistungslücke“, statt. 
Das Institut der deutschen Wirtschaft identifiziert für Deutschland – im Vergleich zu anderen Ländern - eine “Dienstleistungslücke”, die sich vor allem auf die Bereiche der sozialen und persönlichen Dienstleistungen erstreckt. Unter Zugrundelegung der Beschäftigungsquoten in diesen Bereichen ergibt sich – so die Annahme - umgerechnet ein Potenzial von über vier Millionen zusätzlichen Arbeitsplätzen (vgl. Klös 1997). Dieses Potenzial werde heute allerdings wegen der sogenannten “Kostenkrankheit von Dienstleistungen“ (vgl. Baumol 1967) nicht ausgeschöpft. Vor allem soziale und persönliche Dienstleistungen seien sehr arbeitsintensiv. Aus diesem Grund lassen sich keine geeigneten Möglichkeiten finden, die Preise durch Rationalisierungsmaßnahmen zu senken. 
Neben der Diskussion, ob in Deutschland tatsächlich eine Dienstleistungslücke besteht, stellt sich die Frage nach einer Abhängigkeit der Beschäftigungsdynamik bei Dienstleistungstätigkeiten von der Existenz eines Niedriglohnsektors (vgl. Weinkopf 2000). Die EU hat in ihrem letzten Beschäftigungsbericht (vgl. Europäische Kommission 1998a/b) bspw. den Zusammenhang zwischen der Lohnspreizung und der Entwicklung ausgewählter Dienstleistungen untersucht. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass kein systematischer Zusammenhang zwischen Lohnspreizung auf der einen und Dienstleistungsbeschäftigung auf der anderen Seite besteht. Die Beschäftigungsquote Großbritanniens im Dienstleistungsbereich ist zwar die höchste in Europa, was mit der stärksten Lohnspreizung einhergeht. Spanien hingegen, welches nach Großbritannien die ungleichmäßigste Einkommensstruktur innerhalb der EU aufweist, hat jedoch den am geringsten entwickelten Dienstleistungssektor. Andere Länder wie Schweden und Dänemark weisen demgegenüber hohe Dienstleistungsanteile in Kombination mit einer nur geringen Lohnspreizung auf. 
Anhand der Ergebnisse lässt sich schlussfolgern, dass eine starke Lohnspreizung nicht automatisch mit hohen Beschäftigungsquoten bei den Geringqualifizierten einhergehen, sondern auch andere Faktoren wie das relative Produktivitätsniveau oder die Frauenerwerbsquote sowie Arbeitszeiten eine bedeutende Rolle spielen. 
Gegen die zu pauschale These von der Kostenkrankheit der Dienstleistungen lassen sich weitere Argumente anführen (vgl. Bosch 1998a: 27 ff). So werden z.B. durch Preissenkungen bei den rationalintensiven Produktionsgütern und durch die Sättigung der Nachfrage nach Industrieprodukten Einkommensbestandteile frei, die zusätzlich in Dienstleistungen investiert werden können. Sicherlich wird es einige Zeit dauern, bis sich die Bereitschaft innerhalb der Bevölkerung vergrößert, für professionelle Dienstleistungen Ausgaben zu tätigen. Eine solche Umschichtung der Ausgaben lässt sich in den letzten Jahren jedoch bereits beobachten. So wenden Haushalte heute weit mehr Geld für Weiterbildung, Gesundheit, Reisen etc. auf als noch vor wenigen Jahren. 
Das Argument der Kostenkrankheit scheint zwar auf persönliche und soziale Dienstleistungen nicht unmittelbar zuzutreffen, dennoch beinhaltet der Begriff einen wahren Kern, der in der heutigen Debatte über Niedriglöhne untergeht. Denn unter der Kostenkrankheit leiden insbesondere die öffentlichen Dienstleistungen. Durch den anhaltenden Wandel der traditionellen Haushaltsstrukturen und der wachsenden Bedeutung von Bildung in der Gesellschaft werden öffentliche Dienstleistungen verstärkt nachgefragt und zählen zu den unverzichtbaren Grundbedürfnissen. Die Aussage, dass der Markt das wichtigste arbeitsmarktpolitische Instrument beim Übergang zur Dienstleistungsgesellschaft ist, hat demnach nur eine begrenzte Aussagekraft. Wenn bei gesellschaftlich unverzichtbaren Dienstleistungen nicht eine Grundversorgung garantiert bleibt, werden die sozialen Differenzierungen steigen. In diesem Kontext ist eine der wichtigsten Zukunftsfragen, wie grundlegend eine Versorgung mit lebenswichtigen Dienstleistungen gewährleistet werden kann (vgl. Bosch 1999: 868). 
An dieser Stelle können eine Reihe von Lösungsvorschlägen aufgelistet werden. Hervorzuheben ist jedoch, dass bestimmte Grundgüter wie schulische Bildung weiterhin ohne Kostenbeitrag zur Verfügung gestellt werden müssen, um eine Polarisierung der Gesellschaft zu verhindern (vgl. Bosch 1999: 869). 
Fazit
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass durch eine Kopie des amerikanischen Weges weder die Arbeitslosenzahlen in Deutschland vermindert noch eine erhebliche Ausweitung des Dienstleistungssektors zu erwarten ist. 
Dennoch beinhaltet die Niedriglohndebatte einen realen Kern. Unqualifizierte Arbeitskräfte haben es weitaus schwerer als andere, einen Arbeitsplatz zu finden, und es gibt Dienstleistungsbereiche, die sich wegen ihrer “Kostenkrankheit” nur unzureichend entwickeln. Auf diese Probleme muss gezielt eingegangen werden. Hier sind bspw. gezielte arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische Strategien für besondere Personengruppen notwendig. 
Von daher sollte mehr über die langfristigen Wirkungen beschäftigungspolitischer Strategien nachgedacht werden. Durch waghalsige Zukunftsprognosen, kurzfristig durch Niedriglöhne mehr Arbeitsplätze zu schaffen, werden qualitative Aspekte der Beschäftigung vernachlässigt. 
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Gerhard Bäcker
Sozialhilfe und Niedriglöhne: Abbau der Arbeitslosigkeit durch ein Kombieinkommen? 
1.
Arbeitslosigkeit als Folge eines fehlgesteuerten Arbeitsangebotes?
Die positive wirtschaftliche Lage in Deutschland hat mittlerweile auch den Arbeitsmarkt erfasst. Die Arbeitslosigkeit geht zurück. Schaut man sich jedoch das Entwicklungstempo auf dem Arbeitsmarkt näher an, wird schnell sichtbar, dass an einen schnellen Abbau der hohen Unterbeschäftigung nicht zu denken ist. Besondere Probleme bereitet das Maß an Langzeitarbeitslosigkeit. Im August 2000 waren gut 38 % aller registrierten Arbeitslosen ein Jahr und länger arbeitslos
. Wie kann dieses Problem gelöst werden? Die Stimmen werden wieder lauter, die eine forcierte Deregulierung des Arbeitsmarktes einfordern sowie für einen Umbau der sozialen Sicherung fordern. 
Hinter dieser Forderung steht die These von der „sozialstaatsinduzierten Arbeitslosigkeit“: Danach führt die fehlkonstruierte Absicherung bei Arbeitslosigkeit dazu, dass die arbeitslosen bzw. arbeitsfähigen Empfänger von Transferleistungen keinen oder nur einen unzureichenden Anreiz haben, den Leistungsbezug zu verlassen und eine Arbeit anzunehmen. Wenn diese These zutrifft, dann wäre der Sozialstaat nicht nur Opfer der Arbeitsmarktkrise - nämlich durch die arbeitsmarktbedingte Doppelwirkung von steigenden Ausgaben und gleichzeitig zurückbleibenden Einnahmen, sondern vielmehr der eigentliche Verursacher der verhärteten Unterbeschäftigung in Deutschland. 
Die in der Wissenschaft wie in der Politik seit einigen Jahren unter dem Etikett „Arbeitslosigkeits- bzw. Armutsfalle“ geführte Debatte über die angenommenen kontraproduktiven Rückwirkungen der sozialen Sicherung auf den Arbeitsmarkt bezieht sich in erster Linie auf die Kritik an der Hilfe zum Lebensunterhalt, also der Sozialhilfe im engeren Sinne
: Die Prinzipien, Konstruktionsmechanismen und Leistungssätze des letzten Netzes der sozialen Sicherung gelten als verantwortlich für den Verbleib einer immer größer werdenden Zahl von Arbeitslosen oder Arbeitsfähigen im Leistungsbezug
. 
Schaut man genauer hin, so setzt sich das Theorem der „Arbeitslosigkeitsfalle“ aus zwei Elementen zusammen (vgl. u.a. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft 1996; Jerger/Spermann 1996; Kommission für Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen 1997)
-
Zum sei das von der Sozialhilfe garantierte Bedarfsniveau eines Haushalts bei Nicht-Erwerbstätigkeit im Vergleich zum Haushaltseinkommen bei Erwerbstätigkeit zu hoch bemessen. Mit der arbeitsfreien Sozialhilfe lasse es sich besser leben als mit einem Erwerbseinkommen im unteren Segment des Arbeitsmarktes. Da kein bzw. kein ausreichender Abstand zwischen einem niedrigen Erwerbseinkommen und der Sozialhilfe vorhanden sei, fehle der monetäre Anreiz, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen. 
-
Zum anderen komme es auch dadurch zu Fehlanreizen, da sich das Haushaltseinkommen eines Hilfeempfängers nicht erhöhe, wenn eine niedrig bezahlte (Teilzeit) Tätigkeit aufgenommen werde. Denn durch die weitgehende Anrechnung des zusätzlichen Erwerbseinkommens auf die Sozialhilfe bleibe das Haushaltseinkommen von Sozialhilfeempfängern weitgehend unverändert. Die hohe (marginale) Transferentzugsrate  beeinträchtige die Arbeitsmotivation, da das Haushaltseinkommen gleich bleibe - ob nun gearbeitet werde oder nicht. 
In Folge dieser beiden Effekte sei es den Unternehmen kaum möglich, die bei der geltenden Tarif- und Entgeltstruktur rentablen Einfacharbeitsplätze einzurichten und zu besetzen, da durch die Hilfe zum Lebensunterhalt ein impliziter Mindest- bzw. Anspruchslohn festgeschrieben werde und die arbeitslosen Leistungsempfänger nicht bereit seien, ihre Arbeitslosigkeit durch die Aufnahme einer Arbeit mit einem (Netto-)Ent​gelt unterhalb dieses Niveaus zu überwinden. 
Diese angebotsseitigen Hindernisse, die einem Ausgleich auf dem Arbeitsmarkt verhindern, spitzen sich in der Konsequenz dieser Argumentation zu, wenn im Zuge einer Niedriglohnstrategie die Arbeitsentgelte gespreizt und die Lohnsätze am unteren Ende der Entgeltstruktur deutlich abgesenkt werden sollen - entweder durch entsprechende Tarifvereinbarungen mit den Gewerkschaften oder aber durch die Ausweitung untertariflicher, im Einzelvertrag festgelegter Entgelte
. Liegen die durch die Sozialhilfe normierten Mindest- oder Anspruchslöhne nämlich unverändert hoch, wirken sie wie eine Sperrklinke und die Niedriglohnstrategie läuft in die Leere. Wenn also die Ausdifferenzierung der Arbeitsentgelte nach unten noch weit über das gegenwärtige Maß der Einkommensungleichheit hinaus auf dem Arbeitsmarkt auch durchgesetzt werden soll, bedarf es aus dieser Sicht um so mehr einer Verstärkung der monetären Anreizmechanismen, damit die neuen Niedriglohnstellen auch angenommen werden. 
Die eingangs genannten Fragen lassen sich in Bezug auf die Sozialhilfe wiederholen: Ist die Sozialhilfe ein zu großzügig und zugleich falsch geschnittenes Leistungssystem, das die Arbeitslosen bzw. Arbeitsfähigen mit Transfers versorgt, statt sie zu motivieren, ihre Existenzsicherung durch die Aufnahme von niedrig bezahlter Erwerbstätigkeit zu erreichen? Muss bei der Sozialhilfe im Sinne des Konzeptes eines mobilisierenden und aktivierenden Sozialstaates ein Paradigmenwechsel eingeleitet und die bislang sozial- und gesellschaftspolitisch akzentuierte Zielsetzung des letzten Netzes der sozialen Sicherung in eine primär arbeitsmarktpolitische Zielsetzung verändert werden, um eine Niedriglohnstrategie auch wirkmächtig werden zu lassen? Ist es folgerichtig, auch die Arbeitslosenhilfe in eine derart neu justierte Sozialhilfe aufgehen zu lassen?
2.
Prinzipien der Sozialhilfe
Bevor ich im Folgenden auf diese Fragen eingehen werde, erscheint es mir notwendig zu sein, noch einmal die grundlegenden Prinzipien und Konstruktionselemente der Sozialhilfe in Erinnerung zu rufen (vgl. im Überblick Bäcker/Bispinck/Hofemann/Naegele 2000, S. 203 ff). Die Sozialhilfe nimmt eine Schlüsselstellung im System der sozialen Sicherung; sie hat die Aufgabe einer Grundsicherung und fungiert als eine Art Ausfallbürge für diejenigen Notlagen, die weder durch eigene Kraft, noch durch die Hilfe der Familie noch durch vorgelagerte Sozialleistungen abgedeckt werden. Wie es in §1 des 1961 kodifizierten BSHG in Anlehnung an Artikel 1 des Grundgesetzes heißt, soll die Sozialhilfe den Empfängern der Hilfe eine Führung des Lebens zu ermöglichen, das der Würde des Menschen entspricht. Zielsetzung ist also, Armut vermeiden und allen Menschen ein sozial-kulturelles Existenzminimum garantieren. Dabei ist es unerheblich, welche Ursachen die Hilfebedürftigkeit hat: Leistungen können erfolgen, weil Einkommenserwerb wegen Krankheit, Alter oder wegen Erziehungspflichten nicht möglich ist oder weil trotz Erwerbsfähigkeit und -wille keine Arbeit gefunden werden kann. Sozialhilfe leistet auch dann, wenn zwar Erwerbstätigkeit ausgeübt wird, das erzielte Entgelt im Haushaltskontext aber nicht ausreicht, um das Existenzminimum abzudecken. Die Sozialhilfe ist insofern - und im Unterschied zu den kategorialen Fürsorgesystemen z.B. in den USA und in Großbritannien - eine universelle Leistung
. Sie begründet sich in Entsprechung des Sozialstaatsgebotes des Grundgesetzes sozial- und gesellschaftspolitisch. 
Dieser grundlegende Anspruch der Sozialhilfe wird im wesentlichen durch zwei Leistungsprinzipien geprägt, das Bedarfsdeckungsprinzip und das Nachrangprinzip. Nach dem Bedarfsdeckungsprinzip ist maßgebendes Kriterium für die Hilfebemessung der jeweils vorliegende individuelle Bedarf im Hinblick auf ein „menschenwürdiges Leben“. Die Hilfe bezieht sich auf die Bedarfsgemeinschaft, in der der Hilfebedürftige lebt. Das Nachrangprinzip bedeutet, dass ein Hilfesuchender keine Sozialhilfe erhält, wenn er sich zur Beschaffung des notwendigen Lebensunterhalts für sich und seine Familie selbst helfen kann oder wenn er Hilfe von anderen, besonders von Angehörigen oder von Trägern anderer Sozialleistungen erhält. Vorrang vor der Sozialhilfe haben damit (1) sämtliche (mit einigen wenigen Ausnahmen) Einkommen und Einkommensarten des Hilfesuchenden wie Arbeits- und Gewinneinkommen, sozialversicherungsrechtliche Lohnersatzleistungen, Transfers, private Übertragungen; (2) verwertbares Vermögen des Hilfesuchenden - soweit es bestimmte Grenzen („Schonvermögen“) übersteigt- , wie Geldvermögen, Sachvermögen, private Altersvorsorge, Lebensversicherungen, Haus- und Grundbesitz; (3) Leistungen unterhaltsverpflichteter Angehöriger. Jeder Hilfesuchende muss (4) darüber hinaus vorrangig die eigene Arbeitskraft zur Bestreitung des Lebensunterhalts einsetzen, wobei jedwede Form der Beschäftigung auf dem regulären Arbeitsmarkt sowie alle Arbeitsangebote des Sozialhilfeträgers (Arbeitsgelegenheiten) als zumutbar gelten, es sei denn, der Betroffene ist hierzu körperlich, geistig oder wegen der Erziehung kleinerer Kinder oder aus einem sonstigen wichtigen Grund nicht in der Lage. 
Der Bedarf der Hilfe zum Lebensunterhalt setzt sich aus den laufenden Leistungen und den einmaligen Leistungen zusammen. Zu den laufenden Leistungen zum Lebensunterhalt gehören die Regelsätze, die Mehrbedarfszuschläge und die Leistungen zur Abdeckung der Kosten von Unterkunft und Heizung. Aus Gründen der gleichmäßigen Leistungsbemessung und der Verwaltungsvereinfachung werden – in Durchbrechung des Individualisierungsgrundsatzes – die laufenden Hilfen zum Lebensunterhalt im wesentlichen durch Regelsätze pauschaliert berechnet, mit den die Kosten für Ernährung, Körperpflege, „kleiner“ Kleidungsstücke und Hausratsgegenstände sowie die persönlichen Bedürfnisse des täglichen Lebens abgegolten werden sollen.
3.
Sozialhilfe bei Erwerbstätigkeit 
Der Anspruch der Sozialhilfe, den sozial-kulturellen Mindestbedarf des Hilfesuchenden und seiner Familie abzudecken, steht in einem deutlichen Gegensatz zu den Prinzipien bei der Lohnbemessung aus Erwerbsarbeit (vgl. Bäcker 1999 a). Denn Maßstab für die Höhe des individuellen Arbeitseinkommens ist die (wie auch immer definierte) Leistung des einzelnen Beschäftigten und nicht der spezifische Lebensbedarf der von dem Arbeitseinkommen abhängigen Haushaltsgemeinschaft - etwa in Berücksichtigung von Familienstand, Kinderzahl, Alter der Kinder und Zahl der Einkommensbezieher. Die Lohnpolitik wäre nicht nur völlig überfordert, wollte sie die Löhne und Gehälter je nach haushalts- und familienspezifischen Bedarfslagen differenzieren. Ein solcher Versuch wäre überdies arbeitsmarkt- und sozialpolitisch kontraproduktiv, da Personen, denen ein hoher bedarfsbezogener Lohn zustünde, beispielsweise wegen des Unterhalts mehrerer Kinder, auf dem Arbeitsmarkt chancenlos blieben. Die Arbeitgeber würden nämlich bei der Einstellung entsprechend dem ökonomischen Rationalkalkül immer Kinderlose vorziehen, da deren Arbeitskosten wegen ihres geringeren Bedarfs niedriger lägen.
Zwischen dem Leistungs- und Marktprinzip bei der Entlohnung und dem Bedarfsprinzip bei der Sozialhilfe ist ein Widerspruch angelegt, der unter bestimmten Umständen dazu führen kann, dass das Bedarfsniveau der Hilfe zum Lebensunterhalt das verfügbare Einkommen bei Erwerbstätigkeit übersteigt. Dass bei einem niedrigen (Netto)Einkommen aus Erwerbsarbeit - sei es weil bei Vollzeitarbeit der Stundenlohn niedrig liegt oder aber weil nur Teilzeitarbeit möglich ist - das haushaltsspezifische Existenzminimum unterschritten wird, ist um so wahrscheinlicher, je größer der Haushalt ist, d.h. vor allem je größer die Anzahl der Kinder ist, die aus dem Arbeitseinkommen versorgt werden müssen, je mehr besondere Bedarfslagen und entsprechende Ausgaben auftreten, wie z.B. hohe Mietkosten, außergewöhnliche Aufwendungen für die Ausbildung der Kinder oder Belastungen durch Krankheiten und Behinderungen, je weniger spezielle Transferleistungen wie Kindergeld und Wohngeld hier zu einem Ausgleich führen, je weniger weitere Familienmitglieder (Ehefrauen, ältere Kinder) in der Lage sind, ebenfalls erwerbstätig zu sein und durch ihre Einkünfte zum Haushaltseinkommen beizutragen, und je weniger auf Rücklagen, Vermögen oder andere Einkommen (Unterhaltszahlungen, private Übertragungen) zurückgegriffen werden kann (vgl. Andreß 1999; Krause/Hanesch/Bäcker 2000; Eggen 1998).
Wenn in Abhängigkeit von diesen Konstellationen, insbesondere bei größeren Haushalts- und Bedarfsgemeinschaften, trotz Erwerbstätigkeit Anspruch auf ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt besteht, so ist dies von der Systematik der Sozialhilfe her bewusst so angelegt. Es kann und soll nicht ausgeschlossen werden, dass dann, wenn die (Netto)Löhne niedrig liegen und zusammen mit anderen privaten Einkommen und Übertragungen und ergänzenden öffentlichen Transferzahlungen (Kindergeld, Wohngeld, Unterhaltsvorschuss) nicht zur Deckung des sozial-kulturellen Mindestbedarf des Haushalts reichen, auf (ergänzende) Hilfe zum Lebensunterhalt zurückgegriffen wird. Diese Aufstockungsfunktion ist Ausdruck der unzureichenden Berücksichtigung von Bedarfslagen bei den Löhnen und den vorrangigen Sozialleistungen. 
Sozialhilfe bei Erwerbstätigkeit ist also keine individuelle Lohnsubvention, sondern eine Einkommenssubvention, weil auf das Haushaltseinkommen Bezug genommen wird. Die Leistung soll helfen, „Armut trotz Arbeit“ zu vermeiden und ermöglicht damit bereits jetzt - unter den strengen Kriterien des Nachrangprinzips - ein Verfahren, dass in der aktuellen beschäftigungspolitischen Debatte mit dem Stichwort „Kombi-Einkommen“ für den Umgang mit Niedriglöhnen empfohlen wird. 
Die Sozialhilfestatistik weist allerdings nur einen recht gering besetzten Kreis von Hilfeempfängern aus, die erwerbstätig sind
): Ende 1998 waren dies in Deutschland 148.000 Personen, davon zu 53 % Teilzeitbeschäftigte und zu 47 % Vollzeitbeschäftigte (Haustein 2000, S. 447)
). Diese Zahl entspricht einem Anteil von 8,4 % an den Hilfeempfängern im erwerbsfähigen Alter (15 bis unter 65 Jahre). Zu erwartungsgemäß höheren Werten kommt man, wenn nach den Bedarfsgemeinschaften (Haushalten) von Empfänger laufender Hilfe zum Lebensunterhalt gefragt wird, bei denen Einkünfte aus unselbständiger und selbständiger Arbeit auf die Hilfe angerechnet werden. Dies traf Ende 1998 auf 255.000 Bedarfsgemeinschaften zu, was einem Anteil von 17,1 % an allen Bedarfsgemeinschaften entspricht (Statistisches Bundesamt 2000, S. 34). Überproportional hoch liegen die Anteilswerte bei Ehepaaren mit Kindern unter 18 Jahren (33,9 %) und bei weiblichen Alleinerziehenden mit Kindern unter 18 Jahren (21,8 %). 
Der Tatbestand der Nichtinanspruchnahme von Sozialhilfe ist im Prinzip unstrittig, als schwierig erweist sich allerdings die Aufgabe, die Höhe der Nichtinanspruchnahmequote zu ermitteln. In den letzten Jahren sind eine Reihe von Untersuchungen vorgelegt worden, die die Nichtinanspruchnahmequoten (Zahl der Nicht-Empfänger im Verhältnis zu allen Anspruchsberechtigten) berechnet haben. Neumann und Herz (Neumann/Herz 1998; Neumann 1999) rechnen für 1998 mit einer Quote von 54,1 %, Riphahn (1999) geht für 1993 von einem Wert von 62,7 % aus und Kayser/Frick schätzen die Quote für 1996 auf 63,1 %. Dabei werden erhebliche Unterschiede zwischen Personengruppen sowie zwischen den alten und den neuen Bundesländern (die letzteren mit einer deutlich höheren Quote) sichtbar. Als besonders hoch veranschlagen Neumann/Herz die Nichtinanspruchnahmequote gerade bei den Erwerbstätigenhaushalten. Die große Mehrheit von Niedriglohnempfängern nimmt die Möglichkeit, im Bedarfsfall laufende Hilfe zum Lebensunterhalt und/oder einmalige Beihilfen zu beantragen, nicht wahr. „Normale“ Erwerbstätigkeit, auch schlecht bezahlte Erwerbstätigkeit, und Sozialhilfebezug schließen sich aus der Sicht und dem Empfinden vieler Arbeitnehmer faktisch aus. Der Gang zum Sozialamt hat sein Stigma noch nicht verloren, befürchtet werden Bedürftigkeitsüberprüfungen, der Einsatz von Vermögen und der Rückgriff auf Familienmitglieder (Jacobs/Ringbeck 1994, S. 85 ff.). Auf finanzielle Notlagen bei Erwerbstätigkeit wird deshalb erst einmal mit Überstunden, Nebenerwerbstätigkeiten, Mitverdienst der Frau, private Unterstützung, Verschuldung oder Schwarzarbeit und - wenn dies nicht gelingt - mit Einschränkungen des Lebensstandards reagiert. Es liegt auf der Hand, dass sich angesichts der Leistungsprinzipien bei der Sozialhilfe die Betroffenen fragen werden, ob es sich „lohnt“, sich an das Sozialamt zu wenden; dies insbesondere dann, wenn - je nach Fallkonstellation - befürchtet wird oder auch tatsächlich zu erwarten ist, dass die Ansprüche auf aufstockende Hilfe zum Lebensunterhalt sehr niedrig ausfallen. Erst wenn das Einkommensniveau drastisch und dauerhaft sinkt und/oder außergewöhnliche Bedarfe hinzutreten, etwa nach Trennung und Scheidung, bei Schwangerschaft und der Geburt eines Kindes sowie bei Arbeitslosigkeit dürfte die Sozialhilfe ins Blickfeld kommen. 
4.
Lohnabstand
Wenn bei Niedriglöhnen die Situation einer „Armut trotz Arbeit“ vermieden werden soll, muss es möglich sein, Erwerbseinkommen, die das Bedarfsniveau unterschreiten, durch Sozialhilfeleistungen aufzustocken. Auf der anderen Seite liegt aber auch auf der Hand, dass ein System der sozialen Sicherung seine Akzeptanz und Finanzierungsfähigkeit gefährdet, wenn das Bedarfsniveau des letzten sozialen Netzes das Niveau der Arbeitseinkommen am unteren Ende der Erwerbshierarchie generell überschreiten würde. Ein von Niveau und Struktur der Erwerbseinkommen losgelöstes sozialhilferechtliches Existenzminimum würde nicht nur einen sehr hohen Finanzierungsbedarf erfordern, sondern auch auf Widerstand bei jenen Erwerbstätigen stoßen, die die Transfers über Steuerabzüge von ihrem (häufig niedrigen) Einkommen finanzieren müssen. Lässt sich eine solche grundlegende Verletzung des Verhältnisses zwischen Löhnen und Sozialhilfe derzeit feststellen?
-
Zum einen ist zu sehen, dass das bei der Festlegung und Fortschreibung der Regelsätze gewählte Verfahren indirekt auf die Einkommensstrukturen in der Bundesrepublik Bezug nimmt. Die Bemessung der Regelsätze nach dem Statistikstandard
) beinhaltet eine Orientierung am Verbrauchsverhalten der Haushalte im unteren Bereich der Einkommensschichtung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe. Unter diesen Haushalten befinden sich vorrangig Erwerbstätigen-Haushalte mit Niedrigeinkommen. 
-
Zum zweiten ist zu berücksichtigen, dass das BSHG bei der Bemessung der Regelsätze ausdrücklich ein sog. Abstandgebot vorschreibt. Vorgesehen ist, die Regelsätze der Hilfe zum Lebensunterhalt (einschließlich der Kosten für Unterkunft und Heizung sowie der einmaligen Leistungen) so festzusetzen, dass bei einem alleinverdienenden Vollzeitbeschäftigten ein Abstand zum durchschnittlichen Netto-Arbeitsentgelt unterer Lohngruppen (einschließlich einmaliger Zahlungen und zuzüglich Kindergeld und Wohngeld) gewahrt wird. Dieser Abstand soll mindestens der Höhe des Erwerbstätigenfreibetrags entsprechen. Allerdings gilt diese Vorgabe nur insoweit, wie damit nicht die Sicherung des Lebensbedarfs größerer Haushaltsgemeinschaften gefährdet wird. Haushaltsgemeinschaften von Ehepaaren mit vier und mehr Kindern werden deshalb nicht in die Vergleichsberechnungen einbezogen. Bei der Interpretation des Abstandsgebots muss des weiteren beachtet werden, dass es nicht um einzelne „unterste“ Lohn- und Gehaltsgruppen geht, sondern um durchschnittliche Nettoarbeitsentgelte unterer Lohn- und Gehaltsgruppen (Hanz 1998). Schließlich muss von Effektivverdiensten ausgegangen werden und nicht von tariflichen Grundvergütungen. Tarifliche Grundvergütungen lassen Zulagen, Einmalzahlungen und Überstundenverdienste außer Acht. Zudem können tarifliche fixierte Entgelte von den effektiven Entgelten nach oben oder unten abweichen
). 
In den vorliegenden, an der Legaldefinition orientierten Untersuchungen zum Abstandsgebot wird zur empirischen Erfassung der Entgelthöhe auf die Verdienststatistik zurückgegriffen (vgl. u.a. Bäcker/Hanesch 1998 a; Engels 1999; Breuer/Engels 1994; Bericht der Bundesregierung 1994). Die Verdienststatistik differenziert die Effektiventgelte nach Leistungsgruppen und hat den großen Vorteil sehr zeitnah zu sein. Die Nachteile der Verdienststatistik liegen vor allem darin, dass der Dienstleistungsbereich nur teilweise erfasst wird. Die Struktur der nicht berücksichtigten Wirtschaftsabteilungen und -gruppen lässt erkennen, dass auf der einen Seite jene Beschäftigungsverhältnisse und Gehälter nicht in die Berechnung eingehen, die typisch sind für niedrig bezahlte (Frauen)Arbeitsplätze, hier insbesondere die Abteilung „Organisationen ohne Erwerbscharakter und private Haushalte“ sowie aus der Abteilung „anderweitig nicht genannte Dienstleistungen“ die Gruppen „Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe“, „Reinigung und Körperpflege“. Auf der anderen Seite bleiben aber auch die gut bezahlen, im oberen Einkommenssegment liegenden Bereiche wie „Verkehr- und Nachrichtenübermittlung“, „Gebietskörperschaften und Sozialversicherung“, „Rechts- und Wirtschaftsberatung“ sowie „Wissenschaft, Bildung, Kunst und Publizistik“, „Gesundheits- und Veterinärwesen“ ausgeschlossen. Vergleicht man die Durchschnittseinkommen aus der Verdienststatistik mit den Durchschnittseinkommen aus der Beschäftigtenstatistik so zeigt sich, dass die Abweichungen gering sind. Daraus lässt sich folgern, dass sich die Untererfassungen in der Verdienststatistik wechselseitig ausgleichen (vgl. Bäcker/Hanesch 1998, S. 115 f). 
Im Ergebnis zeigen die Vergleichsberechnungen, dass die gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden. Ein Einkommen aus Vollzeitbeschäftigung reicht gegenwärtig auch in unteren Lohn- und Gehaltsgruppen aus, um das sozialhilferechtliche Existenzminimum abzudecken. Nachfolgende Tabelle zeigt eine Berechnung für das Jahr 1999. 
Verfügbares Einkommen von Arbeitern (Männer) im produzierenden Gewerbe in DM/Monat im Vergleich zum Sozialhilfeniveau, 1.1.1999

	
	Alleinstehende
	Ehepaar, ohne Kind
	Ehepaare, 1 Kind
	Ehepaare, 2 Kinder
	Ehepaare, 3 Kinder

	Bruttomonatsverdienste Leistungsgruppe 31)
	
4.267
	
4267
	
4.267
	
4.267
	
4.267

	./. Lohnsteuer2)
	
849
	
314
	
299
	
287
	
287

	./. Solid.-Zuschlag
	
43
	
-
	
-
	
-
	
-

	./. Sozialversicherungsbeiträge3)
	
900
	
900
	
900
	
900
	
900

	= Nettolohn- und –gehalt
	
2.475
	
3.053
	
3.068
	
3.080
	
3.080

	+ Kindergeld
	
-
	
-
	
250
	
500
	
800

	+ Wohngeld4)
	
-
	
-
	
-
	
45
	
141

	= verfügbares Einkommen
	
2.475
	
3.053
	
3.318
	
3.625
	
4.021

	Sozialhilfeniveau5)
	
1.159
	
1.845
	
2.385
	
2.884
	
3.396

	Abstand in DM
	
1.316
	
1.208
	
933
	
741
	
625

	Abstand in %
	
113,5
	
65,5
	
39,1
	
25,7
	
18,4

	Absetzbetrag geltende Regelung6)
	
273
	
273
	
273
	
273
	
273

	1)
Einschließlich anteiliger Einmal- und Sonderzahlungen. 
2)
Einschließlich Kirchensteuer (9%), ohne Berücksichtigung von Sonderausgaben und Werbungskosten
3)
Arbeitnehmerbeiträge zur Renten-, Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung mit einem durchschnittlichen Beitragssatz von 21,1%.
4)
Berechnung nach der Wohngeldtabelle entsprechend den Kaltmieten der vergleichbaren Sozialhilfeempfänger-Haushalte. Zugrundegelegt wird eine Wohnung mittleren Alters (bezugsfertig nach 1966) sowie in einer Gemeinde mit der Mietenstufe IV.
5)
Der jeweilige Gesamtbedarf setzt sich zusammen aus den Regelsätzen, Kosten der Unterkunft und Einmalleistungen. Bei den Regelsätzen für Kinder wird von einem durchschnittlichen Lebensalter ausgegangen.
6)
Unterstellt wird der maximale Absetzbetrag von 50% des Eckregelsatzes. 


Zu erkennen ist, dass der Lohnabstand - bezogen auf die Bruttomonatsverdienste für Arbeiter in der Leistungsgruppe 3 ganz erheblich ist. Selbst Ehepaare in einem Haushalt mit drei Kindern weisen, wenn der Mann vollzeitig erwerbstätig ist, gegenüber einem vergleichbaren Sozialhilfehaushalt einen Lohnabstand von 625 DM aus. Dies entspricht einem Prozentsatz von 18,4 %. Interessant ist hierbei ein längerfristiger Vergleich: In den letzten Jahren ist der Abstand größer geworden, da die Nettoarbeitnehmereinkommen im unteren Bereich deutlich angestiegen sind. Verantwortlich dafür sind die steuerlichen Entlastungen (Anhebung des Grundfreibetrages und Absenkung des Eingangssteuersatzes). Zugleich wurde das Kindergeld mehrfach angehoben.
Sicherlich könnte man die Vergleichsberechnungen auf noch größere Haushalte ausweiten. Das Resultat wird sein, dass der Abstand schrumpft, weil die Unterhaltskosten für die Kinder immer stärker zu Buche schlagen. Soweit also Überschneidungen zwischen Löhnen und Sozialhilfe vorkommen, liegen die Ursachen nicht in einem überhöhten Regelsatzniveau - verantwortlich ist vielmehr in erster Linie der unzureichende Kinderlastenausgleich. Da das Kindergeld nicht den notwendigen Lebensbedarf eines Kindes abdeckt, der vorgelagerte Familienleistungsausgleich also nicht armutsfest ist, muss bei unteren Einkommensgruppen die Sozialhilfe ersatzweise die Funktion der Existenzsicherung der Kinder übernehmen.
Einschränkend ist außerdem darauf zu verweisen, dass mit der Bezugsgröße „niedriges Arbeitseinkommen des Mannes“ ein traditionelles Bild von Familienformen, Geschlechterrollen und Einkommensstrukturen als Norm gesetzt wird. Denn die Vergleichsberechnungen gehen grundsätzlich davon aus, dass bei Ehepaaren ein Ehepartner, nämlich die Frau, den Haushalt führt und überhaupt nicht erwerbstätig ist und die Familie ausschließlich vom Einkommen des Mannes lebt, dies selbst dann, wenn die Einkommensverhältnisse begrenzt sind oder wenn keine oder nur wenige oder bereits ältere Kinder zu versorgen sind. Die damit unterstellte Persistenz von Versorgerehe sowie männlicher Ernährer- und weiblicher Hausfrauenrolle entspricht aber seit langem nicht mehr der sozialen Realität - auch nicht in den alten Bundesländern, wie sich dies an den konstant steigenden Erwerbsquoten von Ehefrauen und Müttern erkennen lässt. 
Problematisch ist auch, dass in der Legaldefinition des Abstandsgebotes der Haushalt von Ehepaaren mit drei Kindern als Referenzgröße für den Regelsatz dient, der sich aber auf alle Haushaltstypen und Hilfeempfänger auswirkt. Dieser 5-Personen-Haushalt ist ein Ausnahmefall unter den Haushalten insgesamt und unter den Sozialhilfeempfängerhaushalten im besonderen. Erst recht gilt aber, dass es kaum wahrscheinlich ist, dass dieser Niedrigeinkommenshaushalt ausschließlich vom Einkommen des Mannes lebt und die Frau mit keiner Mark zum Haushaltseinkommen beiträgt.
Nach allen Erfahrungen der Vergangenheit spricht allerdings wenig dafür, dass die referierten Ergebnisse automatisch zur Beruhigung der Debatte über das Verhältnis von Sozialhilfe und Niedrigeinkommen beitragen. Problem ist und bleibt, dass der Interpretationsspielraum des Abstandsgebotes weit gesteckt ist und vielgestaltige, unterschiedlich motivierte Berechnungen zulässt. Dies betrifft weniger die Seite der Bestimmung des sozialhilferechtlichen Bedarfs je nach Haushaltskonstellation - hier lassen sich bei gleich gesetzten Annahmen keine großen Abweichungen konstruieren -, sondern vorrangig die Seite der Bestimmung der zum Vergleich herangezogenen Niedrigentgelte und der ihnen entsprechenden Nettoeinkünfte. Letztlich bleibt es eine Frage der politischen und Wertentscheidung, welches Arbeitseinkommen als Maßgröße gewählt wird. Hinzu kommt, dass die empirische Datenbasis lückenhaft ist, wie wir dies auch bei der Verdienststatistik vermerkt haben. Wem die Ergebnisse als zu „hoch“ erscheinen, wird insofern wenig Mühe haben, andere Daten über niedrige Arbeitseinkommen zu finden und zum Vergleich heranzuziehen
5.
Das Problem der Transferentzugsrate
In den letzten Jahren ist ausgiebig darüber diskutiert worden, dass die Sozialhilfe in Konsequenz des Nachrangprinzips das erzielte Erwerbseinkommen sehr weitgehend auf den Hilfebezug anrechnet. Der anrechnungsfreie Freibetrag liegt niedrig, die Transferentzugsrate entsprechend hoch. Die Höhe des Frei- bzw. Absetzbetrages ist allerdings im Gesetz nicht definiert
). Die Sozialhilfeträger können eigenständig entscheiden; in der Regel lassen sie ein Erwerbseinkommen bis zur Höhe von 50 % des Eckregelsatzes anrechnungsfrei, was 1999/2000 im Durchschnitt der alten Bundesländer einem Freibetrag von maximal 273 DM entspricht. Dieser Maximalbetrag hat zur Folge, dass sich die Aufnahme von Arbeit für Hilfeempfänger auch dann „lohnt“, wenn das Nettoeinkommen den Sozialhilfebedarfssatz unterschreitet, da sich das Gesamteinkommen im Vergleich zur Situation der Nicht-Erwerbstätigkeit auf jeden Fall verbessert. Angehoben wird hier das disponible Einkommen, da die Mietkosten ja unverändert übernommen werden (Steffen 2000, S. 137 ff). Allerdings: Ein Brutto- bzw. Netto-Einkommen, das über 1.400 bzw. 1.100 DM hinausgeht, führt zu keiner weiteren Erhöhung des Gesamteinkommens mehr, da sich die Hilfe zum Lebensunterhalt entsprechend mindert. Der Anspruch auf aufstockende Hilfe läuft gänzlich aus, wenn das Bruttoeinkommen 1.788 DM (Ein-Personen-Haushalt) bzw. 3.056 (Vier-Personen-Haushalt) erreicht. 
Auslaufender Sozialhilfeanspruch nach Einkommensgrenzen in DM/Monat (1.7.1999)
Absetzbeträge nach geltender Praxis

	
Einkommen und Anrechnung
	geltende Praxis1)

	
	1-Personen-Haushalt
	4-Personen-Haushalt

	
Bruttoarbeitseinkommen
	
1.788
	
3.056

	
./. Lohnsteuer und Solid.-Zuschlag2) 
	
46
	
21

	
./. Sozialversicherungsbeiträge3) 
	
370
	
633

	
= Nettoarbeitseinkommen
	
1.372
	
2.402

	
+ Kindergeld
	
-
	
500

	
+ Wohngeld4) 
	
80
	
276

	
= verfügbares Einkommen
	
1.452
	
3.178

	
./.Absetzbetrag vom Nettoarbeitseinkommen
	
273
	
273

	
= anzurechnendes Einkommen
	
1.179
	
2.905

	
Sozialhilfebedarfsniveau5) 
	
1.180
	
2.906

	
Aufstockende Hilfe zum Lebensunterhalt
	
1
	
1

	1)
Das Erwerbseinkommen bis zur Höhe von 25 % des Eckregelsatzes bleibt anrechnungsfrei, das entspricht 133 DM. Das diesen Sockelbetrag übersteigende Einkommen wird zu 15 % von der Anrechnung freigestellt. Der Absetzbetrag darf insgesamt 50 % des Eckregelsatzes, das entspricht 273 DM/1.1.1999, nicht übersteigen.
2)
Lohnsteuer und ggf. Solidaritätszuschlag (Steuerklasse I bzw. Steuerklasse III) gemäß Lohnsteu​ertabelle, einschließlich Kirchensteuer (9%).
3)
Arbeitnehmerbeiträge zur Renten-, Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung mit einem durchschnittlichen Beitragssatz von 21,1 %.
4)
Berechnung nach Wohngeldtabelle entsprechend den Kaltmieten der vergleichbaren Sozial​hilfeempfänger-Haushalte. Zugrundegelegt wird eine Wohnung mittleren Alters (bezugs​fertig nach 1996) sowie in einer Gemeinde mit der Mietenstufe IV.
5)
Der Gesamtbedarf von 1.180 DM (1-Personen-Haushalt) und 2.906 DM (4-Personen-Haushalt) setzt sich zusammen aus den Regelsätzen, Kosten der Unterkunft und Einmalleistungen. 


Auslaufender Sozialhilfeanspruch nach Einkommensgrenzen in DM/Monat (1.7.1999)
Absetzbeträge nach Kombi-Einkommen Modell

	
Einkommen und Anrechnung
	Kombi-Einkommen Modell1)

	
	1-Personen-Haushalt
	4-Personen-Haushalt

	
Bruttoarbeitseinkommen
	
2.320
	
4.252

	
./. Lohnsteuer und Solid.-Zuschlag2) 
	
190
	
283

	
./. Sozialversicherungsbeiträge3) 
	
480
	
880

	
= Nettoarbeitseinkommen
	
1.650
	
3.089

	
+ Kindergeld
	
-
	
500

	
+ Wohngeld4) 
	
-
	
51

	
= verfügbares Einkommen
	
1.650
	
3.640

	
./.Absetzbetrag vom Nettoarbeitseinkommen
	
471
	
733

	
= anzurechnendes Einkommen
	
1.179
	
2.905

	
Sozialhilfebedarfsniveau5) 
	
1.180
	
2.906

	
Aufstockende Hilfe zum Lebensunterhalt
	
1
	
1

	1)
Anrechnungsfrei bleibt ein Sockelbetrag von 80 DM (1-Personen-Haushalt) bzw. 250 DM (4-Perso​nen-Haushalt); das darüber hinausreichende Einkommen bleibt zu 30 % anrechnungsfrei bis zu 1.000 DM, zu 20 % zwischen 1.001 und 1.500 DM und zu 10 % oberhalb von 1.501 DM.
2)
Lohnsteuer und ggf. Solidaritätszuschlag (Steuerklasse I bzw. Steuerklasse III) gemäß Lohnsteu​ertabelle, einschließlich Kirchensteuer (9%).
3)
Arbeitnehmerbeiträge zur Renten-, Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung mit einem durchschnittlichen Beitragssatz von 21,1 %.
4)
Berechnung nach Wohngeldtabelle entsprechend den Kaltmieten der vergleichbaren Sozial​hilfeempfänger-Haushalte. Zugrundegelegt wird eine Wohnung mittleren Alters (bezugsfertig nach 1996) sowie in einer Gemeinde mit der Mietenstufe IV.
5)
Der Gesamtbedarf von 1.180 DM (1-Personen-Haushalt) und 2.906 DM (4-Personen-Haushalt) setzt sich zusammen aus den Regelsätzen, Kosten der Unterkunft und Einmalleistungen. 


Insgesamt würde es durch diese Veränderung der Freibeträge zu beträchtlichen Mehraufwendungen bei der Sozialhilfe kommen
). Die bei der Negativsteuer hinlänglich diskutierten fiskalischen Probleme (vgl. Becker 1998; Bundesministerium der Finanzen 1996) treffen also auch - wenngleich nicht so drastisch - auf das Kombi-Einkommen zu, selbst dann, wenn positive Netto-Beschäftigungseffekte zu erwarten wären. Eine finanzielle Entlastung gegenüber dem Status-Quo entsteht lediglich dann, wenn bisher nicht erwerbstätige Hilfeempfänger infolge der neuen Freibeträge in eine niedrige bezahlte Beschäftigung einmünden, da sich dann der volle Sozialhilfeanspruch in einen ergänzenden Anspruch wandelt und mindert. Im Vergleich zur Negativsteuer wird der Finanzierungsaufwand bei den Sozialhilferegelungen vor allem dadurch begrenzt, dass sich zwar die Anrechnungssätze oberhalb des Sockelbetrages mit steigendem Einkommen erhöhen, aber der Steuer-Grundfreibetrag nicht entsprechend angehoben wird. Damit kommt es beim Kombi-Lohn-Modell aber zu einer breiten Überschneidungszone zwischen Lohnsteuerpflicht und Sozialhilfeansprüchen: Im Vier-Personen-Haushalt beginnt die Steuerzahlung ab einem Bruttoeinkommen von 2.802 DM, während die Sozialhilfe erst bei einem Bruttoeinkommen von 4.252 DM ausläuft. Mit anderen Worten: Die Kommunen hätten diese Leistungen aus ihren Kassen zu zahlen, erhielten aber nur 15 % aus dem Einkommensteueraufkommen zurück! 
6.
Mangelnde Arbeitsanreize im Sozialhilfesystem?
Die Argumentationsfigur der „Arbeitslosigkeits- oder Armutsfalle“ gründet auf der neoklassische, mikroökonomischen Entscheidungstheorie: sie konstruiert beim Arbeitsangebot ein nutzenmaximierendes Individuum, das seine Wahlentscheidung, einen Arbeitsplatz anzunehmen oder aber statt dessen den Vorzug von Freizeit zu genießen, nach dem ökonomischen Rationalkalkül ausrichtet (Ganßmann/Haas 1996, S. 95 ff). Die Frage ist, ob dieses Konstrukt der Wirklichkeit entspricht. Eine ganze Reihe von Hinweisen deutet auf das Gegenteil hin. Die Motivation zur Aufnahme einer Erwerbsarbeit bei Sozialhilfeempfängern ist hoch - unabhängig davon, wie stark die monetären Anreize ausgestaltet sind: 
-
So kennen viele Betroffene die Anreizstrukturen nur sehr bedingt, müssen doch sämtliche Einkommens-, Transfer- und Steuerelemente berücksichtigt werden, was selbst Experten schwer fällt. Auch gibt etwa die Einkommensersatzrate nur den kurzfristigen Einkommensvergleich wieder, während sie die mittelfristigen Einkommensperspektiven vernachlässigt, die aus der Arbeitsaufnahme resultieren können. Zu bedenken ist weiterhin, dass die Erwerbstätigkeit nicht nur finanziell von Bedeutung ist, sondern auch einen höheren sozioökonomischen Status und den Zugang zu sozialer Integration vermittelt. 
-
Hinzu kommt, dass es Arbeitlosen nach der Rechtslage den Hilfesuchenden keineswegs freigestellt ist, darüber zu entscheiden, ob und in welchem Umfang sie ihren Lebensunterhalt durch den Einsatz ihrer Arbeitskraft decken wollen oder nicht. Hilfesuchende müssen auf jeden Fall die eigene Arbeitskraft zur Bestreitung des Lebensunterhalts für sich und die unterhaltsberechtigten Angehörigen einsetzen und jedwede Arbeit oder Arbeitsgelegenheiten annehmen - es sei denn der Betroffene ist hierzu körperlich oder geistig oder wegen der Erziehung kleinerer Kinder nicht in der Lage. Sozialhilfe ist insofern kein Einkommen ohne Gegenleistung. Hinzu kommt die Sanktionsnorm nach §25, dass nämlich bei der Weigerung, solche Arbeiten und Arbeitsgelegenheiten anzunehmen, der Anspruch auf Hilfe entfällt. Die Hilfe muss dann in einer ersten Stufe um mindestens 25 % gekürzt werden. Darüber hinausgehende Kürzungen bis hin zum völligen Ausschluss liegen im Ermessen des Sozialhilfeträgers. Auch im Arbeitsförderungsrecht ist der Vorrang von Erwerbsarbeit tragendes Prinzip. Nach der neuen Zumutbarkeitsregelung des SGB III sind Arbeitslosengeld- und -hilfeempfänger gehalten, nach sechs Monaten der Arbeitslosigkeit einen Arbeitsplatz anzunehmen, dessen Nettoentgelt die Höhe der Unterstützungszahlung erreicht, ohne dass dabei ein Qualifikationsschutz greift. Lehnen Arbeitslosengeld- oder Arbeitslosenhilfeempfänger zumutbare Arbeiten ab, werden Sperrzeiten von 12 Wochen verhängt, um die sich auch die gesamte Leistungsdauer vermindert. Im Wiederholungsfall entfällt der Leistungsanspruch nach dem SGB III völlig. 

Ist somit der modelltheoretisch abgeleitete Zusammenhang zwischen Armut und Transferdefiziten bzw. Arbeitsmotivation und Erwerbsverhalten mit vielen Fragezeichen verbunden, lässt sich ein solcher Zusammenhang auch empirisch kaum verifizieren: Beispielsweise besteht zwischen dem Anstieg der arbeitsmarktbedingten Armut und Veränderungen in den Bedingungen des Leistungsbezugs in der Bundesrepublik kein zeitlicher Zusammenhang. In den letzten Jahren sind die Leistungssätze von Arbeitslosengeld und –hilfe gesenkt, die Leistungsvoraussetzungen verschlechtert und die Zumutbarkeitsmaßstäbe verschärft worden. Das gleiche gilt für die Sozialhilfe. Wenig beachtet wird in diesem Zusammenhang, dass die im Zuge des Haushaltssparpaketes für die Jahre 2000 und 2001 vorgesehene reine Inflationsanpassung nicht nur der Renten, sondern auch der Sozialhilferegelsätze zu einer weiteren Anhebung der Spanne zwischen Nettolöhnen und Sozialhilfeniveau führt, da in diesen Jahren die Nettolöhne stärker als das Preisniveau ansteigen. Insgesamt gibt es keine Anzeichen dafür, dass durch all diese, auf das Arbeitsangebot zielenden Maßnahmen das Niveau von Arbeitslosigkeit und Beschäftigung positiv beeinflusst worden wäre. Die Arbeitslosigkeit ist in den zurückliegenden Jahren gestiegen, die Zahl der Beschäftigten gesunken. Es bleibt die schlichte Erkenntnis, dass durch einen größeren Anreiz oder Druck, Arbeit aufzunehmen, nicht plötzlich neue Arbeitsplätze entstehen. Vielmehr spricht viel dafür, dass es zu verschärften Selektions- und Verdrängungseffekten gerade zu Lasten der Geringqualifizierten und Langzeitarbeitslosen gekommen ist. 
-
Auch im internationalen Vergleich gibt es keine schlüssigen Hinweise dafür, dass Länder mit einem niedrigen Absicherungsniveau bei Arbeitslosigkeit, einer kurzen Bezugsdauer der Leistungen und restriktiven Leistungsbedingungen beschäftigungspolitisch besonders erfolgreich sind (vgl. Bosch 1998).
-
Auch die modelltheoretische Annahme der „Fallentheoretiker“, arbeitslose Empfänger von Sozialhilfe und/oder Arbeitslosenhilfe würden sich für längere Zeit in der Sozialhilfe „einrichten“, lässt sich empirisch nicht bestätigen. Die Befunde der dynamischen Armutsforschung zeigen vielmehr, dass der Sozialhilfebezug gerade bei den Arbeitslosen keine Dauererscheinung ist (Leibfried/Leisering 1995, S. 80 ff; Zwick 1997). Die Betroffenen versuchen, den Zustand der Arbeitslosigkeit und Sozialhilfebedürftigkeit aktiv zu verändern. Der Sozialhilfebezug wird als stigmatisierend empfunden, die Betroffenen sind von sich aus bemüht, einen Arbeitsplatz zu finden. So ist auch der Sozialhilfestatistik ist zu entnehmen, dass gerade größere Bedarfsgemeinschaften, bei denen der monetäre Arbeitsanreiz gering ist, die kürzesten abgeschlossenen Verweildauern in der Sozialhilfe aufweisen. Wie schließlich die Erfahrungen in vielen Kommunen belegen, ist die Zahl der Interessenten an Hilfen zur Arbeit sehr viel größer als die der angebotenen Arbeitsplätze, selbst wenn es sich um sozialhilferechtliche Beschäftigungsangebote handelt. 
-
Unstreitig nimmt die Zahl jener Langzeitarbeitslosen zu, die als „Schwervermittelbare“ besondere Schwierigkeiten haben, auf dem Arbeitsmarkt wieder Fuß zu fassen und in den Dauerbezug von Sozial- und Arbeitslosenhilfe hineinwachsen. Die Gründe für die Schwierigkeiten einer beruflichen Reintegration dieses Personenkreises liegen in einem mehrstufigen Selektionsprozess beim Weg in die Arbeitslosigkeit, durch die Arbeitslosigkeit und aus der Arbeitslosigkeit, durch den eine Risikokonzentration bei Personengruppen mit tatsächlichen oder angeblichen Beeinträchtigung stattfindet. Bei einem Teil der Langzeitarbeitslosen - nicht bei allen, das darf man nicht verallgemeinern - liegen gesundheitliche und psycho-soziale Beeinträchtigungen vor; dabei ist allerdings zu bedenken, dass die fortdauernde Arbeitslosigkeit selbst zum Auftreten bzw. zur Verstärkung derartiger Probleme beiträgt. Gefordert sind hier umfassende Beratung, gezielte Qualifizierungs- und Eingliederungsmaßnahmen sowie psycho-soziale Betreuung, demgegenüber kommt monetären Anreizen zur Arbeitsaufnahme eine nur nachrangige Bedeutung zu (Hackenberg/Sell 1997; empirische Befunde bei: Andreß 1999; Andreß/Strengmann-Kuhn 1997). Im Rahmen einer empirischen Studie im Raum Aachen ging auch das Institut der Deutschen Wirtschaft der Frage nach, ob Einfacharbeitsplätze von Arbeitnehmern nicht angenommen werden: Entgegen der eigenen Forschungshypothese kam das IW auf der Basis von Interviews mit tatsächlichen und potentiellen Stelleninhabern zu dem Ergebnis, dass von einem generellen Desinteresse an der Übernahme von Einfachtätigkeiten bei den befragten Gruppen nicht gesprochen werden (kann). Wie sich aus den Interviews ergab, „hat das Entgelt einen deutlich geringeren Motivationscharakter für die Betroffenen selbst, als dies zu vermuten war. Es soll zur Deckung des Lebensunterhalts ausreichen. Wichtig für die Akzeptanz einer Tätigkeit sind die Arbeitsbedingungen“ (IW 1996, S. 340). 
Zusammenfassend: Das in ökonomischen Theorien unterstellte eindimensionale Modell, wonach das Arbeitsangebot nur von einem Faktor, nämlich von der Höhe des Entgelts abhänge bzw. von der Höhe des Abstands zwischen Sozial(hilfe)leistungen und Arbeitseinkommen findet für die Bundesrepublik keine Bestätigung. Vielmehr handelt es sich um ein komplexes Bündel von Faktoren, die aus der Sicht der Betroffenen einen Arbeitsplatz mehr oder weniger akzeptabel erscheinen lassen. Besondere Bedeutung scheint der Tatsache zuzukommen, überhaupt wieder einen Einstieg in Erwerbsarbeit finden zu können, die dauerhafte Beschäftigungsperspektiven eröffnet (Hanesch 1995).
7. Gesellschafts- und sozialpolitische Folgen einer Umorientierung der Sozialhilfe
Die skizzierte Kritik an der Aussagekraft der These von der sozialstaatsinduzierten Arbeitslosigkeit ist nicht neu (vgl. Bäcker/Steffen 1995; Steffen 1994). Gleichwohl hat die Forderung, die Arbeitsanreize bei der Sozialhilfe durch geringere Transferentzugsraten bzw. höhere Freibeträge zu erhöhen, um über diesen Weg zu mehr Beschäftigung zu kommen, unverändert Konjunktur. Es verhärtet sich der Eindruck, dass die „Fallentheoretiker“ und Protagonisten einer Niedriglohnstrategie sich ganz einfach deswegen nicht mit den empirischen und theoretischen Einwänden befassen, weil sie nicht in das Gebäude der mikroökonomischen Arbeitsmarkttheorie passen. 
Allerdings lässt sich das erwähnte Finanzierungsdilemma nicht einfach verdrängen. Wie soll dieses Problem gelöst werden? Das Ergebnis ist eindeutig: Unter der Rahmenbedingung begrenzter fiskalischer Spielräume lassen sich substantiell höhere Erwerbstätigenfreibeträge bei der Sozialhilfe nur finanzieren, wenn gleichzeitig das Bedarfsniveau der Sozialhilfe abgesenkt wird. Diese Absenkung des Existenzminimums durch eine Kürzung der Regelsätze müsste noch nicht einmal diskretionär erfolgen (vgl. Bäcker 2000). Denn das Abstandsgebot sieht in der geltenden Fassung vor, dass bei der Vergleichsberechnung zwischen dem verfügbaren Einkommen aus durchschnittlichen Nettoentgelten unterer Lohn- und Gehaltsgruppen einerseits und dem Sozialhilfebedarf andererseits der Freibetrag bzw. Absetzbetrag zu berücksichtigen ist. Es wird also nicht nur ein Lohnabstand überhaupt normiert, sondern dieser wird in seiner erforderlichen Höhe beziffert und soll zumindest der Höhe des Freibetrages entsprechen. Erhöht sich nun der Freibetrag, verringert sich automatisch die Spanne zwischen den beiden Vergleichsgrößen. Da sich die Problematik eines als unzureichend angesehenen Abstands zwischen Arbeitseinkommen und Sozialhilfe nur bei größeren Haushaltsgemeinschaften ergibt, verschärfen vor allem jene Freibetragsregelungen den Druck auf die Regelsatzbemessung, die höhere Freibeträge bei größeren Haushaltsgemeinschaften vorsehen. Wenn höhere Freibeträge eine Tendenz zur Absenkung des Regelsatzniveaus auslösen, würde die Gesamtheit aller Leistungsempfänger durch die Verminderung des Bedarfsniveaus das verlieren, was die erwerbstätigen Leistungsempfänger durch erweiterte Einkommensfreistellung bzw. aufstockende Sozialhilfe an positiver Einkommensverbesserung gewinnen. Eine solche Schlechterstellung würde vor allem die arbeitslosen und die sonstigen nicht erwerbstätigen Leistungsempfänger treffen und ist unter Bedarfsgesichtspunkten nicht vertretbar. 
Würden die Regelsätze lediglich für Arbeitsfähige gekürzt oder erhalten bei einer allgemeinen Absenkung der Regelsätze nur die als „nicht arbeitsfähig“ eingestuften Hilfeempfänger Mehrbedarfszuschläge (vgl. u.a. Klös 1998, Berthold 1999), dann sind jene in ihrer Einkommenslage gefährdet, die trotz des erheblichen materiellen Drucks, nur durch die Kombination von Arbeitseinkommen und Sozialhilfe das Existenzminimum erreichen zu können, keine Arbeit finden. 
Um es auf den Punkt zu bringen: Die Kombination von erhöhten Freibeträgen und abgesenkten Bedarfssätzen basiert auf der Annahme, dass ein steigendes Arbeitsangebot immer auf eine entsprechende Arbeitsnachfrage trifft, dass also - populär gesprochen - jeder, der arbeiten will, auch eine Arbeit findet. Wenn jedoch diese mikroökonomische Modelllogik, dass es letztlich keine unfreiwillige Arbeitslosigkeit gibt, nicht zutrifft, weil die Arbeitsmarktlage von makroökonomischen Größen, und hier insbesondere von der Entwicklung der Güter- und Dienstleistungsmärkte und vom Wechselverhältnis zwischen Wirtschaftswachstum, Produktivität und Arbeitszeit abhängt, dann ist mit einer Absenkung des Existenzminimums keine Verbesserung des gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungsniveaus, dafür aber die Gefahr einer Ausweitung von Armut verbunden. 
Im Ergebnis steht bei einer solchen Umorientierung der Sozialhilfe die Bekämpfung von Armut nicht länger im Mittelpunkt. Das Ziel der Sicherung des sozial-kulturellen Existenzminimums für alle Bürger wird der Beschäftigungsförderung untergeordnet. Gesellschaftspolitisch wie verfassungsrechtlich ist dieser Weg nicht zu vertreten. Die Armut würde zunehmen, und der durch die Absenkung des sozialhilferechtlichen Existenzminimums ausgeübte Druck, jede Arbeit annehmen zu müssen, führt zugleich zu einer Erosion eines nach sozialen Mindeststandards strukturierten Arbeitsmarktes
. 
Niedriglohnmodelle, die an der Sozialhilfe anknüpfen, sind Einkommenssubventionsmodelle. Die niedrigen bzw. weiter abgesenkten individuellen Arbeitsentgelte im unteren Segment des Arbeitsmarktes werden nicht automatisch durch Hilfe zum Lebensunterhalt ergänzt. Nur dann, wenn das Haushaltseinkommen insgesamt unter der Sozialhilfeschwelle liegt, kommt es zur Aufstockung bis auf das Bedarfsniveau (vgl. Bäcker 2000; Bäcker/Hanesch 1997). Vor der Hilfeleistung wird dementsprechend ein Hilfesuchender darauf verwiesen, zur Beschaffung des notwendigen Lebensunterhalts für sich und seine Familie sein gesamtes Einkommen (Erwerbseinkommen, Lohnersatzleistungen) einzusetzen. Als vorrangig gilt gleichermaßen das gesamte verwertbare Vermögen, das bis auf unbedeutende Schonbeträge aufgelöst werden muss. Betroffen sind neben Grund- und Geldvermögen auch Sachvermögen. Hinzu tritt die Unterhaltspflicht - Leistungen unterhaltsverpflichteter Angehöriger haben Vorrang vor der Sozialhilfe. 
Wer nicht möchte, dass mühsam erworbene Sparguthaben bis auf eine kleine Schongrenze verloren gehen, Lebensversicherungen aufgelöst werden müssen oder gar ein Auto zu veräußern ist, muss nach der Sozialhilfesystematik auf Hilfe zum Lebensunterhalt verzichten. Diese Abhängigkeit von subsidiären und einkommens/vermögensgeprüften Sozialhilfeleistungen führt im übrigen jede Strategie zum Ausbau einer individuellen, kapitalgedeckten Altersvorsorge ad absurdum, da die kapitalisierten Ansprüche zunächst verwertet werden müssten, bevor Niedriglohnbezieher überhaupt aufstockende Hilfe zum Lebensunterhalt erhalten. 
Zu erwarten ist, dass vornehmlich Frauen in den Niedriglohnbereichen tätig sind. Soweit die Ehemänner nicht selbst niedrig entlohnt sind, haben diese Frauen aber keine Sozialhilfeansprüche, da bei der Bedürftigkeitsprüfung das Haushaltseinkommen zählt. Im Ergebnis führt diese Strategie also zu einem Niedriglohnsegment, das nur unter sehr restriktiven und teilweise stigmatisierenden Voraussetzungen durch Sozialhilfeleistungen aufgebessert werden wird.
Keinerlei Kompensation ist für die sozialversicherungsrechtlichen Folgen von Niedriglöhnen beim Eintritt allgemeiner Lebensrisiken vorgesehen. So werden die Niedriglohnbeschäftigten bei sozialen Risiken (Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität und Alter) sehr schnell zum Sozialhilfefall, da sich die Beiträge und Anwartschaften ja allein am Bruttoentgelt ausrichten (sollen). 
8.
Einige Schlussfolgerungen
Ich komme zu einem Resümee: Die beschäftigungspolitische Umorientierung der Sozialhilfe durch die kombinierte Wirkung von höheren Freibeträgen und abgesenkten Bedarfssätzen erweist sich aus mehrfachen Gründen als ein arbeitsmarktpolitisch fragwürdiger und sozial- wie gesellschaftspolitisch unhaltbarer Weg. Die ökonomische Diskussion über die Erfolgswirksamkeit einer Niedriglohnstrategie kann an dieser Stelle nicht aufgegriffen oder gar vertieft werden. Zwei zentrale Fragen sind zu beantworten. Erstens: Wie eng ist der Zusammenhang zwischen Lohnstruktur und Beschäftigungsniveau, kommt es durch die Ausdifferenzierung der Arbeitsentgelte nach unten im gesamtwirtschaftlichen Nettoeffekt zu mehr Arbeitsplätzen oder überwiegen die Mitnahme- und Substitutionseffekte sowie der nach unten gerichtete gesamtwirtschaftliche Kreislaufeffekt im Zusammenwirken mit der Finanzierungsproblematik von Lohn- bzw. Einkommenssubventionen (vgl. Bäcker 1999b)? Zweitens: Gibt es andere, arbeitsmarktpolitisch erfolgversprechendere und gesellpolitisch zukunftsweisende Wege zur Erhöhung des Beschäftigungsniveaus und zum Abbau der (Langzeit)Arbeitslosigkeit (vgl. Bosch 1999)? 
Natürlich steht die Sozialhilfe nicht außerhalb der Anstrengungen, das Beschäftigungsniveau zu erhöhen und die Arbeitslosigkeit, und hier insbesondere die Langzeitarbeitslosigkeit, abzubauen. Dazu bedarf es aber keiner Absenkung der Bedarfs- bzw. Regelsätze und auch keiner generellen Erhöhung der Erwerbstätigenfreibeträge. Vielmehr kommt es darauf an, dass die Kommunen jene Möglichkeiten einer Beschäftigungsförderung, die nach der Gesetzeslage möglich sind, intensiv und kreativ nutzen. Das BSHG ist im Instrumenten- und Maßnahmeneinsatz deutlich offener gehalten als das SGB III und überlässt den einzelnen Sozialhilfeträgern große Handlungsspielräume. 
Viele Kommunen haben in den letzten Jahren unter dem Eindruck einer wachsenden Zahl von (langzeit)arbeitslosen bzw. erwerbsfähigen Hilfeempfängern und immer enger werdenden finanziellen Spielräumen in den kommunalen Haushalten ihre Sozialhilfepraxis verändert. Insbesondere ist es zu einem Ausbau der Bemühungen der Sozialhilfeträger gekommen, die Arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren (vgl. Böckmann-Schewe/Röhrig 1997; Deutscher Städtetag 1999; Hanesch/Baltzer 2000). Dahinter steht die Überlegung, den Hilfeempfängern statt der passiven Gewährung von Leistungen Arbeit und Arbeitsgelegenheiten anzubieten, Beratungs-, Vermittlungs- und Qualifizierungsmaßnahmen auszuweiten aber auch die Verpflichtung und den Druck zu erhöhen, die Angebote anzunehmen. Diese auch in den anderen Ländern der EU zu verzeichnende Umorientierung der Sozialhilfepolitik gegenüber arbeitslosen und anderen nicht erwerbstätigen, aber erwerbsfähigen Hilfeempfängern im Sinne der Aktivierungsstrategie hat sich in Deutschland eher schleichend und unbemerkt von der „großen Politik“ vollzogen (vgl. Leisering/Hilkert 2000, S. 19 ff), da der Gestaltungsspielraum des BSHG von den Kommunen im Rahmen ihrer Selbstverwaltung mit sehr unterschiedlichen, kaum überschaubaren Initiativen und Maßnahmen ausgefüllt wird.
Hinweisen möchte ich z.B. nur darauf, dass das Gesetz zusätzlich zu den Freibeträgen individuelle Förderungsleistungen bei Aufnahme von Erwerbstätigkeit vorsieht. Allerdings gelten diese Förderleistungen nur für den Kreis der neu in den Arbeitsmarkt eintretenden Sozialhilfeempfänger, zudem sind sie zeitlich befristet und in der Höhe degressiv ausgestaltet: Mit dem Ziel der Eingliederung in den Arbeitsmarkt kann Hilfeempfängern ein Zuschuss zum Arbeitsentgelt in der Höhe des Eckregelsatzes bis zur Dauer von 12 Monaten gewährt werden. Bei Modellmaßnahmen kann die Förderung auch höher sein und länger andauern. Mittlerweile gibt es eine ganze Reihe von Modellprojekten, die auf dieser Experimentierklausel aufbauen. Zu nennen ist das Projekt „Einstiegslohn“ in Baden-Württemberg und nunmehr in Hessen; auch in Nordrhein-Westfalen werden im Rahmen des dortigen Bündnisses für Arbeit derartige Einkommensaufstockungen modellhaft praktiziert (Weinkopf 1999). 
Hier ist nicht der Raum, um auf diese Modellversuche im Einzelnen einzugehen. Allerdings merke ich an, dass es meines Erachtens an der Zeit ist, statt abstrakter Diskussionen über Arbeitslosigkeitsfallen umfassend über die konkrete Sozialhilfepraxis und kommunale Beschäftigungspolitik zu informieren, Erfahrungen auszutauschen und Bewertungen vorzunehmen. Zu diskutieren ist vor allem über das angemessene Verhältnis von „Fördern und Fordern“ bei den jeweiligen Maßnahmen und Angeboten sowie über die Frage nach dem Erfolgskriterium von Maßnahmen. Geht es um Beschäftigungszuwächse auf dem Arbeitsmarkt oder um eine gezielte Umschichtung der Arbeitslosigkeit bzw. der Beschäftigung mit dem Ziel, die (Langzeit)Arbeitslosigkeit zu entstrukturieren und zu verflüssigen und jenen Personen bessere Beschäftigungschancen zu verschaffen, die üblicherweise zu den „Problemgruppen“ des Arbeitsmarktes gerechnet werden? 
Wenn der gesamtwirtschaftliche Beschäftigungszuwachs im Mittelpunkt der Zielsetzung steht, dann kann Erfolgskriterium nicht der Tatbestand sein, dass einzelne Arbeitsplätze für eine längere Zeit mit Leistungsempfängern besetzt werden
, vielmehr muss ein Zuwachs an Arbeitsplätzen auf dem Arbeitsmarkt insgesamt bewirkt werden. Ausschlaggebend sind hierbei Netto-Beschäftigungseffekte, d.h. es ist zu prüfen, ob es sich um zusätzliche oder um mit anderen Personen besetzte Arbeitsplätze handelt. Und auch die neuen Arbeitsplätze müssen mit jenen saldiert werden, die infolge diese Maßnahme und ihrer Finanzierung womöglich an einer anderen Stelle im Betrieb und/oder auf dem Arbeitsmarkt insgesamt entfallen. Wie schnell zu erkennen ist, erweist es sich als ausgesprochen schwierig, auf kommunalen oder regionalen Arbeitsmärkten entsprechende Nachweise zu führen (vgl. Jacobs 2000). Es dürfte methodisch nicht gelingen, bei einem insgesamt dynamischen, durch viele Bestimmungsfaktoren beeinflussten Arbeitsmarkt zu eruieren, welchen Beitrag zur Entwicklung des Beschäftigungsniveaus eine einzelne Maßnahme hat. 
9.
Abschaffung der Arbeitslosenhilfe?
Abschließend soll noch auf die Forderung eingegangen werden, die Arbeitslosenhilfe der Sozialhilfe anzupassen und langfristig in dieser aufgehen zu lassen (vgl. u.a. Berthold/Kunz/Thode (2000); Fink 1998). Die Begründung für diesen Schritt ergibt sich aus dem angestrebten Rückkopplungseffekt von Niedriglöhnen und den Regelsätzen der Hilfe zum Lebensunterhalt. Dieser wird bei der Arbeitslosenhilfe nicht in diesem Maße wirksam, da für dieses Leistungssystem andere, mit der Sozialhilfe nicht unmittelbar vergleichbare Regelungen gelten. Soll also die Beschäftigungswirkung von Niedriglöhnen und hohen finanziellen Arbeitsanreizen für alle Langzeitarbeitslosen greifen, dann müsste in der Konsequenz eines beschäftigungsorientierten Umbaus des Sozialstaates auch die Arbeitslosenhilfe in das Konzept einbezogen werden. 
Nun ist nicht zu bestreiten, dass die Arbeitslosenhilfe eine seltsame Zwitterstellung zwischen der Versicherungsleistung „Arbeitslosengeld“ und der Fürsorgeleistung „Sozialhilfe“ einnimmt und dass die immer häufiger auftretende Doppelzuständigkeit von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe bei der Absicherung Langzeitarbeitsloser zu Problemen nicht nur bei den finanziellen Leistungen führt, sondern auch hinsichtlich der Zuständigkeit bei der Durchführung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen. Würde allerdings die Arbeitslosenhilfe abgeschafft, käme es zu gravierenden Verschlechterungen in der Einkommens- und Lebenslage der Betroffenen (vgl. u.a. Oberhauser 1998). Denn die Leistungsbedingungen der Arbeitslosenhilfe sind in vielfacher Hinsicht besser als die der Sozialhilfe. Schon der Tatbestand, dass „nur“ 18 % der Arbeitslosenhilfeempfänger aufstockende Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen, weist darauf hin, dass der weitaus größte Teil der Langzeitarbeitslosen immer noch oberhalb des sozialhilferechtlichen Bedarfsniveaus abgesichert ist, sei es, weil die ausgezahlte Arbeitslosenhilfe höher liegt, oder weil die weiteren Einkommen des Arbeitslosen und der Mitglieder seines Haushaltes weniger streng als bei der Sozialhilfe angerechnet werden (vgl. Adamy/Steffen 1999).
Für die mildere Bedürftigkeitsprüfung bei der Arbeitslosenhilfe stehen folgende Beispiele: Bei erwachsenen Arbeitslosen wird ein Unterhaltsanspruch gegenüber den Eltern bzw. Kindern nicht angerechnet. Beim Einkommen des (Ehe-)Partners werden Freibeträge, mindestens in Höhe von 1.400 DM, berücksichtigt. Dies ist bei der Sozialhilfe nicht der Fall. Nicht zum anzurechnen als Einkommen sind Kindergeld, Wohngeld, Arbeitslosenhilfe des Partners, Ausbildungsförderung. Bei der Sozialhilfe gelten all diese Leistungen als vorrangig. Zumutbar verwertbares Vermögen wird nur dann angerechnet, wenn es 8.000 DM pro Person und (Ehe-)Partner übersteigt. Lebensversicherungen müssen nicht verwertet werden. Auch ein PKW kann behalten werden. Auch dies gilt bei der Sozialhilfe nicht. Zu berücksichtigen ist bei der Arbeitslosenhilfe schließlich, dass mit der Zahlung Rentenanwartschaften erworben werden, was beim Sozialhilfebezug in der Regel nicht der Fall ist.
Eine Abschaffung der Arbeitslosenhilfe würde perspektivisch bedeuten, dass alle Arbeitlosen, die keinen Anspruch auf die Versicherungsleistung Arbeitslosengeld haben, auf die Sozialhilfe verwiesen werden. Die Bundesanstalt für Arbeit wäre dann nur noch für den Kreis der vergleichsweise gut vermittelbaren kurzfristigen Arbeitslosen zuständig, während sämtliche „schwierigen Fälle“ aus den Leistungen und Angeboten des SGB III ausgegrenzt und auf die Kommunen abgeschoben würden. Damit wäre eine Kommunalisierung der Arbeitsmarktpolitik für Langfristarbeitslose einschließlich der Arbeitsvermittlung verbunden. Die kritikwürdige Doppelstruktur der Arbeitsmarktpolitik würde nicht aufgehoben, sondern im Gegenteil vertieft. Auch wenn es zu einer Neugestaltung des föderalen Finanzausgleichs käme, würde die kommunalen Zusatzbelastungen allenfalls im Schnitt aller Kommunen ausgeglichen; benachteiligt wären aber jene Städte und Kreise, die mit besonders hohen Arbeitsmarktungleichgewichten zu kämpfen haben und zugleich über die geringste Wirtschafts- und Finanzkraft verfügen. Ein solcher Weg ist nicht vorwärtsweisend, sondern führt zurück in die Zeit vor Verabschiedung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung von 1927 (vgl. Articus 2000). 
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� Hierbei beziehe ich mich im wesentlichen auf die Arbeiten von Gerhard Bosch (1999) und Claudia Weinkopf (1999).





�	Differenzierte Analysen der Arbeitslosigkeitsdauer kommen zu noch deutlich höheren Werten, als sie in der offiziellen Statistik ausgewiesen werden (vgl. u.a. Karr 1997, S. 37 ff.). 


�	 	Darüber hinaus wird vermehrt moniert, dass auch die Arbeitslosenhilfe, Differenzierte Analysen der Arbeitslosigkeitsdauer kommen zu noch deutlich höheren Werten, als sie in der offiziellen Statistik ausgewiesen werden.die als lohnbezogenes und zugleich bedürftigkeitsorientiertes Leistungssystem zwischen dem Sozialversicherungs- und dem Fürsorgeprinzip steht, Fehlanreize setzt und zur Verhärtung der Langfristarbeitslosigkeit beiträgt.


�	 	Das Potenzial der arbeitslosen sowie der zwar nicht arbeitslos gemeldeten aber arbeitsfähigen Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt lässt sich nicht einfach ermitteln, da die amtliche Sozialhilfestatistik lückenhaft und nur schwer zu interpretieren ist. Von den 1,77 Mio. Sozialhilfeempfängern zwischen 15 bis unter 65 Jahren waren Ende 1998 8,4 % erwerbstätig, 40,2 % arbeitslos und 31,1 % wegen Aus- und Fortbildung, häuslicher Bindung (Kindererziehung) und Krankheit nicht erwerbstätig. Aus „sonstigen“ Gründen nicht erwerbstätig waren 20,4 % der Leistungsempfänger (Haustein 2000, S. 447). Definiert man diese letzte Gruppe als prinzipiell erwerbsfähig, dann errechnet sich ein Erwerbspersonenpotential von gut 1 Mio. Menschen in der Sozialhilfe. Zum Vergleich: Im Jahresdurchschnitt 1998 wurden knapp 4,3 Mio. Personen als arbeitslos registriert; darunter befanden sich 1,9 Mio. Arbeitslosengeldempfänger und 1,2 Mio. Arbeitslosenhilfeempfänger. Von den 709.000 Arbeitslosen, die im Sozialhilfebezug standen, erhielten 60 % keine Leistungen aus dem SGB III (vgl. Bäcker/Bispinck/Hofemann/Naegele 2000, S. 352 ff.). 


�	 	So fordert die BDA in ihrem Modell des Kombi-Einkommens nicht nur eine stärkere Besetzung jener Lohngruppen, die im Tarifgitter zwar vorhanden sind aber nicht ausreichend genutzt werden, sondern zugleich eine Absenkung der gegenwärtigen unteren Lohn- und Gehaltsgruppen um 20 bis 30 %. (vg. Gunkel u.a. 1997).


�	 	Der universelle Charakter der Sozialhilfe wird allerdings durch die Sonder- und Schlechterstellung von Asylbewerbern und Bürgerkriegsflüchtlingen im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes durchbrochen. 


�	)	Es geht um Erwerbstätigkeit und Erwerbseinkommen, die dem Sozialamt mitgeteilt werden. Daten über Umfang und Dauer von Schwarzarbeit neben dem Sozialhilfebezug liegen nicht vor. Die in den Medien regelmäßig präsentierten Einzelbeispiele lassen keine verallgemeinerbare Aussage über die Dimension von Missbrauchsfällen zu. 


�	)	Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 1999, S. 89 ff. Als „erwerbstätig“ gelten auch Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis ruht. Das betrifft insbesondere Mütter im Erziehungsurlaub. Nicht dazu gezählt werden jene Hilfeempfänger, die in einem öffentlich-rechtlichen Beschäftigungsverhältnis eingesetzt sind und eine Mehraufwandsentschädigung erhalten (Arbeitsge�legenheit nach § 19 BSHG, Abs.2, zweite Variante).


�	)	Durch die seit 1993 eingeführte und bis Mitte 2002 geltende Deckelung der Regelsatzanpassung nach Maßgabe der Nettolohnentwicklung bzw. der Inflationsrate ist das Bemessungsverfahren nach dem Statistik-Modell allerdings außer Kraft gesetzt.


�	)	Berechnungen zum Abstandsgebot, die diese Legaldefinition nicht berücksichtigen und statt dessen einzelne, unterste tarifliche Lohn- und Gehaltsgruppen als Maßgröße nehmen, ohne nach deren Repräsentativität zu fragen, sind wenig hingegen wenig seriös (vgl. zu derartigen Berechnungen Deutsche Bundesbank 1996; Peter 2000). 


�	)	Die Anrechnungsbestimmungen beim Bezug von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe sind hingegen exakt im SGB III bestimmt: Anrechnungsfrei bleibt bei den Nettoarbeitseinkommen ein Betrag in Höhe von 20 % des Arbeitslosengeldes bzw. der Arbeitslosenhilfe, mindestens aber in Höhe von 1/14 der Bezugsgröße (das sind 1999 in den alten Bundesländern 315 DM). Der Leistungsanspruch entfällt, wenn der Status der Arbeitslosigkeit nicht mehr vorliegt. Das ist immer dann der Fall, wenn die Beschäftigung (mehrere Arbeitsverhältnisse werden zusammengerechnet) die 15-Stunden-Grenze übersteigt.


�	)	Aus dem Stand heraus lassen sich die Größenordnungen allerdings nicht abschätzen. Im einzelnen müsste berechnet werden, wie viele Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt tatsächlich arbeitsfähig sind und infolge der neuen Freibeträge tatsächlich eine Arbeit aufnehmen und wie hoch hier im Schnitt die aufstockende Hilfe im Unterschied zur bisherigen Sozialhilfezahlung ausfällt. Ebenso wäre zu ermitteln, wie groß der Kreis der Erwerbstätigen ist, die bislang keinen Anspruch auf aufstockende Hilfe zum Lebensunterhalt haben, aufgrund der neuen Regelungen nun aber anspruchsberechtigt werden und in welchem Maße aus Erwerbstätigkeit heraus die Ansprüche auch tatsächlich wahrgenommen werden (Problem der Dunkelziffer) (vgl. dazu Bäcker/Hanesch 1998 c).


�	 	Die Zukunftskommission Bayern-Sachsen plädiert dafür, das Existenzminimum für Erwerbsfähige noch unter den sozial-kulturellen Standard herabzudrücken, um die Kosten von Ausgleichsleistungen zu begrenzen. Die Kommission lässt keinen Zweifel entstehen, dass eine solche Strategie mit massiven sozialen Problemen verbunden sein wird. Sie verweist ausdrücklich auf neue Erscheinungsformen von Armut und Verwahrlosung von Städten, auf die Verschlechterung von Gesundheitszustand und Lebenserwartung breiter Bevölkerungsgruppen sowie auf steigende Kriminalität. Diese Folgen sind jedoch kein Grund zur Beunruhigung, sie werden als „unvermeidlich“ angesehen, solange die Strategie der Erneuerung hin zur unternehmerischen Wissensgesellschaft noch nicht hinreichend wirksam geworden sei (Kommission 1997, S. 23; zur Kritik vgl. Klammer/Bäcker 1997). 


�	 	Dass es sich für die Kommunen rechnet, wenn Sozialhilfeempfänger mindestens 12 Monate eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ausüben, weil danach Ansprüche auf Arbeitslosengeld und nachfolgend Arbeitslosenhilfe entstehen, steht auf einem anderen Blatt.








Jörg Wiedemuth, Gewerkschaft HBV


Hauptvorstand, Abt. Gewerkschaftliche Unternehmens- und Tarifpolitik








Gewerkschaftliche Erfahrungen und Positionen zu Beschäftigungsperspektiven in Niedriglohnsektoren


Veränderungschancen und Handlungsperspektiven





Beispiel Einzelhandel





Im Einzelhandel sind rund 2.850 Tsd. Beschäftigte tätig. Ähnlich wie das Hotel- und Gaststät�tengewerbe weist der Einzelhandel im Vergleich mit anderen Branchen ein eher niedriges Entgeltniveau auf. Ein erheblicher Teil der Einzelhandelsbeschäftigten ist daher Bestandteil des in Deutschland bereits heute existierenden Niedriglohnsektors. Die  von der Benchmarking-Gruppe , aber auch von anderen verfochtenen Konzepte der Schaffung zusätzlicher Beschäftigung durch dauerhafte Subventionierung von Niedriglohngruppen würden ein breites Segment der Tarifgruppen im Einzelhandel erfassen. In diesen Tarifgruppen sind nicht nur sog. „Ungelernte“ eingruppiert; auch VerkäuferInnen und Einzelhandelskaufleute in den ersten Berufsjahren nach Abschluß der Ausbildung fallen in die Niedriglohngruppen, wie die folgende Übersichten zeigen.








Untere Tarifgruppen im Einzelhandel


Angestellte


Tarifgruppen/


Angestellte





Berufjahr/


Tätigkeits-


jahreNiedrigstes Entgelt in den Tarifgebieten


Bruttomonatsentgelt


(Stundenentgelt)Höchstes Entgelt in den Tarifgebieten


Bruttomonatsentgelt


(Stundenentgelt)Ungelernte Angestellte (West)1.Tätigkeit-


jahr1.842 DM (11,30 DM)2.335 DM (14,59 DM)Ungelernte Angestellte (West)4. Tj.2.236 DM (13,72 DM)2.715 DM (16,97 DM)Ungelernte Angestellte 


(Ost)5. Tj.2.450 DM (14,50 DM)2.919 DM (17,69 DM)VerkäuferInnen/ KassiererInnen (West)1. Berufsjahr


2.362 DM (14,49 DM)


2.580 DM (15,83 DM)


Ersteingruppierung nach 2jähriger Ausbildung 


(West)2. Berufsjahr


2.362 DM (14,49 DM)


2.580 DM (15,83 DM)


Ersteingruppierung nach 3jähriger Ausbildung 


(West)3. Berufsjahr


2.587 DM (15,87 DM)


2.740 DM (16,81 DM)


VerkäuferInnen/ KassiererInnen  2 jährige Ausbildung


(Ost)4. Berufsjahr


2.600 DM (15,38 DM)


2.722 DM (16,50 DM)


nach 3jähriger Ausbildung


Ost5. Berufsjahr2.700 DM (15.98 DM)2.851 DM (17,28 DM)Ost6. Berufsjahr2.800 DM (16,57 DM)2.987 DM (18,10 DM)


Tarifentgelte 1999/2000 Quelle: Tarifarchiv Gewerkschaft HBV





Anmerkungen:


Jeweils ohne Kassierzulage, sofern es sie in einzelnen Tarifbereichen gibt.


(Durch die unterschiedliche tarifliche wöchentliche Arbeitszeit differieren die Stundenfaktoren und damit auch die Stundensätze. Die tarifliche Wochenarbeitszeit beträgt in den westlichen Bundesländern 37,5 Stunden, in West-Berlin 37 Stunden und in den östlichen Bundesländern und in Ost-Berlin 38 Stdn, in Mecklenburg-Vorpommern jedoch noch 39 Stunden.





Zur Einordnung: die Endstufe der sog. VerkäuferInnen-Gruppe/EH-Kaufmann/frau-Gruppe beträgt im Westen DM 3.449 DM (21,16 DM pro Stunde); im Osten wie in Berlin West 3.403 DM (20,62 DM pro Stunde).








Untere Tarifgruppen Einzelhandel

















Gewerbliche


Tarifgruppen GewerblicheTätigkeiten ohne handwerkliche Aus- oder Vorbildung (West)Niedrigster Lohn


Bruttomonatslohn in den Tarifgebieten


(Stundenlohn)Höchster Lohn


Bruttomonatslohn in den Tarifgebieten


(Stundenlohn)Auffüller-, Abpacker-, EtikettiererInnen2.512 DM ( 15,41 DM)2.953 DM (18,12 DM)Kommissionierer-, LagerarbeiterInnen2.669 DM (16,37  DM)3.098 DM (19,01 DM)


Lohngruppen 1 bis 4 Ost je nach Alters�staffelLohngruppe 1/2:�Auszeichner-, RaumpflegerInnen, Küchenhilfen, Einfache Lagerarbeiten.1.972 DM (11,67 DM)


2.668 DM (16,37 DM)Lohngruppe 3: �Arbeiten nach 3monatiger Einarbeitungszeit, PackerInnen, LagerarbeiterInnen, ElektrokarrenfahrerInnen2.158 DM (13,08 DM)


2.803 DM (16,99 DM)


Lohngruppe 4: �Arbeiten nach 6monatiger Einarbeitungszeit, TiefkühlarbeiterInnen, GabelstaplerfahrerInnen, PförtnerInnen2.293 DM (13,57 DM)


3.122 DM (18,92 DM)


Lohngruppe 5 :�Abgeschlossene Berufsausbildung, BetriebshandwerkerInnen, BäckerInnen, KöchInnen, SchlosserInnen, KraftfahrerInnen, ServiererInnen2.488 DM (14,72 DM)


3.394 DM (20,57 DM)





Tarifentgelte 1998/99, Quelle: Tarifarchiv HBV


Anmerkungen:


Tarifentgelte Ost ohne Berücksichtigung von etwaigen Mittelstandsklauseln.


Altersstaffel: unter 19 J. , über 19 Jahren, über 21 Jahren





Grundsätzliche Position von HBV:





Wir haben -  nachdem deutlich wurde, dass über die Benchmarking-Gruppe im Bündnis für Arbeit die Ausweitung des Niedriglohnsektors  politisch bis in die Gewerkschaften hinein verankert werden sollte, dagegen eine inhaltliche und gewerkschaftspolitische Position aufgebaut. Letztendlich hat sich der DGB gegen das Konzept von Streeck und Heinze und gegen das Kombilohnmodell der BDA ausgesprochen. Diese sind dann auch zunächst von der politischen Bühne in die Kulissen zurückgezogen worden. Die dann verabredeten Modellversuche in verschiedenen Ländern, die unter Wahrung der tarifpolitischen Bedenken und eingegrenzt und in den Wirkungen kontrolliert und begleitet auch von den Gewerkschaften stattfinden sollen, haben diese Ansätze zwar eher auf die Ebene der „Ergänzung der arbeitsmarktpolitischen Instrumentarien“ zurückgestuft. Gleichwohl läge mit  den dort verfolgten Ansätzen ein Instrumentarium bereit, mit dem die Bundesregierung in einem zweiten Anlauf doch noch das erreichen könnte, was im ersten Anlauf noch scheiterte.





Ich will mich in meinen Ausführungen bewußt auf die Aspekte und Argumente beschränken, die aus unserer Sicht – speziell aus der Sicht einer Gewerkschaft mit starker Verankerung im Handel – gegen derartige Konzepte und der damit verbundenen arbeitsmarktpolitischen Erwartungen sprechen.





Wir haben nicht nur erhebliche Zweifel daran, dass eine Ausweitung des Niedriglohnsektors, durch die Absenkung der tariflichen Bruttoentgelte  und/oder in Verknüpfung die Subventionierung von Lohn-Kosten-bestandteilen (Sozialversicherungsbeiträgen)zu zusätzlicher Beschäftigung in der Branche führen wird.


Wir können vielmehr auf der Grundlage von empirisch nachprüfbaren Erfahrungen und Entwicklungen  der Beschäftigung und der Beschäftigungsstruktur Belege dafür beibringen, warum die Forcierung der Niedriglohnpolitik im Einzelhandel nicht zu zusätzlicher Beschäftigung führen wird.


Die Beschäftigung im Einzelhandel ist seit 1994 rückläufig. Die Anzahl der Vollzeitbeschäf�tigten ging bis 1999 um 225.000 zurück; die Anzahl der Teilzeitbeschäftigten stieg hingegen um 116.000. Der Anstieg der Zahl der Teilzeitbeschäftigten verdeckt jedoch die reale Ent�wicklung. In ihr enthalten ist der dramatische Anstieg der sog. geringfügigen Beschäftigung um 33.000 im gleichen Zeitraum. Es hat also eine massive Verdrängung von sozialversi�cherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen - und zwar sowohl von Vollzeit- als auch von Teilzeitarbeitsplätzen -  durch geringfügige Beschäftigungsverhältnisse stattgefunden. Deren Anteil an den Teilzeitbeschäftigten ist von 14 % (1994) auf 26 % (1999) angestiegen.


Das Ausmaß der negativen Beschäftigungsentwicklung wird deutlich, wenn man die Ent�wicklung des Arbeitszeitvolumens betrachtet. Das Arbeitszeitvolumen hat seit 1994 bis 1999 um 12 Prozentpunkte abgenommen. Dies entspricht einem Arbeitsplatzabbau von 276.000 Arbeitsplätzen. 








Daten zur Beschäftigung und zur Beschäftigtenstruktur





JahrBeschäftigte


gesamt


in Tsd.Davon Vollzeit


in Tsd.davon Teilzeit


in Tsd.darunter geringf. Beschäftigte


in Tsd.19942.9571.6561.30140019952.9601.5991.36146019962.9261.5401.38754019972.8871.4761.4106501998*2.8791.4421.4477001999*2.8481.4311.417730- 109- 225+ 116+ 330Quelle: PIW, HBV, 


* verläufige Zahlen





Bekanntermaßen waren die sog. Geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse vor der 


Geset�zesänderung 1999 von Sozialversicherungsbeiträgen freigestellt. Für ein spezifisches Seg�ment von Beschäftigungsverhältnissen gab es somit jahrzehntelang eine Art Subventionierung der Lohnkosten nach dem Muster, das mittelfristig für ein breiteres Segment von Beschäftigungsverhältnissen verankert werden soll. Es bedürfte daher nicht der in einigen Bundesländern jetzt stattfindenden Modellversuche um Aufschluß über mögliche Beschäftigungswirkungen zu erhalten. Ein groß angelegter Modellversuch in einer Branche hat bereits über Jahre hinweg stattgefunden. Als Folge ist festzustellen, daß subventionierte Beschäftigungsverhältnisse nicht subventionierte Beschäftigungsverhältnisse in großem Ausmaß verdrängt haben. Das Arbeitsvolumen ist drastisch gesunken und auch die  Entwicklung der Gesamtkopfzahl der Beschäftigten ist eindeutig negativ.


Aber nicht nur die tatsächliche Entwicklung der Beschäftigtenstruktur im Einzelhandel widerspricht der Behauptung, die Subventionierung von Niedriglöhnen würde zusätzliche Arbeitsplätze schaffen; auch der Strukturwandel und der ruinöse Wettbewerb im Einzelhandel sprechen gegen dieses Konzept.





Der Einzelhandel in Deutschland ist durch erhebliche Überkapazitäten in Höhe von rd. 10 Mio. qm Verkaufsfläche gekennzeichnet. Trotzdem hält die Flächenexpansion weiter an. Der Hauptverband des Deutschen Einzelhandels schätzt, daß die Verkaufsfläche jedes Jahr um 2,6 % wachsen wird. Durch die gleichzeitig sinkende Beschäftigung wird Personal immer mehr durch Fläche ersetzt. Seit 1994 hat die Einzelhandelsfläche um 11,7 %  zugenommen.





Im Einzelhandel findet seit Jahren ein erheblicher Verdrängungswettbewerb statt, in dem die Betriebsformen mit niedrigeren Personalkosten und einer aggressiven Niedrigpreisstrategie die Betriebsformen mit höherem Personaleinsatz und besserer Personalstruktur vom Markt verdrängen. Dies geschieht auf dem Hintergrund allgemein sinkender Umsätze aufgrund fehlender Binnennachfrage. Dieser ruinöse Wettbewerb wird auf Kosten der Beschäftigten und des kleinen und mittelständischen Einzelhandels ausgetragen. Profiteure dieser Entwicklung sind die Großunternehmen des Einzelhandels und die Betriebsformen, die wenig Service- und Bedienpersonal beschäftigen.





Auf Grund der unreglementierten Flächenexpansion und des ruinösen Preiswettbewerbs sind die durchschnittlichen Renditen im Einzelhandel im europäi�schen Vergleich auf einem sehr niedrigen Niveau angelangt: Aufgrund einer restriktiven Flä�chenansiedlungspolitik werden im Einzelhandel Großbritanniens 4 bis 6 % und in Frankreich 3 bis 4 %, in Deutschland jedoch nur 1 bis 1,5 % Umsatzrendite erzielt. 





Die Großunternehmen finanzieren ihren Preiskrieg durch den Wechsel von „teureren“ zu billigeren Arbeitskräften. Selbst Arbeitgeber im Einzelhandel betonen mittlerweile, daß die geringen Margen die Gestaltungsräume für eine leistungsgerechtere Bezahlung der Be�schäftigten in der Branche stark beschränken. Gäbe es nicht einen erheblichen Sockel an Arbeitslosigkeit, gerieten die Einzelhandelsunter-nehmen in erhebliche Personalrekrutierungsprobleme für eine Reihe von Schlüssel-positionen im Verkauf.





Welches Interesse sollten also Unternehmen im Einzelhandel haben, bei einer Senkung ihrer Lohnkosten (durch eine Subventionierung der Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung) neue Arbeitsplätze zu schaffen?.





Es ist nach unserer Überzeugung nicht zu erwarten, dass die im Einzelhandel vorherrschende strategische Grundausrichtung der Unternehmen auf das Discountprinzip und auf die Ersetzung von Personal durch Fläche durch die Subventionierung der Lohnkosten umgekehrt würde.


Das Produktivitätswachstum im Einzelhandel speist sich wesentlich aus der Ersetzung von Personal durch Fläche und der konsequenten Durchsetzung des Selbstbedienungsprinzips, d.h. der Ersetzung der bezahlten Arbeitskraft des Verkaufspersonals durch die Eigenarbeit der Konsumenten, denen man ihr Engagement durch Discountpreise entgilt. Die viel zitierte Service-Orientierung geht dabei zunehmend verloren. 





Diese Entwicklung hat wenig damit zu tun, dass die Kosten für Servicepersonal angeblich zu hoch und nicht von der Produktivität dieser Beschäftigten gedeckt seien – wie Streeck und Heinze u.a. argumentieren. Dies hat etwas mit der strategischen Grundausrichtung der Einzelhandelsunternehmen zu tun. Mit Körbchenschiebern und Einpackhilfen ist kein serviceorientierter Marktauftritt darzustellen, dies geht an den realen Anforderungen einer ernstgemeinten Dienstleistungeorientierung völlig vorbei, es wäre nur Fassade statt Inhalt.





An dieser Stelle will ich darauf hinweisen, dass wesentliche Grundannahmen, nämlich die Arbeitsproduktivität serviceorientierter Tätigkeiten  oder kundenorientierter Tätigkeiten im Dienstleistungsbereich seien niedrig und auch die Qualifikationsanforderungen seien so, dass sie Niedrigentgelte rechtfertigten, nicht begründet sind, sondern nur die aktuelle gesellschaftliche Wertschätzung dieser Tätigkeiten widerspiegeln.


Sie verfestigen gleichzeitig die Tatsache, dass Frauentätigkeiten schlechter bewertet und bezahlt werden und im Grunde genommen noch dem alten Muster der „Zuverdienertätigkeiten“ verhaftet sind. Und sie belegen, dass bestimmte Qualifikationsanforderungen zwar bei den Beschäftigten vorausgesetzt aber nicht bezahlt werden ( z.B. Soziale und kommunikative Fähigkeiten und Fertigkeiten).





Angesichts der Überkapazitäten im Einzelhandel, mangelhafter Binnennachfrage und der Focussierung des Wettbewerb auf den Preiswettbewerb wären mit einer Ausweitung von Beschäftigung für die Unternehmen keine ökonomischen Vorteile verbunden – allenfalls für Nischenstrategien.


Zu mehr Beschäftigung würde die Verbilligung der Lohnkosten durch Subventionen nur dann führen, wenn im Einzelhandel ein völliger Richtungswechsel in der Struktur- Wettbewerbspolitik und der Personalpolitik stattfinden würde. Dies ist aber nicht in Sicht und würde durch die Subventionierung von Niedriglöhnen auch nicht initiiert.





Subventioniert würden somit im Einzelhandel die Großunternehmen, die bereits heute über Niedriglöhne und aggressive Preiskonkurrenz den Abbau von Arbeitsplätzen vorantreiben. Der Verdrängungswettbewerb würde weiter verschärft.





Gleichwohl stimmten die Arbeitgeber im Einzelhandel auf politischer Ebene im Frühjahr  1999 in den Chor derjenigen ein, die eine Ausweitung von Niedriglöhnen und deren Subventionierung forderten. Parallel dazu haben sie in der Tarifauseinandersetzung 1999 die Absenkung der unteren Tarifgruppen sowie die Einrichtung zusätzlicher Niedriglohngruppen und eine finanzielle Kompensation für die von ihnen seit Anfang des Jahres zu entrichtenden Sozialversiche�rungsbeiträge für die 630,-- DM-Jobs verlangt. 





Damit wollten sie sich einmal den politischen Rückenwind zur Ausweitung des Niedriglohnbereiches nutzbar machen und gleichzeitig den für Lohnsubventionen vorgesehenen Korridor der Tarifgruppen verbreitern.





Gleichzeitig haben sie die große Chance erkannt, die unliebsame 630-DM-Regelung nicht nur rückgängig zu machen, sondern die 630,--DM-Jobs in einer noch umfangreicheren Subventionierung von Niedriglöhnen aufgehen zu lassen. Zudem ließe sich durch die Ausweitung des Niedriglohnsektors das personalpolitische Terrain für die Verlängerung der Ladenöffnungszeiten bereiten.





Auch eine evtl. Schaffung von Arbeitsplätzen außerhalb der Einzelhandelsbranche - z.B. bei sog. Service-Anbietern für Auffülltätigkeiten oder auch Kassiertätigkeiten - würde durch subventionierte Niedriglöhne zur Verdrängung dieser Tätigkeiten in den Einzelhandelsunternehmen führen. Insgesamt betrachtet würden somit keine zusätzlichen Arbeitsplätze entstehen, sondern bestehende in der Branche verdrängt.


Da diese Unternehmen nicht unter den Geltungsbereich von Tarifverträgen fallen und sie daher bereits heute  geringere Bruttoentgelte als im Einzelhandel zahlen, würde eine Lohnsubventionierung letztlich zu einem staatlich subventionierten Lohndumping führen. Damit würde man einen Fahrstuhl nach unten in Bewegung setzen, der zu einer  weiteren Erosion der noch tarifvertraglich gesicherten Arbeitsplätze führen würde.











Folgen für das Tarifsystem und das Tarifgefüge





Die Vertreter der Konzepte der Lohnsubventionierung von Niedrigeinkommen halten sich zu Gute, dass - im Gegensatz zum Kombilohnmodell der BDA -  die Tarifstrukturen nicht angegriffen würden. Zwar ist richtig, dass durch die Subventionierung der Sozialversicherungsbeiträge bestehende Tarifstrukturen und das bestehende Tarifgefüge nicht direkt tangiert würden; die indirekten Auswirkungen sind jedoch klar absehbar und bei einer allgemeinen Subventionierung auch nicht auszuschließen.


Für die subventionierten Entgeltgruppen würde die Tarifpolitik ausgehebelt, da es kaum als akzeptabel angesehen würde, dass in einem Bereich, in dem Lohnsubventionen gezahlt werden, tarifliche Entwicklungen stattfinden. Damit würden die dort Beschäftigten von der allgemeinen gesellschaftlichen Einkommensentwicklung abgekoppelt. 





Gleichzeitig könnten negative Auswirkungen auf das gesamte Tarifgefüge aufgrund der entstehenden Sogwirkung nicht ausgeschlossen werden. 








In einem Papier des Managerkreises der Friedrich-Ebert-Stiftung wird das Ziel der Absenkung der Bruttoentgelte  bei der Subventionierung von Niedrigeinkommen auch in dankenswerter Offenheit dargelegt. Dort heißt es:





„Die Subventionierung soll keine reinen Einkommenseffekte hervorrufen (bei einer Subventionierung des Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteils der Sozialversiche�rungsbeiträge, der. Verf.). Sie sollen die Angebotspreise für Güter und Leistungen senken, um die Absatzmengen und die Beschäftigung auszuweiten. Dies erfordert Senkung der Bruttolöhne. Die Absenkung der Sozialabgaben würde Bruttolöhne und Einkommen entkoppeln.“





Die Annahme, daß das Tarifgefüge von Lohnsubventionen nicht tangiert werde, geht zudem fälschlicher Weise davon aus, daß in den binnenmarktorientierten Dienstleistungsbereichen ein durchgängiges stabiles Tarifgefüge vorhanden ist. Dies ist jedoch keineswegs flächendeckend der Fall. Eine Entstehung von Arbeitsplätzen außerhalb von tarifgebundenen Bereichen - und dies ist wohl eine der kalkulierten Erwartungen - würde weiterhin durch einen kumulativen Effekt zu Tarifdumping in den noch relativ stabilen Bereichen mit Tarifverträgen führen und dort vorhandene unsubventionierte Beschäftigungsverhältnisse vernichten und die Tarifstrukturen untergraben.











Gewerkschaftliche Politik gegen die Ausweitung des �Niedriglohnsektors notwendig





Es kann nicht gewerkschaftliche Aufgabe sein, durch Lohnsubventionen Niedrigein�kommen zu fördern, die das Existenzminimum nicht sichern. Nach wie vor muß gelten, dass Beschäftigte von einer in Vollzeit ausgeübten Tätigkeit auch ihre Existenz eigenständig bestreiten können müssen. Daß dieser Grundsatz für Beschäftigte beider Geschlechter gelten muß, sollte eigentlich auch zum Überzeugungsinventar „moderner Sozialdemokraten“ gehören. Zwar ist bekannt, dass dieser Grundsatz noch nicht durchgängig verwirklicht wurde; dies ist aber noch lange kein Grund, Beschäftigte im Dienstleistungsbereich von staatlichen Zu�schüssen abhängig zu machen und Arbeitgebern zusätzliche Profite durch Lohnsubventio�nen zu verschaffen. Die Tarifverträge im Handel wie auch in anderen Bereichen zeigen, daß die Kritik an einer mangelnden Lohndifferenzierung und Lohnspreizung falsch ist. Die angeblich zu geringe Lohnspreizung kann nicht als Ursache für ein mangelhaftes Arbeitsplatzangebot herangezogen werden.





Es ist allerdings nicht zu leugnen, dass es bereits heute einen Niedriglohnsektor mit erheblichem Umfang gibt, in dem diese Entgelte tariflich vereinbart sind.


Die Gründe dafür sind vielfältig und durch die Branchen- und Organisationsstrukturen aber auch durch die Beschäftigtenstrukturen vermittelt.


Gleichzeitig nimmt der Druck auf Entgeltstrukturen und Entgelthöhen zu.





Gegenseitiger Unterbietungswettbewerb zum Erhalt von Tarifzuständigkeiten und Organisationszuständigkeiten führt dabei jedoch nicht weiter.





Die Gewerkschaften müssen daher eine gesellschaftliche Debatte darüber in Gang setzen, welches Mindestentgeltniveau  sich diese Gesellschaft für eine Vollzeittätigkeit zur Bestreitung der persönliches Existenz jedes Einzelnen leisten will . Dies schließt auch Fragen danach ein, wie und wo eine derartige Absicherung erfolgen soll. Ich meine es muß  weiterhin orginäre Kernaufgabe gewerkschaftlicher Politik sein, die Bedingungen von Lohn- und Leistung zu normieren.
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Brutto- und Nettoeinkommen eines Arbeitnehmers, 1991-1999



Wachstumsraten

		



Arbeitnehmernettoeinkommen und seine Kaufkraft, 1991-1999



w + p

		Jahr		l		L		Nominal brutto		Real brutto		p(AN)		AL		W(netto)		W		w=W:PI		Nominal netto		Real netto

		1991		72.30%		34.224		48.229		55.389		76.605		2.602		27.390		48.229		55.389		27.390		31.456		L		W		w=W:PI		p(AN)		W(netto)		w(netto)

		1992		73.56%		33.520		53.331		58.224		79.155		2.979		29.797		53.331		58.224		29.797		32.531		-2.06%		10.58%		5.12%		3.33%		8.79%		3.42%

		1993		74.49%		32.888		55.629		58.478		78.509		3.419		31.258		55.629		58.478		31.258		32.858		-1.89%		4.31%		0.44%		-0.82%		4.90%		1.00%

		1994		73.58%		32.652		57.415		58.697		79.776		3.698		31.364		57.415		58.697		31.364		32.065		-0.72%		3.21%		0.38%		1.61%		0.34%		-2.41%

		1995		73.06%		32.544		59.655		59.655		81.652		3.612		31.677		59.655		59.655		31.677		31.677		-0.33%		3.90%		1.63%		2.35%		1.00%		-1.21%

		1996		72.76%		32.252		60.947		60.238		82.790		3.965		31.765		60.947		60.238		31.765		31.396		-0.90%		2.17%		0.98%		1.39%		0.28%		-0.89%

		1997		71.64%		31.888		61.818		60.576		84.555		4.383		31.504		61.818		60.576		31.504		30.871		-1.13%		1.43%		0.56%		2.13%		-0.82%		-1.67%

		1998		70.91%		31.941		62.672		60.704		85.613		4.279		31.984		62.672		60.704		31.984		30.980		0.17%		1.38%		0.21%		1.25%		1.52%		0.35%

		1999		71.41%		32.04		63.814		61.242		85.764		4.099		32.463		63.814		61.242		32.463		31.154		0.31%		1.82%		0.89%		0.18%		1.50%		0.56%

		Jahr		Reall. brutto		Produktivität		l

		1991		55.389		76.605		72.30%

		1992		58.224		79.155		73.56%

		1993		58.478		78.509		74.49%

		1994		58.697		79.776		73.58%

		1995		59.655		81.652		73.06%

		1996		60.238		82.790		72.76%

		1997		60.576		84.555		71.64%

		1998		60.704		85.613		70.91%

		1999		61.242		85.764		71.41%
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		Gesamtwirtschaftliche Grunddaten, Deutschland, 1991-1998

		Jahr		NNE-n		VE-n		ANE		NNE-r		AV		PI NNE		VE-r		p		l		L		Nominal brutto		Real brutto		Produktivität		AL		NLG		Nominal netto		Real netto		Lohnsteuerquote

		1991		2544.30		2282.84		1650.59		2922.02		58.46		87.07		2621.74		44.85		72.30%		34.224		48.229		55.389		76.605		2.602		937.40		27.390		31.456		0.4320818616

		1992		2719.52		2430.27		1787.64		2969.06		59.13		91.60		2653.27		44.87		73.56%		33.520		53.331		58.224		79.155		2.979		998.80		29.797		32.531		0.4412745295

		1993		2766.30		2456.22		1829.54		2907.95		57.79		95.13		2581.99		44.68		74.49%		32.888		55.629		58.478		78.509		3.419		1028.00		31.258		32.858		0.438110126

		1994		2878.14		2547.92		1874.71		2942.43		57.40		97.82		2604.83		45.38		73.58%		32.652		57.415		58.697		79.776		3.698		1024.10		31.364		32.065		0.4537288434

		1995		2983.28		2657.28		1941.40		2983.28		56.41		100.00		2657.28		47.11		73.06%		32.544		59.655		59.655		81.652		3.612		1030.90		31.677		31.677		0.4689914495

		1996		3037.52		2701.60		1965.67		3002.16		55.58		101.18		2670.15		48.04		72.76%		32.252		60.947		60.238		82.790		3.965		1024.50		31.765		31.396		0.4788036649

		1997		3102.96		2751.53		1971.24		3040.66		54.79		102.05		2696.29		49.21		71.64%		31.888		61.818		60.576		84.555		4.383		1004.60		31.504		30.871		0.4903715428

		1998		3192.51		2823.22		2001.82		3092.25		55.23		103.24		2734.56		49.51		70.91%		31.941		62.672		60.704		85.613		4.279		1021.60		31.984		30.980		0.4896644054

		1999				2863.3		2044.6						104.2		2747.89				71.41%		32.04		63.814		61.242		85.764		4.099		1040.10		32.463		31.154		0.4912941407

		ANE		Arbeitnehmerentgelt, Mrd.DM/Jahr										1.0226989808		1.0058914097						0.9917911246		1.0356211848		1.0126353934		1.0142169906		1.0584523909		1.0130800623		1.0214651424		0.9987935468

		AV		Arbeitsvolumen,Mrd.Std./Jahr

		NNE-n		Nettonationaleinkommen-nominal, Mrd. DM / Jahr

		NNE-r		Nettonationaleinkommen-real, Mrd DM in Preoisen von 1995 / Jahr

		PI NNE		Preisindex des Nettonationaleinkommens, 1995=100

		VE-n		Volkseinkommen-nominal, Mrd. DM / Jahr

		VE-r		Volkseinkommen- real, Mrd. DM inpreisen von 1995/Jahr

		p		reales Volkseinkommen/Arbeitsstunde,DM in Preisen von 1995 /Erwerbstätigenstunde

		l		Lohnquote

		L		inländische Arbeitnehmer

		W		Nominallohnsatz

		w		Reallohnsatz

		p(AN)		Arbeitnehmerproduktivität





		Gesamtwirtschaftliche Grunddaten 1991 - 1998, Wachstumsraten in %

		Jahr		NNE-n		VE-n		ANE		NNE-r		AV		PI NNE		VE-r		p		Lohnquote

		1991																		72.30%

		1992		6.9		6.5		8.3		1.6		1.1		5.2		1.2		0.1		73.56%

		1993		1.7		1.1		2.3		-2.1		-2.3		3.9		-2.7		-0.4		74.49%

		1994		4.0		3.7		2.5		1.2		-0.7		2.8		0.9		1.6		73.58%

		1995		3.7		4.3		3.6		1.4		-1.7		2.2		2.0		3.8		73.06%

		1996		1.8		1.7		1.3		0.6		-1.5		1.2		0.5		2.0		72.76%

		1997		2.2		1.8		0.3		1.3		-1.4		0.9		1.0		2.4		71.64%

		1998		2.9		2.6		1.6		1.7		0.8		1.2		1.4		0.6		70.91%

		ANE		Arbeitnehmerentgelt, Mrd DM pro Jahr

		AV		Arbeitsvolumen, Mrd DM pro Jahr

		NNE-n		Nettonationaleinkommen-nominal, Mrd DM pro Jahr

		NNE-r		Nettonationaleinkommen-real, Mrd DM in Preisen von 1995 pro Jahr

		p		Reales Volkseinkommen pro Arbeitsstunde, DM in Preisen von 1995 pro Erwerbstätigenstunde

		PI NNE		Preisindex des Nettonationaleinkommens, 1995=100

		VE-n		Volkseinkommen-nominal, Mrd DM pro Jahr

		VE-r		Volkseinkommen-real, Mrd DM in Preisen von 1995 pro Jahr
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Arbeitnehmernettoeinkommen und seine Kaufkraft, 1991-1999



Wachstumsraten

		Jahr		l		L		Nominal brutto		Real brutto		p(AN)		AL		W(netto)		W		w=W:PI		Nominal netto		Real netto

		1991		72.30%		34.224		48.229		55.389		76.605		2.602		27.390		48.229		55.389		27.390		31.456		L		W		w=W:PI		p(AN)		W(netto)		w(netto)

		1992		73.56%		33.520		53.331		58.224		79.155		2.979		29.797		53.331		58.224		29.797		32.531		-2.06%		10.58%		5.12%		3.33%		8.79%		3.42%

		1993		74.49%		32.888		55.629		58.478		78.509		3.419		31.258		55.629		58.478		31.258		32.858		-1.89%		4.31%		0.44%		-0.82%		4.90%		1.00%

		1994		73.58%		32.652		57.415		58.697		79.776		3.698		31.364		57.415		58.697		31.364		32.065		-0.72%		3.21%		0.38%		1.61%		0.34%		-2.41%

		1995		73.06%		32.544		59.655		59.655		81.652		3.612		31.677		59.655		59.655		31.677		31.677		-0.33%		3.90%		1.63%		2.35%		1.00%		-1.21%

		1996		72.76%		32.252		60.947		60.238		82.790		3.965		31.765		60.947		60.238		31.765		31.396		-0.90%		2.17%		0.98%		1.39%		0.28%		-0.89%

		1997		71.64%		31.888		61.818		60.576		84.555		4.383		31.504		61.818		60.576		31.504		30.871		-1.13%		1.43%		0.56%		2.13%		-0.82%		-1.67%

		1998		70.91%		31.941		62.672		60.704		85.613		4.279		31.984		62.672		60.704		31.984		30.980		0.17%		1.38%		0.21%		1.25%		1.52%		0.35%

		1999		71.41%		32.04		63.814		61.242		85.764		4.099		32.463		63.814		61.242		32.463		31.154		0.31%		1.82%		0.89%		0.18%		1.50%		0.56%

		Jahr		Reall. brutto		Produktivität		l

		1991		55.389		76.605		72.30%

		1992		58.224		79.155		73.56%

		1993		58.478		78.509		74.49%

		1994		58.697		79.776		73.58%

		1995		59.655		81.652		73.06%

		1996		60.238		82.790		72.76%

		1997		60.576		84.555		71.64%

		1998		60.704		85.613		70.91%

		1999		61.242		85.764		71.41%
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		Gesamtwirtschaftliche Grunddaten, Deutschland, 1991-1998

		Jahr		NNE-n		VE-n		ANE		NNE-r		AV		PI NNE		VE-r		p		l		L		Nominal brutto		Real brutto		Produktivität		AL		NLG		Nominal netto		Real netto		Lohnsteuerquote

		1991		2544.30		2282.84		1650.59		2922.02		58.46		87.07		2621.74		44.85		72.30%		34.224		48.229		55.389		76.605		2.602		937.40		27.390		31.456		0.4320818616

		1992		2719.52		2430.27		1787.64		2969.06		59.13		91.60		2653.27		44.87		73.56%		33.520		53.331		58.224		79.155		2.979		998.80		29.797		32.531		0.4412745295

		1993		2766.30		2456.22		1829.54		2907.95		57.79		95.13		2581.99		44.68		74.49%		32.888		55.629		58.478		78.509		3.419		1028.00		31.258		32.858		0.438110126

		1994		2878.14		2547.92		1874.71		2942.43		57.40		97.82		2604.83		45.38		73.58%		32.652		57.415		58.697		79.776		3.698		1024.10		31.364		32.065		0.4537288434

		1995		2983.28		2657.28		1941.40		2983.28		56.41		100.00		2657.28		47.11		73.06%		32.544		59.655		59.655		81.652		3.612		1030.90		31.677		31.677		0.4689914495

		1996		3037.52		2701.60		1965.67		3002.16		55.58		101.18		2670.15		48.04		72.76%		32.252		60.947		60.238		82.790		3.965		1024.50		31.765		31.396		0.4788036649

		1997		3102.96		2751.53		1971.24		3040.66		54.79		102.05		2696.29		49.21		71.64%		31.888		61.818		60.576		84.555		4.383		1004.60		31.504		30.871		0.4903715428

		1998		3192.51		2823.22		2001.82		3092.25		55.23		103.24		2734.56		49.51		70.91%		31.941		62.672		60.704		85.613		4.279		1021.60		31.984		30.980		0.4896644054

		1999				2863.3		2044.6						104.2		2747.89				71.41%		32.04		63.814		61.242		85.764		4.099		1040.10		32.463		31.154		0.4912941407

		ANE		Arbeitnehmerentgelt, Mrd.DM/Jahr										1.0226989808		1.0058914097						0.9917911246		1.0356211848		1.0126353934		1.0142169906		1.0584523909		1.0130800623		1.0214651424		0.9987935468

		AV		Arbeitsvolumen,Mrd.Std./Jahr

		NNE-n		Nettonationaleinkommen-nominal, Mrd. DM / Jahr

		NNE-r		Nettonationaleinkommen-real, Mrd DM in Preoisen von 1995 / Jahr

		PI NNE		Preisindex des Nettonationaleinkommens, 1995=100

		VE-n		Volkseinkommen-nominal, Mrd. DM / Jahr

		VE-r		Volkseinkommen- real, Mrd. DM inpreisen von 1995/Jahr

		p		reales Volkseinkommen/Arbeitsstunde,DM in Preisen von 1995 /Erwerbstätigenstunde

		l		Lohnquote

		L		inländische Arbeitnehmer

		W		Nominallohnsatz

		w		Reallohnsatz

		p(AN)		Arbeitnehmerproduktivität





		Gesamtwirtschaftliche Grunddaten 1991 - 1998, Wachstumsraten in %

		Jahr		NNE-n		VE-n		ANE		NNE-r		AV		PI NNE		VE-r		p		Lohnquote

		1991																		72.30%

		1992		6.9		6.5		8.3		1.6		1.1		5.2		1.2		0.1		73.56%

		1993		1.7		1.1		2.3		-2.1		-2.3		3.9		-2.7		-0.4		74.49%

		1994		4.0		3.7		2.5		1.2		-0.7		2.8		0.9		1.6		73.58%

		1995		3.7		4.3		3.6		1.4		-1.7		2.2		2.0		3.8		73.06%

		1996		1.8		1.7		1.3		0.6		-1.5		1.2		0.5		2.0		72.76%

		1997		2.2		1.8		0.3		1.3		-1.4		0.9		1.0		2.4		71.64%

		1998		2.9		2.6		1.6		1.7		0.8		1.2		1.4		0.6		70.91%

		ANE		Arbeitnehmerentgelt, Mrd DM pro Jahr

		AV		Arbeitsvolumen, Mrd DM pro Jahr

		NNE-n		Nettonationaleinkommen-nominal, Mrd DM pro Jahr

		NNE-r		Nettonationaleinkommen-real, Mrd DM in Preisen von 1995 pro Jahr

		p		Reales Volkseinkommen pro Arbeitsstunde, DM in Preisen von 1995 pro Erwerbstätigenstunde

		PI NNE		Preisindex des Nettonationaleinkommens, 1995=100

		VE-n		Volkseinkommen-nominal, Mrd DM pro Jahr

		VE-r		Volkseinkommen-real, Mrd DM in Preisen von 1995 pro Jahr
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Arbeitsmarkt

		





Arbeitsmarkt

		



Brutto- und Nettoeinkommen eines Arbeitnehmers, 1991-1999



Auszug VGR 91-98

		





Auszug VGR 91-98

		



Arbeitnehmernettoeinkommen und seine Kaufkraft, 1991-1999



Wachstumsraten

		Jahr		l		L		Nominal brutto		Real brutto		p(AN)		AL		W(netto)		W		w=W:PI		Nominal netto		Real netto

		1991		72.30%		34.224		48.229		55.389		76.605		2.602		27.390		48.229		55.389		27.390		31.456		L		W		w=W:PI		p(AN)		W(netto)		w(netto)

		1992		73.56%		33.520		53.331		58.224		79.155		2.979		29.797		53.331		58.224		29.797		32.531		-2.06%		10.58%		5.12%		3.33%		8.79%		3.42%

		1993		74.49%		32.888		55.629		58.478		78.509		3.419		31.258		55.629		58.478		31.258		32.858		-1.89%		4.31%		0.44%		-0.82%		4.90%		1.00%

		1994		73.58%		32.652		57.415		58.697		79.776		3.698		31.364		57.415		58.697		31.364		32.065		-0.72%		3.21%		0.38%		1.61%		0.34%		-2.41%

		1995		73.06%		32.544		59.655		59.655		81.652		3.612		31.677		59.655		59.655		31.677		31.677		-0.33%		3.90%		1.63%		2.35%		1.00%		-1.21%

		1996		72.76%		32.252		60.947		60.238		82.790		3.965		31.765		60.947		60.238		31.765		31.396		-0.90%		2.17%		0.98%		1.39%		0.28%		-0.89%

		1997		71.64%		31.888		61.818		60.576		84.555		4.383		31.504		61.818		60.576		31.504		30.871		-1.13%		1.43%		0.56%		2.13%		-0.82%		-1.67%

		1998		70.91%		31.941		62.672		60.704		85.613		4.279		31.984		62.672		60.704		31.984		30.980		0.17%		1.38%		0.21%		1.25%		1.52%		0.35%

		1999		71.41%		32.04		63.814		61.242		85.764		4.099		32.463		63.814		61.242		32.463		31.154		0.31%		1.82%		0.89%		0.18%		1.50%		0.56%

		Jahr		Reall. brutto		Produktivität		l

		1991		55.389		76.605		72.30%

		1992		58.224		79.155		73.56%

		1993		58.478		78.509		74.49%

		1994		58.697		79.776		73.58%

		1995		59.655		81.652		73.06%

		1996		60.238		82.790		72.76%

		1997		60.576		84.555		71.64%

		1998		60.704		85.613		70.91%

		1999		61.242		85.764		71.41%





Wachstumsraten
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w + p

		Gesamtwirtschaftliche Grunddaten, Deutschland, 1991-1998

		Jahr		NNE-n		VE-n		ANE		NNE-r		AV		PI NNE		VE-r		p		l		L		Nominal brutto		Real brutto		Produktivität		AL		NLG		Nominal netto		Real netto		Lohnsteuerquote

		1991		2544.30		2282.84		1650.59		2922.02		58.46		87.07		2621.74		44.85		72.30%		34.224		48.229		55.389		76.605		2.602		937.40		27.390		31.456		0.4320818616

		1992		2719.52		2430.27		1787.64		2969.06		59.13		91.60		2653.27		44.87		73.56%		33.520		53.331		58.224		79.155		2.979		998.80		29.797		32.531		0.4412745295

		1993		2766.30		2456.22		1829.54		2907.95		57.79		95.13		2581.99		44.68		74.49%		32.888		55.629		58.478		78.509		3.419		1028.00		31.258		32.858		0.438110126

		1994		2878.14		2547.92		1874.71		2942.43		57.40		97.82		2604.83		45.38		73.58%		32.652		57.415		58.697		79.776		3.698		1024.10		31.364		32.065		0.4537288434

		1995		2983.28		2657.28		1941.40		2983.28		56.41		100.00		2657.28		47.11		73.06%		32.544		59.655		59.655		81.652		3.612		1030.90		31.677		31.677		0.4689914495

		1996		3037.52		2701.60		1965.67		3002.16		55.58		101.18		2670.15		48.04		72.76%		32.252		60.947		60.238		82.790		3.965		1024.50		31.765		31.396		0.4788036649

		1997		3102.96		2751.53		1971.24		3040.66		54.79		102.05		2696.29		49.21		71.64%		31.888		61.818		60.576		84.555		4.383		1004.60		31.504		30.871		0.4903715428

		1998		3192.51		2823.22		2001.82		3092.25		55.23		103.24		2734.56		49.51		70.91%		31.941		62.672		60.704		85.613		4.279		1021.60		31.984		30.980		0.4896644054

		1999				2863.3		2044.6						104.2		2747.89				71.41%		32.04		63.814		61.242		85.764		4.099		1040.10		32.463		31.154		0.4912941407

		ANE		Arbeitnehmerentgelt, Mrd.DM/Jahr										1.0226989808		1.0058914097						0.9917911246		1.0356211848		1.0126353934		1.0142169906		1.0584523909		1.0130800623		1.0214651424		0.9987935468

		AV		Arbeitsvolumen,Mrd.Std./Jahr

		NNE-n		Nettonationaleinkommen-nominal, Mrd. DM / Jahr

		NNE-r		Nettonationaleinkommen-real, Mrd DM in Preoisen von 1995 / Jahr

		PI NNE		Preisindex des Nettonationaleinkommens, 1995=100

		VE-n		Volkseinkommen-nominal, Mrd. DM / Jahr

		VE-r		Volkseinkommen- real, Mrd. DM inpreisen von 1995/Jahr

		p		reales Volkseinkommen/Arbeitsstunde,DM in Preisen von 1995 /Erwerbstätigenstunde

		l		Lohnquote

		L		inländische Arbeitnehmer

		W		Nominallohnsatz

		w		Reallohnsatz

		p(AN)		Arbeitnehmerproduktivität





		Gesamtwirtschaftliche Grunddaten 1991 - 1998, Wachstumsraten in %

		Jahr		NNE-n		VE-n		ANE		NNE-r		AV		PI NNE		VE-r		p		Lohnquote

		1991																		72.30%

		1992		6.9		6.5		8.3		1.6		1.1		5.2		1.2		0.1		73.56%

		1993		1.7		1.1		2.3		-2.1		-2.3		3.9		-2.7		-0.4		74.49%

		1994		4.0		3.7		2.5		1.2		-0.7		2.8		0.9		1.6		73.58%

		1995		3.7		4.3		3.6		1.4		-1.7		2.2		2.0		3.8		73.06%

		1996		1.8		1.7		1.3		0.6		-1.5		1.2		0.5		2.0		72.76%

		1997		2.2		1.8		0.3		1.3		-1.4		0.9		1.0		2.4		71.64%

		1998		2.9		2.6		1.6		1.7		0.8		1.2		1.4		0.6		70.91%

		ANE		Arbeitnehmerentgelt, Mrd DM pro Jahr

		AV		Arbeitsvolumen, Mrd DM pro Jahr

		NNE-n		Nettonationaleinkommen-nominal, Mrd DM pro Jahr

		NNE-r		Nettonationaleinkommen-real, Mrd DM in Preisen von 1995 pro Jahr

		p		Reales Volkseinkommen pro Arbeitsstunde, DM in Preisen von 1995 pro Erwerbstätigenstunde

		PI NNE		Preisindex des Nettonationaleinkommens, 1995=100

		VE-n		Volkseinkommen-nominal, Mrd DM pro Jahr

		VE-r		Volkseinkommen-real, Mrd DM in Preisen von 1995 pro Jahr
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Abhängig Beschäftigte in Deutschland



Arbeitsmarkt
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Brutto- und Nettoeinkommen eines Arbeitnehmers, 1991-1999



Auszug VGR 91-98
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Arbeitnehmernettoeinkommen und seine Kaufkraft, 1991-1999



Wachstumsraten

		Jahr		l		L		Nominal brutto		Real brutto		p(AN)		AL		W(netto)		W		w=W:PI		Nominal netto		Real netto

		1991		72.30%		34.224		48.229		55.389		76.605		2.602		27.390		48.229		55.389		27.390		31.456		L		W		w=W:PI		p(AN)		W(netto)		w(netto)

		1992		73.56%		33.520		53.331		58.224		79.155		2.979		29.797		53.331		58.224		29.797		32.531		-2.06%		10.58%		5.12%		3.33%		8.79%		3.42%

		1993		74.49%		32.888		55.629		58.478		78.509		3.419		31.258		55.629		58.478		31.258		32.858		-1.89%		4.31%		0.44%		-0.82%		4.90%		1.00%

		1994		73.58%		32.652		57.415		58.697		79.776		3.698		31.364		57.415		58.697		31.364		32.065		-0.72%		3.21%		0.38%		1.61%		0.34%		-2.41%

		1995		73.06%		32.544		59.655		59.655		81.652		3.612		31.677		59.655		59.655		31.677		31.677		-0.33%		3.90%		1.63%		2.35%		1.00%		-1.21%

		1996		72.76%		32.252		60.947		60.238		82.790		3.965		31.765		60.947		60.238		31.765		31.396		-0.90%		2.17%		0.98%		1.39%		0.28%		-0.89%

		1997		71.64%		31.888		61.818		60.576		84.555		4.383		31.504		61.818		60.576		31.504		30.871		-1.13%		1.43%		0.56%		2.13%		-0.82%		-1.67%

		1998		70.91%		31.941		62.672		60.704		85.613		4.279		31.984		62.672		60.704		31.984		30.980		0.17%		1.38%		0.21%		1.25%		1.52%		0.35%

		1999		71.41%		32.04		63.814		61.242		85.764		4.099		32.463		63.814		61.242		32.463		31.154		0.31%		1.82%		0.89%		0.18%		1.50%		0.56%

		Jahr		Reall. brutto		Produktivität		l

		1991		55.389		76.605		72.30%

		1992		58.224		79.155		73.56%

		1993		58.478		78.509		74.49%

		1994		58.697		79.776		73.58%

		1995		59.655		81.652		73.06%

		1996		60.238		82.790		72.76%

		1997		60.576		84.555		71.64%

		1998		60.704		85.613		70.91%

		1999		61.242		85.764		71.41%
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		Gesamtwirtschaftliche Grunddaten, Deutschland, 1991-1998

		Jahr		NNE-n		VE-n		ANE		NNE-r		AV		PI NNE		VE-r		p		l		L		Nominal brutto		Real brutto		Produktivität		AL		NLG		Nominal netto		Real netto		Lohnsteuerquote

		1991		2544.30		2282.84		1650.59		2922.02		58.46		87.07		2621.74		44.85		72.30%		34.224		48.229		55.389		76.605		2.602		937.40		27.390		31.456		0.4320818616

		1992		2719.52		2430.27		1787.64		2969.06		59.13		91.60		2653.27		44.87		73.56%		33.520		53.331		58.224		79.155		2.979		998.80		29.797		32.531		0.4412745295

		1993		2766.30		2456.22		1829.54		2907.95		57.79		95.13		2581.99		44.68		74.49%		32.888		55.629		58.478		78.509		3.419		1028.00		31.258		32.858		0.438110126

		1994		2878.14		2547.92		1874.71		2942.43		57.40		97.82		2604.83		45.38		73.58%		32.652		57.415		58.697		79.776		3.698		1024.10		31.364		32.065		0.4537288434

		1995		2983.28		2657.28		1941.40		2983.28		56.41		100.00		2657.28		47.11		73.06%		32.544		59.655		59.655		81.652		3.612		1030.90		31.677		31.677		0.4689914495

		1996		3037.52		2701.60		1965.67		3002.16		55.58		101.18		2670.15		48.04		72.76%		32.252		60.947		60.238		82.790		3.965		1024.50		31.765		31.396		0.4788036649

		1997		3102.96		2751.53		1971.24		3040.66		54.79		102.05		2696.29		49.21		71.64%		31.888		61.818		60.576		84.555		4.383		1004.60		31.504		30.871		0.4903715428

		1998		3192.51		2823.22		2001.82		3092.25		55.23		103.24		2734.56		49.51		70.91%		31.941		62.672		60.704		85.613		4.279		1021.60		31.984		30.980		0.4896644054

		1999				2863.3		2044.6						104.2		2747.89				71.41%		32.04		63.814		61.242		85.764		4.099		1040.10		32.463		31.154		0.4912941407

		ANE		Arbeitnehmerentgelt, Mrd.DM/Jahr										1.0226989808		1.0058914097						0.9917911246		1.0356211848		1.0126353934		1.0142169906		1.0584523909		1.0130800623		1.0214651424		0.9987935468

		AV		Arbeitsvolumen,Mrd.Std./Jahr

		NNE-n		Nettonationaleinkommen-nominal, Mrd. DM / Jahr

		NNE-r		Nettonationaleinkommen-real, Mrd DM in Preoisen von 1995 / Jahr

		PI NNE		Preisindex des Nettonationaleinkommens, 1995=100

		VE-n		Volkseinkommen-nominal, Mrd. DM / Jahr

		VE-r		Volkseinkommen- real, Mrd. DM inpreisen von 1995/Jahr

		p		reales Volkseinkommen/Arbeitsstunde,DM in Preisen von 1995 /Erwerbstätigenstunde

		l		Lohnquote

		L		inländische Arbeitnehmer

		W		Nominallohnsatz

		w		Reallohnsatz

		p(AN)		Arbeitnehmerproduktivität





		Gesamtwirtschaftliche Grunddaten 1991 - 1998, Wachstumsraten in %

		Jahr		NNE-n		VE-n		ANE		NNE-r		AV		PI NNE		VE-r		p		Lohnquote

		1991																		72.30%

		1992		6.9		6.5		8.3		1.6		1.1		5.2		1.2		0.1		73.56%

		1993		1.7		1.1		2.3		-2.1		-2.3		3.9		-2.7		-0.4		74.49%

		1994		4.0		3.7		2.5		1.2		-0.7		2.8		0.9		1.6		73.58%

		1995		3.7		4.3		3.6		1.4		-1.7		2.2		2.0		3.8		73.06%

		1996		1.8		1.7		1.3		0.6		-1.5		1.2		0.5		2.0		72.76%

		1997		2.2		1.8		0.3		1.3		-1.4		0.9		1.0		2.4		71.64%

		1998		2.9		2.6		1.6		1.7		0.8		1.2		1.4		0.6		70.91%

		ANE		Arbeitnehmerentgelt, Mrd DM pro Jahr

		AV		Arbeitsvolumen, Mrd DM pro Jahr

		NNE-n		Nettonationaleinkommen-nominal, Mrd DM pro Jahr

		NNE-r		Nettonationaleinkommen-real, Mrd DM in Preisen von 1995 pro Jahr

		p		Reales Volkseinkommen pro Arbeitsstunde, DM in Preisen von 1995 pro Erwerbstätigenstunde

		PI NNE		Preisindex des Nettonationaleinkommens, 1995=100

		VE-n		Volkseinkommen-nominal, Mrd DM pro Jahr

		VE-r		Volkseinkommen-real, Mrd DM in Preisen von 1995 pro Jahr
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